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Vorwort. 


Die  vorliegende  Arbeit  will  kein  abgeschlossenes  Ganze 
darstellen,  sondern,  wie  es  bereits  in  der  Fassung  des  Titels 
ausgedrückt  ist,  lediglich  einen  Beitrag  liefern  zur  Geschichte 
des  Verhältnisses  von  Staat  und  Kirche,  das  im  Zeitalter  der 
Säkularisation  eine  politisch  wie  juristisch  merkwürdige  Ge- 
staltung erfuhr.  Eine  erschöpfende  Darstellung  dieser  kirchen- 
politisch hochbedeutsamen  Zeit  verlangt  die  Verwertung  sämt- 
licher literarischer  und  namentlich  archivalischer  Quellen,  deren 
Ausbeutung  und  Verwertung  die  Arbeit  vieler  Jahre  bean- 
spruchen würde. 

Ich  beschränkte  mich  daher  auf  eine  Darstellung  der  Be- 
ziehungen zwischen  Staat  und  Kirche  in  ihrer  damaligen  Eigen- 
art, wie  sie  das  Verhältnis  zwischen  zwei  konkreten  Vertretern 
der  beiden  im  Kampfe  liegenden  höchsten  Gewalten,  nämlich  der 
bayrischen  Regierung  und  des  Ordinariats  Freising, 
aufweist.  Der  Geist  des  ganzen  damaligen  Kirchensystems,  wie 
er  sich  in  den  Gesetzen  und  Verordnungen  und  in  der  ganzen 
Literatur  offenbart,  wird  hier  am  anschaulichsten  zutage  treten. 

Es  wird  möglich  sein,  alle  Erscheinungen  und  Ereignisse 
kirchenpolitischer  Art  aus  jener  Zeit  auf  zwei  Prinzipien, 
die  sich  wieder  gegenseitig  bedingen,  zurückzuführen  und  aus 
ihnen  heraus  alles  zu  erklären  und  zu  würdigen :  nämlich 
Säkularisation  und  Territorialismus. 

Die  Darstellung,  welche  die  Zeit  von  1800—1809  (Reli- 
gionsedikt) behandeln  soll,  beruht  auf  ar ch i valischem  und 
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literarischem  Material,  namentlich  auf  ersterem;  auch  bei 
Benutzung  des  letzteren  wurde  auf  die  zeitgenössische  publi- 
zistische Literatur  zurückgegangen.  Die  archivalischen  Quellen 
lieferte  das  Königliche  Oberbayrische  Kreisarchiv  und  das 
Erzbischöfliche  Ordinariatsarchiv,  die  literarischen  Werke  die 
hiesige  Staats-  und  Universitätsbibliothek.  Den  sämtlichen 
Instituten  statte  ich  auch  an  dieser  Stelle  meinen  Dank  ab. 

Auch  möchte  ich  nicht  verfehlen,  an  dieser  Stelle  dem 
hochverehrten  Referenten,  Herrn  Professor  Dr.  iur.  et  phil. 
Christian  M eurer,  für  sein  liebenswürdiges  Entgegenkommen 
herzlichen  Dank  zu  sagen. 

München,  Ostern  1911. 


Der  Verfasser. 
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£er  denkwürdige  23.  Februar  1803,  im  Grunde  genommen 


der  Sterbetag  des  tausendjährigen  heiligen  römischen 


H?  vs=M^  Reiches  deutscher  Nation,  vollendete  und  sanktionierte, 
was  eine  ferne  und  nahe  Vergangenheit  auf  literarischem,  poli- 
tischem und  kirchlichem  Gebiete  vorbereitet  und  geschaffen 
hatte.  „Säkularisation",  dieses  inhaltsreiche  Wort,  geprägt 
bei  jener  politisch  wie  religiös  bedeutsamen  Entscheidung  des 
Westfälischen  Friedens,1  war  seitdem  nicht  mehr  verstummt, 
bis  das  „politische  Testament  der  Reformation"  erfüllt  war. 

Mit  der  Reformation  gewann  die  Säkularisationsidee,  die 
indes  schon  lange  vorher  da  und  dort  in  der  Geschichte  auf- 
taucht und  in  verschiedenen  Formen  auch  verwirklicht  wurde, 
neuen  Gehalt.  Im  Zeitalter  der  Reformation  zogen  die  welt- 
lichen Fürsten  Kirchengut  in  großem  Umfange  wirklich  ein; 
damit  verlor  dasselbe  den  besonderen  Schutz,  den  ihm  die  Eigen- 
schaft als  Eigentum  Gottes  verlieh.  In  dem  Maße,  in  welchem 
mit  und  seit  der  Reformation  das  Ansehen  des  Papstes  und  des 
Kaisers  als  Schutzherren  der  deutschen  Kirche  zurückgedrängt 
wurde,  wuchs  die  Gefahr  für  den  Bestand  der  Kirche  sowie 
für  ihre  politische  Macht  und  ihren  ungeheuren  Reichtum. 

Der  Glaube  an  die  Unrechtmäßigkeit  der  Verweltlichung 
von  Kirchengut  ward  von  dieser  Zeit  ab  in  zunehmendem  Maße 
geschwächt  durch  die  Lehren  über  das  Verhältnis  der  welt- 
lichen Gewalt  zur  Kirche  und  zu  deren  Vermögensrecht,  welche 
nicht  bloß  im  Staatsrecht,  sondern  auch  im  Kirchenrecht  zur 


Erstes  Kapitel. 
Die  Säkularisation. 


1  Meier,  Acta  pacis  Westfal.  Tom.  II  1.  13  §  14.  fol.  635. 

Ebert,  Territorialismus.  1 
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Herrschaft  gelangten  und  gerade  in  den  angesehensten  Männern 
dieser  Wissenschaften,  z.  B.  Hugo  Grotius  und  Thomasius,1  Ver- 
treter fanden.  Ihre  Ideen  werden  uns  in  dem  großem  publi- 
zistischen Kampfe  wieder  begegnen,  der  kurz  vor  der  Säkula- 
risation um  das  Opfer  derselben  entbrannte. 

Mit  glücklicher  Gewandtheit  wurden  die  schwachen  Seiten 
der  geistlichenStaaten  aufgespürt  und  mit  Geschick  die  Vor- 
kommnisse und  die  ganze  politische,  philosophische  und  religiöse 
Gesinnung  der  Zeit  benutzt,  um  die  wunden  Stellen  recht  deut- 
lich hervortreten  zu  lassen;  die  Mängel  der  Verfassung  der 
geistlichen  Staaten  im  Vergleiche  mit  den  weltlichen  waren  ein 
Lieblingsthema  der  Schriftsteller,  ja  sogar  Gegenstand  einer 
Preisaufgabe.2 

Schon  17  42  waren  die  süddeutschen  Hochstifter  von  der 
Säkularisation  ernsthaft  bedroht,  als,  um  den  Frieden  zwischen 
Karl  VII.  und  Maria  Theresia  herbeizuführen,  der  Vorschlag 
gemacht  wurde,  Bayern  zu  einem  Königreich  zu  erheben  und 
die  notwendige  Vergrößerung  u.  a.  auch  durch  Säkularisation 
der  Hochstifter  Salzburg,  Passau,  Regensburg,  Eichstätt,  Augs- 
burg und  Freising  zu  bewerkstelligen.  Dabei  sollten  die  säku- 
larisierten Bischöfe  und  Domkapitel  ein  bestimmtes  Einkommen 
erhalten  und  ersteren  auch  Sitz  und  Stimme  auf  dem  Reichstag 
gewahrt  bleiben.3 

Doch  damals  war  die  politische  Lage  noch  nicht  reif  und 
nicht  geeignet  für  eine  so  einschneidende  Umgestaltung  durch 
eine  Säkularisation,  die  zudem  nur  einen  Teil  der  ihr  später 
verfallenen  Gebiete  getroffen  hätte.  Der  damals  gehegte  Plan 
blieb  vorerst  ein  diplomatisches  Projekt. 

Dagegen  war  der  Gedanke  einer  allgemeinen  Säkularisation 
in  den  Mittelpunkt  aller  politischen  Interessen  gerückt  worden 
durch  den  Luneviller  Frieden  (9.  Februar  1801),  dessen 
Artikel  VII.  das  Prinzip  der  Säkularisation  aufstellte.4  Die 
publizistische  Literatur5  beschäftigte  sich  indes  mit  dem 

1  De  natura  bonor.  saecularis.    Hai.  1707. 

2  Über  die  Preisfrage  des  Frhr.  von  Bibra  vgl.  Brück,  Geschichte  der  kath. 
Kirche  S.  33  ff.  3  Brück  a.  a.  0.  I.  S.  24  ff. 

4  Koenig,  Pius  VII.  Die  Säkularis.  u.  d.  Reichskonkordat  S.  1  ff. 

5  Die  Abtretung  des  linken  Rheinufers  und  die  Entschädigungen  nach 
rechtlichen  und  politischen  Grundsätzen  erwogen.  1798.  —  Freymütige  Beiträge 
über  den  Frieden  von  Luneville.  1801.  —  Patriotische  Bemerkungen  hinsichtlich 
der  Säkularisation.  1802.  —  Deutschland  am  Rande  des  Abgrundes  oder  das 
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neuen  Problem  schon  seit  dem  Rastatter  Friedenskongreß,  bei 
dem  die  Säkularisation  bereits  als  Basis  der  Entschädigung  vor- 
geschlagen worden  war.  Wo  immer  von  Entschädigung  die 
Rede  war,  wurde  die  Idee  der  Säkularisation  vertreten;  die 
Vernichtung  der  geistlichen  Reichsstände  wurde  als  leichteres 
Werk  für  die  Politik  betrachtet  und  ihre  Aufopferung  als  an- 
gemessener erachtet,  weil  in  den  geistlichen  Staaten  die  Landes- 
hoheit nur  dem  jetzt  lebenden  Inhaber  als  „wohlerworbenes 
Recht"  zustehe,  während  in  den  weltlichen  Staaten  die  Dynastien 
ein  „Erbrecht  und  Miteigentum"  hätten.  Aus  dieser  Anschauung 
heraus  entsprang  denn  auch  der  Vorschlag,  die  Säkularisation 
in  den  einzelnen  Hochstiftern  bis  zum  Ableben  des  letzten 
Fürsten  zu  verschieben.  Von  den  Verteidigern  des  geistlichen 
Standes  wurde  es  als  besondere  Unbilligkeit  empfunden,  daß 
dieser  die  vom  Reiche  geforderte  Entschädigung  allein  und 
nicht  alle  Stände  nach  Verhältnis  tragen  sollten.  Es  dauerte 
geraume  Zeit,  bis  es  klar  wurde,  daß  die  Säkularisation 
nicht  bloß  den  Entschädigungszweck  verfolgte,  sondern  auch 
Selbstzweck  war,  daß  es  sich  um  die  Vernichtung  des  geist- 
lichen Standes  und  Staates  handelte. 

Die  zeitgenössische  publizistische  Literatur  ist  von  dem 
Streben  geleitet,  die  Säkularisation  zu  rechtfertigen;  ein  lite- 
rarischer Kampf  entsteht,  als  ebenbürtige  Verteidiger  des 
geistlichen  Standes  auf  dem  Plane  erscheinen.  Nach  allen  Seiten 
wird  das  Problem  geprüft;  alte  Axiome  und  Theorien  werden 
aus  der  literarischen  Rüstkammer  hervorgeholt,  unverändert 
zitiert  oder  nach  Bedürfnis  modifiziert,  hier  entwickelt  und  ver- 
teidigt, dort  aber  gleich  schlagfertig  zerzaust  und  widerlegt. 

Die  Hl.  Schrift,  aus  der  man  zu  anderen  Zeiten  die  Legi- 
timität der  Fürstengewalt  herleitete,  soll  jetzt  die  Rechtfertigungs- 
gründe liefern,  um  einer  gewissen  Gattung  von  Fürsten  die 
weltliche  Gewalt  wieder  abnehmen  zu  können.  Des  Herrn  Wort: 
„Mein  Reich  ist  nicht  von  dieser  Welt,"  wurde  besonders  oft 
zitiert.1 

Entschädigungsprinzip  durch  Säkularisation.  1798.  —  Keine  Säkularisation  der 
geistlichen  Stände,  sondern  Modifikation  des  ganzen  Reiches.  1802.  —  Letztes 
Wort  eines  Patrioten  für  die  Erhaltung  der  geistlichen  Staaten.  1801.  —  Noch 
ein  Wort  über  Säkularisationswesen.  1801. 

1  Der  jämmerliche  Prediger  mit  dem  Vorspruch  „Mein  Reich  ist  nicht  von 
dieser  Welt"  oder  etwas  über  die  Säkularisation  nach  den  Grundsätzen  der 
kantischen  Philosophie.  1798. 

1* 
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Mit  einem  dem  Zeitalter  angemessenen  „Geistesfluge"  wendet 
man  sich  an  die  Vernunft,1  welche  die  Säkularisation  fordere. 
Die  Vernunftgründe  für  die  Notwendigkeit  und  damit  auch  für 
die  Rechtmäßigkeit  der  Säkularisation  werden  dabei  geschöpft 
aus  der  unnatürlichen  Verbindung  von  zwei  unvereinbaren  Ge- 
walten im  geistlichen  Staat,  die  sich  nicht  vertrage  mit  dem 
Staatszweck,  ein  „unmoralisches"  Verhältnis  darstelle,  das  schon 
viel  Unheil  über  die  Welt  gebracht  habe. 

Einig  sind  die  Publizisten  darin,  daß  sich  die  rechtlichen 
Gründe  der  Säkularisation  nicht  aus  positivem  Gesetz  hergeleitet 
werden  könne.  Nur  die  Souveränität  des  Reichs,  ein  Wort, 
das  seit  dem  Westfälischen  Frieden  verpönt  war,  wird  jetzt 
wieder  anerkannt,  doch  nur  zu  dem  Zweck,  um  dem  Reich  für 
einen  Augenblick  die  rechtliche  Fähigkeit  geben  zu  können, 
das  Obereigentum  von  den  geistlichen  Ständen  zurückzunehmen. 

Im  übrigen  greift  man  zum  philosophischen  oder  natür- 
lichen Staatsrecht,  um  dort  die  neue  Erscheinung  unter  eine 
Rubrik  zu  bringen. 

Die  Staatsomnipotenz,  in  der  Theorie  bekannt,  gelehrt 
und  bewundert,  wird  hinsichtlich  der  Säkularisation  nur  von 
wenigen  Schriftstellern  verteidigt;  die  besonnenen  lehnen  sie 
ab,  denn  die  Konsequenzen  wären  furchtbar;  sie  nehmen  daher 
ihre  Zuflucht  zu  dem  sog.  Staatsnotrecht,1  das  man  für 
einen  so  sicheren  und  trefflichen  Rechtfertigungsgrund  hielt, 
daß  man  es  wie  eine  heilige  Formel  zitierte.  „Der  Staat  kann 
im  außerordentlichen  Falle  der  Not  die  wohlerworbenen  Rechte 
einzelner  Glieder  zur  Erhaltung  des  Ganzen  aufopfern."  Die 
Verteidiger  des  geistlichen  Standes  lehnen  auch  dieses  ius  emi- 
nens  ab  mit  der  gerechten  Frage:  warum  sollen  die  geistlichen 
Fürsten  allein  und  ganz  die  Entschädigung  leisten? 

Mit  dem  ius  eminens  hatte  schon  Thomasius  die  Säkula- 
risation des  Kirchenguts  verteidigt.  Sein  Ansehen  reichte  hin, 
um  diese  Grundsätze  jetzt  ohne  besondere  Nachprüfung  als 


1  Die  Vernunft  fordert  die  Säkularisationen.  1798. 

2  Weiße,  Chr.  E.,  Über  die  Säkularisation  deutscher  geistlicher  Reichs- 
länder  in  Rüchsicht  auf  Geschichte  und  Staatsrecht.  Leipzig  1798  und  die  Gegen- 
schriften: Über  die  geistlichen  Staaten  in  Deutschland  und  die  vorgebliche  Not- 
wendigkeit ihrer  Säkularisation.  1798.  —  Die  Unrechtrnäßigkeit  der  Säkularisie- 
rungen, als  Antwort  auf  Weißes  Schrift.  Philalethopolis.  1799.  —  Über  das 
Staatsnotrecht  als  Grund  des  Rechts  zu  säkularisieren.  1800. 
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unantastbare  Norm  zu  zitieren.  Dem  Dogma  der  einen,  daß 
der  Zweck  der  Stiftung  nicht  vereitelt  werden  dürfe,  wird  die 
Autorität  des  Thomasius  entgegengestellt,  wonach  in  Rücksicht 
auf  den  Staat  Testamente  unverbindlich  sein  können. 

Auch  die  rechtsphilosophischen  Lehren  Kants  werden  in 
den  Schriften  der  Publizisten  ausgiebig  und  gerne  aufgeführt, 
um  die  Einziehung  des  Kirchenvermögens  als  rechtlich  möglich 
und  erlaubt  darzustellen.  Wie  gelegen  kam  die  Doktrin  dieses 
Philosophen,  daß  der  Besitz  gewisser  Korporationen  nur  in  der 
Volksmeinung  begründet  sei,  z.  B.  in  dem  Glauben  von  der 
Kraft  der  Seelenmessen.  Ihr  Eigentumsrecht  wäre  also  so  lange 
gültig,  als  diese  Volksmeinung  andauere,  erlösche  aber,  sobald 
diese  sich  ändere. 

Es  treten  weitere  Schriftsteller  auf,  die  unbekümmert  um 
die  Autorität  angesehener  Männer  und  ohne  sonderliches  Be- 
mühen in  der  Begründung  ihrer  Anschauungen  Lehren  und 
Grundsätze  vertreten,  die  bei  der  vorgefaßten  Meinung  gegen 
den  geistlichen  Stand  und  die  Orden  leicht  und  schnell  Beifall 
finden.  Z.  B.  der  Stifter  kann  nicht  rechtmäßig  über  einen 
Gegenstand  auf  Jahrtausende  hinaus  verfügen  und  nicht  die 
ganze  folgende  Menschheit  zu  einem  bestimmten  Verhältnis 
gegenüber  demselben  unabänderlich  verpflichten.  Die  Verwen- 
dung des  Kirchen-  und  Klosterguts  zu  gewissen  Zwecken,  be- 
sonders zum  Besten  von  Bildungs-  und  Wohltätigkeitsanstalten, 
nehme  der  Einziehung  desselben  den  Charakter  nicht  bloß  eines 
sakrilegischen  Kirchenraubes,  sondern  der  Säkularisation  selbst; 
denn  sie  blieben  trotz  dieser  Verwendung  geistliche  Güter,  in- 
dem sie  jetzt  zu  mittelbaren  Religionszwecken  verwendet  würden; 
die  Fonds  für  Schule  und  Armenpflege  seien  eben  als  p  i  a  e 
causae  Kirchengut  (für  diese  Eigenschaft  spreche  die  Tatsache, 
daß  die  quarta  pauperum  ursprünglich  unausscheiclbares  Kirchen- 
vermögen gewesen  gleich  der  quarta  episcopi),  diese  Verwendung 
der  Klostergüter  widerspreche  auch  nicht  dem  Willen  der  Stifter, 
die  ihre  Stiftungen  nicht  für  die  Mönche  als  Mönche,  sondern 
als  Kulturträger  gemacht  hätten.1 

Auf  diese  Weise  war  die  bürgerliche  Gesellschaft  auf  das 
große  Ereignis  vorbereitet  worden,  so  daß  bei  der  herrschenden 

1  Über  Verwendung  einiger  Klostergüter  zu  Bildungs-  und  Wohltätigkeits- 
anstalten. 1802. 
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Strömung  des  Zeitgeistes  und  der  Gesinnung  des  Volkes  von 
dieser  Seite  kein  Widerstand  zu  befürchten  war. 

Der  literarische  Kampf  verstummte,  nachdem  er  gleich 
anfangs  am  heftigsten  getobt  hatte,  allmählich,  der  Federkrieg 
gegen  die  geistlichen  Staaten  und  die  Klöster  hörte  auf,  als  die 
Politik  das  Schicksal  derselben  entschieden  hatte. 

Diese  beschäftigte  sich  mit  dem  Säkularisationsprojekt  schon 
seit  geraumer  Zeit,  in  geheimen  Konventionen  und  auf  dem 
großen  Friedenskongresse  zu  Rastatt,  ohne  jedoch  einen  be- 
stimmten Plan  oder  ihr  eigentliches  Ziel  der  Öffentlichkeit  kund- 
zumachen. Indes  schon  damals  fürchtete  man  ernstlich  für  das 
„reichsständische  Daseyn"  der  geistlichen  Fürsten,  wenn  sich  ein 
Freisinger  Domherr  auch  ganz  leicht  darüber  hinwegtröstete. 
„Das  Glück  für  das  Hochstift",  meinte  er,  „sei,  daß  es  zur  Hälfte 
in  Österreich  und  zur  anderen  in  Bayern  gelegen  und  auf  der 
Kammer  und  Steuerkasse  wohl  700  000  fl.  Schulden  lasten."  Um 
so  größer  aber  war  die  Besorgnis  seit  dem  Luneviller  Friedens- 
schluß, der  das  Säkularisationsprinzip  aufstellte  und  damit  über 
die  geistlichen  Staaten  den  Stab  brach,  wenn  auch  niemand,  am 
allerwenigsten  der  betroffene  geistliche  Stand  selbst  an  eine  so 
gründliche  Vernichtung,  wie  sie  tatsächlich  erfolgt  ist,  glauben 
wollte.   Der  drohenden  Gefahr  blieb  man  sich  'indes  bewußt. 

Gleich  nach  dem  Friedensschlüsse  bereitete  sich  von  Regens- 
burg aus  im  geheimen  eine  Aktion  der  Hochstifter1  vor. 
In  dieser  Zeit,  da  die  Existenz  des  geistlichen  Standes  und 
damit  das  Schicksal  der  deutschen  Kirche  und  auch  des  Reichs 
auf  dem  Spiele  stand,  war  der  Freisinger  Fürstbischof 
einer  der  tätigsten  Fürsten,  der  in  „reichspatriotischem  Taten- 
eifer" mit  Hingebung  dem  drohenden  Untergang  entgegen- 
zuarbeiten sich  bemühte.  Sein  Plan  war,  einen  Zusammenschluß 
sämtlicher  deutscher  Hochstifter  zu  bewirken;  Bischof  und  Ka- 
pitel sollten  in  Eintracht  unter  sich  und  vereinigt  mit  sämt- 
lichen deutschen  Hoch-  und  Domstiftern  sich  in  den  Schutz  der 
beiden  höchsten  Gewalten,  Papst  und  Kaiser,  begeben,  um  mit 
vereinten  Kräften  „dem  Druck  zu  widerstehen,  der  seine  größte 
Hoffnung  auf  Ohnmacht  und  vermeintlich  geteilte  Kräfte  gründe". 

So  wollte  er  das  Schicksal  seines  Standes,  wenn  auch  nicht 
ganz  abwenden,  so  doch  in  seiner  Härte  mildern. 

1  Korrespondenz  des  Fürstbischofs  mit  den  übrigen  geistlichen  Fürsten, 
Febr.  bis  Aug.  1802.  —  Kr.  A.  H.  L.  fasc.  131. 


Den  Plan  zu  der  Aktion,  die  er  mit  seinem  Regensburger 
Domkapitel  ins  Leben  rief,  hatte  er  bereits  entworfen  und  von 
den  geistlichen  Mitständen  Konstanz,  Eichstätt,  Basel  und  Trier 
für  die  Sache  gewonnen.  In  verständnisvoller  Würdigung  der 
Verhältnisse  riet  er  von  einer  Deputation  ab,  die  auf  Anregung 
einzelner  an  den  Reichstag  gesandt  werden  sollte,  und  empfahl 
dagegen  ein  äußerlich  passiv  scheinendes  Verhalten,  um  desto 
fester  und  vertraulicher  sich  im  Innern  zusammenzuschließen. 

Die  Leitung  der  Aktion  wollte  er  dem  Erzbischof  von  Mainz 
als  Reichskanzler  und  Custos  legum  imperii  übertragen  wissen; 
als  Mittelpunkt  war  Regensburg  gedacht,  wo  der  churmainzische 
Gesandte  den  Beitritt  und  dieVereinigung  der  noch  fernstehenden 
Mitstände  durchsetzen  sollte. 

Die  Wirksamkeit  einer  solchen  Aktion  lag  vor  allein  in  der 
Gemeinsamkeit  des  Handelns  unter  Zurückdrängung  der  Sonder- 
interessen angesichts  der  gemeinsamen  Gefahr.  Mit  erhebenden 
Worten  wendet  sich  der  Aufruf  an  die  deutschen  Domstifter: 
„Europa  und  die  Nachwelt  sieht  auf  uns,  ob  wir  im  Augenblicke 
der  Gefahr  und  des  schuldlosen  Untergangs  den  Gemeingeist 
und  die  Fassung  für  das  allgemeine  Beste  beibehalten  und  ob 
wir  nach  einer  tausendjährigen  ebenso  nutzbaren  als  ruhm- 
vollen Existenz  unserer  Vorfahren  würdig  sind." 

Allein  die  Einigkeit  der  geistlichen  Gesandten  in  Regens- 
burg bestand  nur  in  schönen  Worten.  Würzburg  hielt  die  von 
Josef  Konrad  angeregte  Vorstellung  beim  Kaiser  für  zwecklos, 
weil  dieser  schon  durch  das  eigene  politische  Interesse  gezwungen 
sei,  für  die  Erhaltung  des  geistlichen  Standes  einzutreten;  es 
will  seine  eigenen  Wege  gehen  und  Rußlands  Schutz  anflehen, 
„das  den  geistlichen  Fürsten  geneigt  scheine".  Gegen  Mainz 
und  dessen  Führung  machte  sich  bald  ein  großes  Mißtrauen 
bemerkbar.  Geringe  Hoffnung  auf  Einigung  und  Erfolg  be- 
stand nunmehr.  Nach  dem  Vorgehen  Eichstätts  wandte  sich 
daher  der  Freisinger  Fürstbischof  für  seine  Person  an  den 
Kaiser  und  legte  ihm  seine  und  seinen  Standes  Besorgnisse  ans 
Herz ;  mit  Worten  des  Trostes  antwortete  das  Reichsoberhaupt, 
das  seine  Macht  so  erlahmt  sah,  daß  es  einem  schutzflehenden 
Reichsstande  eine  sichere  Hilfeleistung  nicht  mehr  zu  ver- 
sprechen wagte. 

Und  doch  war  der  Kaiser  die  erste  und  fast  einzige  Hoff- 
nung für  die  geistlichen  Fürsten,  deren  Antrag  dahin  ging,  der 


Reichstag  solle  das  ganze  Entschädigungsgeschäft  ausschließlich 
dem  Kaiser  übertragen. 

Viel  hatte  man  sich  von  dem  gemeinsamen  Vorgehen  der 
geistlichen  Stände  versprochen  und  sich  bereits  mit  dem  Aus- 
gang und  Erfolg  des  Unternehmens  beschäftigt :  mit  dem  Verlust 
der  Landesherrlichkeit  hatten  sie  sich  schon  vertraut  gemacht; 
dieselbe  wollten  sie  dem  unglücklichen  Vaterlande  zum  Opfer 
bringen,  hofften  aber  dadurch  die  Kirchenverfassung  zu  retten 
und  für  die  verlorene  Reichsstandschaft  die  Landesstandschaft 
zu  erlangen. 

Wenn  eine  Demonstration  der  geistlichen  Reichsstände  ohne 
Erfolg  war  und  daher  unterblieb,  so  lag  das  an  der  Uneinig- 
keit derselben  selbst  und  an  dem  unaufhaltsamen  Gang  der 
Politik.  Der  Freisinger  Reichfürst  aber  erwies  sich  nach  den 
anerkennenden  Worten  des  Bischofs  von  Konstanz  als  ein  Reichs- 
stand, der  durch  Eifer  und  Tätigkeit  die  Übereinkunft  der  geist- 
lichen Fürsten  befördert  und  sich  das  allgemeine  Vertrauen 
erworben  habe.  Redlichkeit,  Mut,  Opfersinn  und  Vaterlands- 
liebe zeichnen  ihn  aus.  So  schrieb  er  denn  auch  an  sein  Regens- 
burger Domkapitel;  „Wir  wollen  vor  den  Menschen  handeln, 
wie  es  rechtschaffenen  und  standhaften  Männern  geziemt,  die 
Religion  vorzüglich  und  unser  Recht  verteidigen." 

Förmlich  wehrlos  waren  nunmehr  die  geistlichen  Fürsten 
ihren  weltlichen  Mitständen  ausgeliefert,  die,  um  bei  der  Ver- 
teilung der  geistlichen  Besitzungen  möglichst  viel  zugesprochen 
zu  erhalten,  in  Paris  die  Gunst  des  französischen  Konsuls  und 
seiner  einflußreichen  Freunde  in  niedriger  Schmeichelei  erflehten, 
vor  allem  aber  erkauften.  Man  glaubt  Stellen  aus  Bignon, 
Treitschke,  Menzel,  Häusser  u.  a.  zu  lesen,  wenn  der  f  reisin - 
gische Reichstagsgesandte  am  15.  August  in  einem Komitial- 
bericht1  schreibt:  „Aus  dem  Geist  der  ganzen  Entschädigung 
erhellt,  daß  die  Hauptabsicht  auf  die  Zerstörung  des  geistlichen 
Standes  gerichtet  war,  daß  die  Entschädigung  als  Nebensache 
betrachtet  wurde.  Ein  Augenzeuge,  der  selbst  gute  Geschäfte 
gemacht,  versicherte  mich,  daß  in  Paris  ein  eigentlicher  Länder- 
markt gehalten  worden;  daß  die  dabei  angestellten  Personen 
selbst  unter  der  Hand  Anerbietungen  gemacht  haben;  diejenigen 
aber,welche  diesenNegotiationsplan(welchen  Deutschland  übrigens 


1  Komitialberichte  v.  3.  I.— 29.  X.  1802.    Kr.  A.  Gen.  Korn.  A.  I.  1—4. 
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bei  Gelegenheit  der  Kriegskontributionen  zu  erlernen  sattsam 
Gelegenheit  hatte)  nicht  befolgen  wollten  oder  konnten,  schlecht 
weggekommen  sind." 

Nach  dem  geheimen  Machtspruch  Rußlands  und  Frankreichs 
hatte  schließlich  jeder  Staat  seinen  Teil  an  dem  Entschädigungs- 
opfer zugewiesen  und  zugesichert  erhalten,  so  daß  dem  Reichs- 
tag nur  mehr  das  formelle  Teilungsgeschäft  verblieb;  denn 
er  vollzog  nur  den  Willen  der  „vermittelnden  Mächte",  deren 
Anordnungen  er  gesetzliche  Kraft  verlieh. 

Am  2.  August  1802  berief  der  Kaiser  die  außerordentliche 
Reichsdeputation  zusammen,  die  sich  am  24.  August  im  Rathaus- 
saal zu  Regensburg  konstituierte  und  nach  6  monatlicher  Arbeit 
in  46  Sitzungen  ihre  Geschäfte  beendigte. 

Ein  treffliches,  aber  trauriges  Bild  des  deutschen 
Reichstags  in  jener  Zeit  der  tiefsten  Ohnmacht  und  Demüti- 
gung des  Reichs  liefern  die  Komitialberichte  der  Freisinger 
Gesandten,  Graf  Lerchenfeld  und  Baron  Sternberg.  Sie  be- 
stätigen und  ergänzen  die  Schilderungen,  wie  sie  in  den  großen 
Geschichtswerken  niedergelegt  sind.  Die  Klagen  über  den 
schleppenden  Geschäftsgang,  über  die  Unsicherheit  der  diplo- 
matischen Arbeiten,  die  in  ein  geheimnisvolles,  selbst  für  die 
Gesandten  undurchdringliches  Dunkel  gehüllt  sind,  kehren  darin 
wieder. 

Der  schließliche  Ausgang  schien  indes  zum  voraus  nicht 
zweifelhaft  zu  sein.  „Langsamer  zwar,"  schreibt  Sternberg  schon 
am  15.  August  1802,  „als  man  anfangs  vermutete,  doch  nicht 
weniger  zuverlässig  rückt  Teutschland  seiner  völligen  Zerstücke- 
lung entgegen,  und  die  Verzögerungen,  welche  zufällig  eintreten, 
sind  nicht  dem  Bestreben  irgendeines  Hofes,  das  arme  Teutsch- 
land zu  retten,  zuzuschreiben,  es  sind  bloß  Hindernisse  in  der 
Modalität,  die  leicht  errungene  Beute  zu  teilen;  es  scheint  fast, 
daß  dem  Testament  Teutschlands  noch  ein  Kodizill  mit  einem 
geringen  Prälegat  für  Österreich  eingehängt  werden  soll. 
Künftige  Jahrhunderte  werden  die  Geschichte  unserer  Tage 
Lügen  strafen  und  die  Wahrheit  in  die  Reihe  der  Unmöglich- 
keiten stellen." 

Am  16.  August  hatten  die  Minister  Rußlands  und  Frank- 
reichs den  gemeinsamen  Entschädigungsplan  vorgelegt;  damit 

1  Protokolle  der  a.  o.  Reichsdep.  7  Bände.  1803.  —  Gasparri,  Der  Depu- 
tations-Rezeß.  2  Bd.  1803. 
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war  das  Schicksal  des  geistlichen  Standes  endgültig  besiegelt, 
an  einen  Widerstand  oder  wesentliche  Änderungen  desselben 
seitens  des  Reichstags  war  bei  der  Lage  der  Dinge  nicht  zu 
denken.  „Da  jetzt  alle  politischen  Verhältnisse  zwischen  dem 
Reichsoberhaupt  und  den  geistlichen  Fürsten  für  aufgehoben 
hinfort  angesehen  werden  können,"  schrieb  am  folgenden  Tage 
der  Gesandte  nach  Freising,1  „so  werde  ich  mich  in  Zukunft 
auf  die  Chronik  unserer  Tage  beschränken  und  bloß  Tatsachen 
als  Beiträge  zur  traurigen  Geschichte  unseres  Jahrhunderts 
liefern." 

Schon  am  8.  September  nahm  das  Konklusum  die  Säkula- 
risation im  allgemeinen  an;  der  Reichsrezeß  vom  25.  Februar 
1803  setzte  dann  dem  ganzen  Werk  die  Krone  auf.  Durch  die 
kaiserliche  Ratifikation,  die  zwei  Monate  später  erfolgte,  erlangte 
der  Hauptschluß  die  Kraft  eines  Reichsgrundgesetzes,  das  an 
Bedeutung  nicht  hinter  dem  westfälischen  Friedensinstrument 
zurücksteht. 

An  sich  bedeutete  diese  kaiserliche  Sanktion  lediglich  einen 
Formalakt,  denn  schon  lange  zuvor  hatten  die  neuen  Landes- 
herren von  den  ihnen  zugewiesenen  Entschädigungsländern 
Besitz  genommen,  so  auch  Bayern  schon  am  24.  August  1802 
vom  Hochstift  Freising. 

Die  Säkularisation  des  Fürstentums  Freising  vollzog  sich 
in  einer  militärischen  und  Zivilbesitznahme,  die  zeitlich  drei 
Monate  auseinander  liegen. 

Die  militärische  Besetzung,2  wie  sie  am  23.  August  1802 
von  36  Mann  des  kurfürstlichen  Infanterieleibregiments  unter 
Führung  des  Oberleutnants  v.  Röckl  ausgeführt  wurde,  stand, 
abgesehen  von  dem  militärischen  Gepräge,  ganz  unter  dem 
Zeichen  gegenseitiger  Friedlichkeit  und  bedeutete,  wenn  auch 
erforderlichenfalls  Gewalt  gebraucht  worden  wäre,  in  der  tat- 
sächlichen Ausführung  lediglich  einen  Formalakt. 

Bei  ihrem  Einzüge  marschierten  die  bayrischen  „Truppen" 
vor  dem  Rathause  auf;  während  Röckl  sich  in  der  Ratsstube 
mit  dem  Vizedom  besprach,  bezogen  einige  Soldaten  die  Haupt- 
wache. Zum  augenscheinlichen  Zeichen  der  Friedlichkeit  der 
Besitznahme  hielt  nun  dort  ein  churbayerischer  Infanterist  und 
fürstbischöflicher  Grenadier  die  Wache. 

1  Komitialbericht  17.  VIII.  02. 

2  Heck.  Fris.  49.  Kr.  A.  G.  K.  A.  fasc.  I,  4;  V.  117. 
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Diese  militärische  Besetzung  der  Stadt  als  Residenz  sollte 
sich  als  Symbol  auch  auf  das  ganze  Fürstentum  erstrecken,  wie 
sie  auch  durch  die  Behörden  allerorts  feierlich  verkündigt 
wurde.  Die  fürstbischöfliche  Regierung  aber,  die  bei  dieser 
ersten  Begegnung  der  neuen  Landesherrschaft  „mit  einer  Be- 
reitwilligkeit und  einem  Eifer  entgegenkam,  dessen  eine  geist- 
liche Regierung  nur  immer  fähig  sein  kann",  blieb  bis  zur 
Zivilbesitznahme  in  vollem  Umfange  bestehen. 

Als  die  Nachricht  von  der  Besitznahme  des  Fürstentums 
am  Reichstage  eintraf,  protestierte  der  freisingische  Gesandte 
nach  Rücksprache  mit  den  kaiserlichgesinnten  Gesandten  und 
dem  Plenipotentiarius  von  Huegel  gegen  diesen  konstitutions- 
widrigen „Vorschritt"  und  die  Verletzung  des  Gebiets.  Allein 
gleich  den  Vertretern  der  übrigen  Hochstifter  machte  auch  der 
Freisinger  Gesandte  mit  seiner  Protestation  keinen  besonderen 
Eindruck  auf  die  Reichsversammlung;  höhnisch  bemerkte  der 
Gesandte  in  seinem  Bericht:  „Es  scheint,  daß  man  dieses  bene- 
ficium  flebile  den  geistlichen  Ständen  noch  gerne  zugestehen 
will."1 

„Ut  aliquid  fecisse  videamur",  denn  in  diesem  Augenblicke 
scheint  es  wohl  nicht  mehr  darauf  anzukommen,  was  an  sich 
recht  und  billig  ist,  sondern  was  die  Übermacht  auf  die  Stufen 
des  Rechts  erheben  will.  Es  bleibt  nichts  anderes  übrig,  als 
sich  dem  allgemeinen  Schicksal  zu  fügen."2 

Mit  diesen  Worten  tiefer  Entrüstung  über  die  Vergewalti- 
gung des  Rechts  und  erzwungener  Resignation  schließt  der 
Gesandte  seine  Tätigkeit  am  Mittelpunkte  des  Reichs,  mit  ihm 
scheidet  auch  der  geistliche  Staat,  den  er  vertreten,  aus  dem 
politischen  Körper  des  Reiches  aus. 

Die  politische  Situation  im  Reiche  hatte  sich  inzwischen 
geklärt,  so  daß  die  weltlichen  Fürsten,  ohne  die  Ratifikation 
des  Reichsschlusses  durch  den  Kaiser  abwarten  zu  müssen,  es 
wagen  durften,  die  ihnen  zur  Entschädigung  zugewiesenen  Lande 
ihren  Territorien  endgültig  und  in  der  Weise  einzuverleiben, 
daß  sie  nicht  bloß  in  ihrer  politischen  Existenz  im  Verhältnis 
zum  Reich  vernichtet  erschienen,  sondern  die  neuen  Landes- 
herren jede  Umgestaltung,  wenn  auch  mit  Ausführung  und 


1  Komitialbericht  17.  IX.  02. 

2  Komitialbericht  25.  X.  02. 


—    12  — 


unter  Beobachtung  des  Reichsrezesses,  im  Inneren  vornehmen 
durften. 

Am  27.  November  1802  erfolgte  die  Zivilbesitznahme1 
des  Fürstentums  Freising.  In  der  Mittagsstunde  wurde  unter 
Trompetenklang  und  Trommelschlag  und  unter  Paradierung 
des  bayrischen  Militärs  das  Besitzergreifungspatent  am  Haupt- 
platz publiziert  und  von  Herolden  unter  militärischer  Begleitung 
in  den  Straßen  der  Stadt  ausgerufen,  damit  das  Volk,  das  an 
den  äußeren  Ereignissen  teilnimmt,  ohne  innere  Teilnahme  für 
den  tragischen  Vorgang,  die  Bedeutung  des  Aktes  wohl  würdige. 
Nach  der  Publikation  wurden  die  fürstbischöflichen  Wappen 
und  Insignien  entfernt  —  nach  kurfürstlichem  Befehle  sollte 
dies  mit  „Bescheidenheit  und  ohne  öffentliches  Aufsehen"  ge- 
schehen —  und  auf  den  Stadttoren  und  an  dem  Rathause  die 
Abzeichen  der  neuen  Landesherrschaft  angebracht. 

Im  Sitzungssaale  des  Regierungsgebäudes  versammelten 
sich  die  Behörden,  Hof  rat,  Hofkammer  und  Magistrat;  der 
Generalkommissar  Frh.  von  Aretin  verlas  das  Patent  und  nahm 
die  Huldigung  und  den  Treueid  der  Versammelten  für  den 
neuen  Landesherrn  entgegen.  Die  „geistliche  Regierung"  war 
nicht  zugegen.  Über  ihr  Schicksal  entschied  die  Folgezeit  und 
das  kirchenpolitische  System,  das  die  Regierung  von  da  ab  zur 
Geltung  brachte. 

Der  Untergang  der  geistlichen  Herrschaft  sollte,  so  eigen- 
tümlich es  auch  berührt,  wenn  man  sich  die  Tendenz  und  die 
Folgen  der  Säkularisation  vergegenwärtigt,  doch  nicht  ohne 
die  Assistenz  der  Kirche  geschehen.  Die  Zeitgenossen  lebten 
in  der  Anschauung,  daß  die  Kirche  bei  keiner  politischen  oder 
weltlichen  Feier  fehlen  dürfe,  und  niemand  begriff  die  Ironie, 
die  gerade  darin  lag;  die  neue  Regierung  aber  trug  aus  be- 
stimmten Absichten  diesem  Empfinden  des  Volkes  Rechnung. 

Am  Tage  nach  der  Zivilbesitznahme,  einem  Sonntage,  findet 
die  kirchliche  Feier  statt,  von  Aretin  angeordnet  und  ihre  Form 
bestimmt.  In  der  Hauptkirche  zum  hl.  Georg  hält  der  Stadt- 
dechant  Frantz  den  feierlichen  Gottesdienst,  an  dem  alle 
Behörden  teilnehmen;  in  der  Kirche  verliest  er  das  Besitz- 
ergreifungspatent, erklärt  die  Veränderung  in  der  Landes- 
regierung und  ermahnt  das  Volk  zu  Gehorsam  und  Treue  gegen 


1  Kr.  A.  Gen.  K.  A.  f.  I.  4  ff. 
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den  neuen  Landesherrn.  Mit  einem  feierlichen  Te  Deum  nach 
solennem  Hochamte  geleitet  die  Kirche  die  geistliche  Herrschaft 
zu  Grabe. 

Abgesehen  von  dem  territorialen  Verluste  und  dem  Ver- 
lust an  Vermögen,1  wurde  sie  ihres  politischen  Ansehens 
fast  ganz  beraubt.  Im  Tone  tiefer  Wehmut  über  den  Unter- 
gang aller  Herrlichkeit  der  deutschen  Kirche,  den  er  als  einer 
der  ersten  Kirchenfürsten  des  Reiches  mitansehen  mußte,  klagt 
Klemens  Wenzeslaus,  der  letzte  Kurfürst  von  Trier  und  Fürst- 
bischof von  Augsburg.  „Die  politische  Lage  und  Verfassung 
des  hl.  römischen  Reiches,"  heißt  es  in  dem  Promemoria2 
des  Erzbischofs  anColloredo-Mansfeld,  „hat  sich  aus  Veranlassung 
des  letzten  französischen  Krieges  sehr  geändert,  daß  sie  größten- 
teils nur  mehr  an  den  Stammästen  erkennbar  ist;  sie  ist  aber 
doch  erkennbar;  die  deutsche  Kirchenverfassung  hingegen  ist 
in  politischem  Betrachte  so  ganz  zernichtet,  daß  man  nur  in 
Regensburg  das  Urbild  davon  siehet,  das  der  Nachwelt  zum 
Andenken  von  der  Fürsehung  aufbewahrt  zu  sein  scheint,  damit 
sie  eine  Idee  habe,  was  der  Episkopat  in  politischer  Hinsicht 
seit  wenigstens  mehr  als  einem  Jahrtausend  gewesen,  und  was 
er  jetzt  so  ganz  nicht  mehr  ist." 

Nicht  bloß  das  politische  Ansehen,  welches  die  eigentüm- 
liche Verbindung  von  Kirche  und  Staat  jener  verlieh,  war 
durch  die  Säkularisation  zerstört,  sondern,  nachdem  und  weil 
die  politische  Selbständigkeit  des  deutschen  Episkopats  ver- 
nichtet, konnte  der  Staat,  nach  außen  und  dem  Reiche  gegen- 
über souverän,  nach  innen  omnipotent,  unter  der  Gunst  der 
herrschenden  Zeitanschauung  und  politischen  Verhältnisse  seine 
Gewalt  auch  der  Kirche  gegenüber  zur  Geltung  bringen.  Die 
Unabhängigkeit  auf  politischem  Gebiete  übertrug  man  auch 
auf  die  kirchlichen  Verhältnisse,  und  zwar  in  der  Art  und 
Weise  und  in  dem  Maße,  die  auf  eine  „vollkommene  Kon- 
zentration der  Herrschergewalt"  hindeuteten,  die  in  Aus- 

1  Wert  der  säkul.  Kirchengüter,  s.  Klüber,  Übersicht  der  diplomat.  Ver- 
handlungen des  Wiener  Kongr.  1816.  S.  404;  bes.  Denkschrift  Wessenbergs: 
Klüber,  Akten  des  Wiener  Kongr.  I.  2.  S.  86.  Auch  ein  Grund  für  die 
sogenannte  Rückständigkeit  der  Katholiken  im  öffentlichen  und  wissenschaft- 
lichen Leben,  s.  Hertling,  Das  Prinzip  des  Katholizismus  und  die  Wissenschaft. 
1899.  p.  3,  5  ff. 

2  Kr.  Arch.  Gen.  Reg.  fasc.  499.  No.  8. 
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Übung  der  von  dieser  konsumierten  Kirchengewalt  ein  System 
verfolgte,  das  in  der  Geschichte  des  Staats-  und  Kirchenrechts 
unter  dem  Namen  Territorialismus  bekannt  ist. 


Zweites  Kapitel. 
Territorialismus.  Staat  und  Kirche  im  allgemeinen. 

Mit  dem  neuen  Jahrhundert  begann  in  Bayern  eine  völlige 
Neugestaltung  in  den  äußeren  und  inneren,  politischen,  wirt- 
schaftlichen und  kulturellen  Verhältnissen,  die  man  als  eine 
Auseinandersetzung  des  modernen  mit  dem  mittelalterlichen 
Staat  bezeichnen  kann.  Bei  der  umfassenden  Umgestaltung  des 
ganzen  Staatslebens  konnte  das  kirchenpolitische  Gebiet  des- 
selben nicht  unberührt  bleiben,  denn  auch  hier  suchte  der 
moderne  Staat  ein  neues  System  zur  Geltung  zu  bringen, 
das  er  sich  teils  selbst  zurechtgelegt  hatte,  teils  nach  fremdem 
Vorbilde  ins  Leben  rief.  Zum  damaligen  Regierungssystem  aber 
paßte  als  kirchenpolitisches  nur  das  des  Territorialismus,  denn 
letzteres  war  ein  Ausfluß  des  ersteren,  und  beide  ergänzten  sich 
gegenseitig.  Die  Verhältnisse  gestatteten  eine  scharfe  und  fast 
schrankenlose  Durchführung  des  Systems;  die  politischen  Hinder- 
nisse waren  durch  die  Säkularisation  beseitigt,  die  Auf  klär  ungs- 
tendenzen,  welche  damals  das  ganze  wissenschaftliche  Leben 
beherrschten,  hatten  auch  in  der  Kirchenrechtswissenschaft  schon 
lange1  eifrige  Vertreter  gefunden  und  so  den  Boden  für  die 
Anwendung  des  neuen  kirchenpolitischen  Systems  vorbereitet. 
Die  gegenwärtige  Strömung,  in  der  die  alten  Ideen,  in  schär- 
ferer Form  ausgeprägt,  fluten,  trägt  wesentlich  zur  Verbreitung 
und  Förderung  des  neuen  Systems  bei. 

Bei  der  Bestimmung  des  Verhältnisses  von  Kirche  und 
Staat  herrscht  in  der  ganzen  damaligen  Kirchenrechtswissen- 
schaft das  Bestreben,  mehr  die  Grundsätze  eines  natürlichen 
oder  philosophischen  Staats-  und  Kirchenrechts  zur  Anwen- 
dung zu  bringen,  als  das  geistliche  und  positive  weltliche  Recht 
der  bisherigen  Zeit.   Denn  dieses  entsprach  nicht  der  „Vernunft" 


1  Vgl.  Weber,  Die  Kirchenrechtswissenschaft  in  Bayern  im  Zeitalter  der 
Aufklärung  1904  und  die  dort  zit.  Literatur. 
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und  stand  im  Widerspruch  mit  dem  herrschenden  Zeitgeist,  der 
sich  nicht  verträgt  mit  dem  „morschen  Gebäude  des  kanonischen 
Rechts",  „das,  ein  Kongregat  von  offenbaren  Eingriffen  in  die 
wesentlichen  Mayestätsrechte",  gebaut  ist  auf  Betrug  und  Irrtum 
und  allgemeine  Unwissenheit,  nämlich  auf  die  gefälschten  De- 
kretalen.1 

Die  kirchliche  Lage  reizt  eben  zu  geschichtlichen  Be- 
trachtungen, um  das  Gegenwärtige  auf  seine  historische  Be- 
rechtigung zu  prüfen ;  „um  das  wesentliche  und  deshalb  gleich- 
sam göttliche  Recht  wiederherzustellen".  Daher  stehen  Petrus 
de  Marca,  Thomasius,2  Eybel,3  Böhmer,4  Riegger,5  im  hohen 
Ansehen;  denn  bei  ihnen  findet  sich  das  „galante"  Kirchenrecht; 
in  ihre  Fußstapfen  sind  die  Männer  der  Gegenwart  getreten, 
Michl,6  Socher,7  Renner. 

Ihre  Grundsätze  müsse  der  Staat  bei  der  notwendigen 
„Revision  der  geistlichen  Gesetze  und  Observanzen"  zur  Richt- 
schnur nehmen. 

An  eine  solche  „allgemeine  Revision"  des  Staatskirchen- 
rechts dachte  auch  die  Regierung.  Am  12.  August  1805  erging 
eine  kurfürstliche  E ntschließung8  an  die  Landesdirektion, 
welche  bei  dem  „dringenden  Bedürfnis,  daß  mit  Rücksicht  auf 
die  reineren  Grundsätze  über  die  Grenzen  der  geistlichen  Ge- 
walt und  auf  die  durch  die  Säkularisation  eingetretenen  Staats- 
verhältnisse eine  richtigere  Ausscheidung  der  zu  den  geistlichen 
und  weltlichen  Behörden  gehörigen  Gegenstände  vorgenommen 
werde",  eine  Umarbeitung  des  5.  Teiles  der  Anmerkungen  Kreitt- 
mayrs,  soweit  dieselben  die  Geistlichen  und  Religionsrechte  be- 
treffen, und  der  übrigen  hierauf  sich  beziehenden  General- 
verordnungen veranlassen  sollte. 

Diese  Revision  erschien  als  notwendig,  weil  „die  höchste 
Staatsgewalt  in  Rücksicht   auf  ihre  geistlichen  Verhältnisse 

1  Brancas  Bemerkungen  über  die  geistl.  Macht  6.  I.  04  R.  A.  H.  Reg. 
fasc.  319.  —  Vgl.  bes.  Über  die  landesherrl.  Gerechtsame  in  geistl.  Sachen  nebst 
ihren  verschiedenen  Modifikationen  und  ihrer  Ausübung  in  Bayern.  1802. 

2  Allg.  deutsche  Biographie  38  S.  93  ff. 
:!  Ebenda  6.  S.  451. 

4  Ebenda  3.  S.  73. 
Ebenda  28.  S.  551. 
Ebenda  21.  S.  698. 

7  Ebenda  34  S.  530. 

8  Kr.  A.  Gen.  Reg.  fasc.  503  No.  28. 


—    16  — 


keinen  so  gefährlichen  Feind  als  ihr  eigenes  Gesetzbuch  habe, 
worin  die  alten  Versuche  und  Behauptungen  der  römischen 
und  deutschen  Hierarchie  Schutz  finden".  „Kreittmayr  behandle 
eben  das  geistliche  Staats-  und  Privatrecht  ganz  nach  dem 
Geiste  seines  Zeitalters.  Die  Dekretalen  seien  in  den  Anmer- 
kungen ohne  Unterschied  und  unbedingt  als  verbindliche  Normen 
erklärt;  Pichler,  Zech,  Engel  und  andere  finstere  Kommenta- 
toren des  Kirchenrechts  werden  hier  nicht  nur  als  gelehrte 
Schiedsrichter,  sondern  auch  als  entscheidende  Gesetzgeber  mit 
einer  Ehrfurcht  genannt,  die  man  selbst  im  Kirchenstaate  nicht 
billigen  könnte."1 

Die  Revision,  soweit  sie  durch  formelles  Gesetz  erfolgte, 
noch  mehr  aber,  insoweit  sie  sich  in  den  ^tatsächlichen  Maß- 
nahmen der  Regierung  äußerte,  vollzog  sich  nunmehr  ganz 
nach  dem  System  des  Territorialismus. 

Dieses  kirchenpolitische  System  charakterisiert  sich 
seinem  Wesen  und  seiner  damaligen  besonderen  Gestaltung 
nach  als  die  unbeschränkte  Entfaltung  der  Souveränität  des 
Landesherrn  auf  dem  kirchlichen  Gebiete  im  Interesse  des 
Staates. 

Die  Staatsgewalt,  die  nach  den  Prinzipien  des  Eigentums- 
rechts aufgefaßt  wird,  ist  die  souveräne  Gewalt  des  Landes- 
herrn über  das  Territorium,  in  der  Art  und  in  dem  Umfang, 
daß  alles,  was  sich  auf  dem  Territorium  befindet,  ihr  und  nur 
ihr  unter  Ausschluß  jeder  gleich  oder  übergeordneten  Gewalt 
unterworfen  ist. 

Aus  dieser  Einheit  der  Staatsgewalt  nach  außen  wie 
nach  innen  folgt,  daß  dem  Herrscher  eine  besondere  Kirchen- 
gewalt, wie  sie  ihm  zu  verschiedenen  Zeiten  in  verschiedener 
Form  eingeräumt  wurde,  nicht  aus  einem  besonderen  Titel, 
sondern  einfach  als  Ausfluß  der  Souveränität  zusteht.  Die 
publizistische  und  kirchenrechtliche  Literatur  operiert  zwar 
zur  Begründung  der  Reformen  der  Regierung  auf  kirchlichem 
Gebiet  mit  der  alten  Theorie  der  iura  circa  sacra.  Die 
in  den  Majestätsrechten  gelegenen  Befugnisse  werden,  mit 
besonderer  Betonung  des  Staatswohles,  nach  Art  und  Um- 
fang modifiziert  und  erweitert,  so  daß  sie  schließlich  in  dem 
Grundsatz  gipfeln:  der  Landesherr  ist  als  solcher  zu  allem 

1  Promemoria  der  Landesdirektion  v.  23.  Juni  1805.  Kr.  A.  Gen.  Reg. 
fasc.  503.  No.  28. 
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befugt,  was  nach  der  Auffassung  derselben  in  den  Ideen  der 
Aufklärung  als  „Wirkung  derselben"  und  als  Mittel  zur  Ver- 
wirklichung des  Staatszwecks  erscheint. 

Die  Auffassung  der  Staatsgewalt,  wie  sie  in  diesem  System 
gelegen  ist,  muß  jede  Koordination  der  Kirche  von  sich  weisen. 
Der  Staat  ist  Haupt-  und  Fundamentalgesellschaft,  die  vor  jeder 
anderen  existiert,  in  der  aber  alle  anderen  Gesellschaften  be- 
stehen in  Unterordnung  unter  den  Staat.  Die  Kirche  ist  ein 
Verein  der  Staatsbürger  zur  Befriedigung  ihrer  religiösen  Be- 
dürfnisse, als  Gesellschaft  im  Staat  diesem  untergeordnet  mit 
allen  rechtlichen  Folgen  einer  Subordination  für  das  Verhältnis 
derselben  zum  Staat  und  die  innere  Verfassung  der  Religions- 
gesellschaft. 

Schon  aus  der  Überordnung  des  Staates  über  die  Kirche 
ergibt  sich  für  jenen  das  Recht,  sein  Verhältnis  zur  Kirche  und 
die  Grenzen  zwischen  staatlichem  und  kirchlichem  Machtbereich 
nach  eigenem  Ermessen  durch  seine  Gesetzgebung  zu  bestimmen. 

Prinzipiell  steht  der  Kirche  nach  dem  Territorialsystem 
keine  Autonomie  in  ihren  Angelegenheiten  zu,  so  daß  auch 
ihre  innere  Lebensordnung  der  Staat  an  sich  nach  Belieben 
regeln  könnte.  Hierbei  setzt  er  sich  freilich  selbst  Schranken, 
sei  es  nach  dem  Grundsatz  einer  Scheidung  zwischen  weltlichen, 
gemischten  und  innerkirchlichen  Angelegenheiten  oder  nach  dem 
Prinzip  der,  „Trennung  der  geistlichen  von  der  landesherrlichen 
Gewalt",  das  gleich  nach  der  Säkularisation  zur  Geltung  ge- 
bracht wird. 

Vom  Standpunkt  des  Territorialismus  ist  freilich  eine  solche 
Scheidung  und  Trennung  gar  nicht  nötig;  denn  im  Effekt  hat 
der  Staat  der  Kirche  gegenüber  unumschränkte  Gewalt.  So- 
lange sich  der  Staat  das  Recht  zuspricht,  einseitig  und  nach 
freiem  Ermessen  sein  Verhältnis  zur  Kirche  zu  bestimmen,  kann 
er  jederzeit,  aus  politischen  oder  anderen  Gründen,  eine  neue 
Scheidung  vornehmen  und  dabei  das  Gebiet  der  geistlichen 
Gewalt  eben  in  einem  Maße  beschränken,  die  einer  gänzlichen 
Konsumtion  derselben  durch  die  weltliche  Gewalt  gleichkommt. 

Der  Landesherr  ist  in  Ausübung  der  Staatsgewalt  auch 
gegenüber  der  Kirche  unbeschränkt;  Grenzen  setzt  er  sich 
selbst,  sei  es  in  der  oben  angeführten  Form  einer  Scheidung 
zweier  Gewalten  oder  in  der  Dreiteilung  der  Angelegenheiten, 
lediglich  in  Rücksicht  auf  das  Staatswohl. 

Ebert,  Territorialismus.  2 
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Der  Staatszweck  bestimmt  also  allein  Art  und  Maß  der 
freiwilligen  Selbstbeschränkung  der  staatlichen  Vollgewalt  gegen- 
über der  Kirche;  er  ist  neben  der  staatlichen  Souveränität  zu- 
gleich Rechtsgrund  für  die  Einwirkung  des  Staates  auf  das 
kirchliche  Gebiet;  was  Staatszweck  ist  und  wie  derselbe  gegen- 
über Religion  und  Kirche  verfolgt  werden  müsse,  das  bestimmt 
in  buntem  Wechsel  die  herrschende  Lehre  vom  Staat  und  seinen 
Aufgaben. 

In  der  Betonung  des  Staatszweckes  und  der  Staats- 
interessen unterscheidet  sich  nun  der  Territorialismus  unserer 
Zeit  von  dem,  welchen  die  alten  bayerischen  Fürsten  unter 
anderem  Namen  der  Kirche  gegenüber  zur  Anwendung  brachten. 
Diese  hatten  die  sogen.  Majestätsrechte  in  der  Hauptsache 
im  Interesse  der  Kirche  oder  unter  dem  Gesichtspunkte  der 
Kirchenadvokatie  geltend  gemacht,  der  gegenwärtige  aber  ver- 
folgt das  Wohl  des  Staats,  wobei  er  zum  Teil  das  Interesse  der 
Kirche  als  herrschender  Staatskirche  verletzen  muß.  Jetzt  übt 
der  Landesherr  die  Staatsgewalt  aus  im  Interesse  des  Staates 
und  der  Religion,  so  daß  es  im  gewissen  Sinne  nicht  mehr  ein 
Verhältnis  von  Kirche  und  Staat  gibt,  sondern  daß  die  Formel 
lautet:  Staat  und  Religion. 

Jetzt  wird  denn  auch  ein  scharfer  Unterschied  zwischen 
Religion  und  Kirche  gemacht  und  danach  das  Verhältnis  des 
Staates  zu  den  beiden  bestimmt. 

Die  Religion  wird  allenthalben  als  die  wichtigste  Grund- 
lage des  Staates  aufgefaßt,  die  „das  Mangelhafte  in  der  Gesetz- 
gebung ergänzt".  Daher  hat  der  Staat  hohes  Interesse,  daß 
jeder  Staatsbürger  Religion  habe,  diese  „Stütze  der  Sittlichkeit 
und  bürgerlichen  Tugend";  gleichgültig  ist  ihm,  in  welchem 
Religionssystem  oder  in  welcher  Kirche  er  dieselbe  äußer- 
lich betätigen  will.  Denn  die  Einheit  in  religiösen  Fragen  wird 
als  ebenso  unmöglich  und  für  den  Staat  als  nützlich  anerkannt 
als  die  Übereinstimmung  aller  Bürger  in  wissenschaftlichen 
Gegenständen. 

Die  Religion  wird  ferner  als  ein  Mittel  zur  Leitung  der 
bürgerlichen  Gesellschaft  aufgefaßt.  Soweit  eine  Konfession 
dieses  Mittel  bietet,  d.  h.  durch  ihre  Morallehre  und  ihr  ganzes 
Religionssystem  gute  Bürger  dem  Staat  erzieht,  steht  ihrer  Auf- 
nahme im  Staate  nichts  entgegen.  Der  Staat  hat  eben  nur 
Interesse  daran,  daß  jeder  Bürger   Religion  besitze;  daher 
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anerkennt  er  keine  Gewissensfreiheit  im  Sinne  der  Religions- 
losigkeit, sondern  nur  im  Sinne  der  Freiheit,  sich  nach  eigener 
Überzeugung  zu  einem  bestimmten  Religionssystem  oder  einer 
Kirche  zu  bekennen,  die  der  Staat  rezipiert  hat  oder  duldet,  und 
von  einem  Bekenntnis  zum  anderen  übertreten  zu  können,  ohne 
an  den  staatsbürgerlichen  Rechten  Schaden  zu  leiden. 

Dem  Prinzip  der  Gewissensfreiheit  und  der  ganzen  An- 
schauung über  das  Verhältnis  von  Staat  und  Kirche  wider- 
spricht der  Begriff  und  die  Existenz  einer  herrschenden 
Kirche. 

Herrschende  Religion  und  ausgestattet  mit  allen  Privile- 
gien1 einer  solchen  war  bis  jetzt  in  Bayern  die  katholische 
Kirche;  der  Ruhm  eines  katholischen  Staates  war  gleichsam 
zum  Nationalstolz  geworden. 

Jetzt  ward  Bayern  um  den  „Ruhm  und  das  Bewußtsein 
eines  katholischen  Staates"  gebracht,  und  die  Staatsgewalt 
machte  bei  Durchsuchung  ihres  Religionssystems  unter  dem  Ein- 
fluß der  herrschenden  Anschauungen  das  ihm  zustehende  Re- 
formationsrecht im  Sinne  allgemeiner  Toleranz  geltend. 

Zur  Rechtfertigung  und  Begründung  der  Notwendigkeit 
der  Toleranz  erhebt  die  Publizistik  ihre  Stimme.  Sie  rühmt 
die  Vorteile  derselben  für  die  Gesamtheit  des  Volkes  und  den 
einzelnen  Staatsbürger;  sie  erinnert  an  die  Greuel  eines  wilden 
Religionseifers  und  Fanatismus. 

Die  publizistische  Literatur2  suchte  gleichzeitig  die  ver- 
fassungsrechtlichen Bedenken  gegen  die  Zulassung  von 
Akatholiken  —  die  Bestimmung  des  Westfälischen  Friedens,  die 
Konkurrenz  der  Landschaft  und  der  Hausvertrag  v.  1771  — 
zu  zerstreuen,  wobei  freilich  bei  Auslegung  der  positiven  Ge- 
setze die  Grundsätze  des  herrschenden  philosophischen  Staats- 
rechts den  Ausweg  finden  lassen  mußten. 

Für  die  Regierung  ist  alleiniger  Rechtstitel  zur  Geltend- 
machung des  Reformationsrechts  die  landesfürstlicheMacht, 
die,  um  ihre  Ziele  zu  erreichen,  sich  nicht  durch  juristische 
Deduktionen  beirren  lassen  soll  und  auf  bestehendes  historisches 
Recht  keine  Rücksicht  zu  nehmen  braucht. 

1  Sicherer,  Staat  und  Kirche  p.  1  und  die  dort  zit.  Lit. 

2  Goenner,  Über  die  Veränderung  der  Religionsübung  gegen  den  Zustand 
des  Normaljahres  1802.  —  Wedekind,  K.  J.,  Die  Aufnahme  neuer  Kirchen  im  Staate 
überhaupt  und  der  protest.  in  Bayern  insbes.  1803. 

2* 
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Die  Zulassung  der  Protestanten  in  Bayern  setzte  ein, 
als  der  Kurfürst  durch  Reskript  vom  30.  Nov.  1800  die  Ver- 
äußerung von  oberpfälzischen  Landgütern  an  Protestanten  er- 
laubte und  in  einer  Deklaration  vom  10.  November  1800  erklärte, 
daß  bei  der  Ansässigmachung  in  sämtlichen  Staaten  die  katho- 
lische Religionsgemeinschaft  nicht  ferner  als  wesentliche  Bedin- 
gung anzusehen  sei. 

Diese  Vorgänge  in  der  Oberpfalz  beschäftigten  zunächst 
das  Ordinariat  Regensburg  und  den  Freisinger  Fürst- 
bischof als  Bischof  von  Regensburg.  Am  30.  März  1801 1  be- 
richtet das  Ordinariat  die  neue  Erscheinung,  „die  mit  dem 
Westfälischen  Frieden  im  Widerspruch  stehe  und  gefährliche 
Folgen  nach  sich  ziehe,  die  auffallend  und  kränkend  sei  für 
die  bayerischen  und  oberpfälzischen  Lande,  wenn  durch  diese 
Begünstigungen  die  Bemühungen  der  ruhmwürdigsten  Vorfahrer 
an  der  Regierung  dieser  Länder,  vorzüglich  Max  L,  der  alle 
Irrtümer  abgeschafft,  vereitelt  würden." 

In  Altbayern  und  damit  im  Bistum  Frei  sing  erlangte  die 
Frage  der  Gleichberechtigung  der  Protestanten  aktuelle  Bedeu- 
tung, als  der  reformierte  Weinwirt  Michl  in  München  um  eine 
bürgerliche  Weingastgebersgerechtigkeit  nachsuchte.  Der  Kauf 
war  abgeschlossen,  Michl  zahlte  dem  Weinwirt  Rasp  für  sein  An- 
wesen, für  das  dieser  nie  1500  fl.  erhalten  konnte,  3000  fl.  Der 
Magistrat  aber  verweigerte  ihm  Bürgerrecht  und  Heiratserlaubnis*2 
und  wandte  sich  an  die  Landschaft  um  Aufklärung.  Diese  An- 
frage wurde  getadelt,  und  als  höchst  verweislicher  Rekurs  und 
Appellation  erging  am  14.  Juli  1801  der  kurfürstliche  Befehl, 
dem  Gesuchsteller  innerhalb  drei  Tagen  das  Bürgerrecht  zu 
verleihen.  Als  Antwort  auf  eine  nochmalige  Vorstellung  des 
Magistrats  befahl  der  Kurfürst  unter  Androhung  der  schärfsten 
Strafen,  dem  Handelsmann  Michl  bis  abends  6  Uhr  als  Bürger 
aufzunehmen.  Schon  am  nächsten  Tage  zeigte  der  Magistrat 
dem  Kurfürsten  die  pünktliche  Ausführung  seines  Befehles  an.3 

Zwar  mußten  diese  Maßnahmen  und  Verordnungen  wegen 
ihrer  politischen  Seite  zunächst  und  vorzüglich  die  L  andschaf  t 

1  Heck.  Fris.  f.  50. 

2  Bericht  des  Commiss.  ep.  v.  13.  VI.  1801.  Heck.  Fris.  fol.  50.  G.  R.  P. 
17.  VI.  1801  Nö.  2. 

a  Geschichte  der  ersten  Bürgeraufnahme  eines  Protestanten  in  München. 
1801  S.  12—41. 
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interessieren,  aber  auch  der  bayerische  Episkopat  sah  sich  in 
Rücksicht  auf  die  „für  die  Religion  und  Glaubenseinheit  nach- 
teiligen Folgen"  veranlaßt  zu  der  Angelegenheit  Stellung  zu 
nehmen. 

Die  Anschauung  des  Bischofs  und  Ordinariats  ging 
dahin,  man  müsse  sich  in  diesem  so  „wichtigen  und  delikaten" 
Gegenstande  in  „engstem  Vertrauen  und  behutsamster  Mäßi- 
gung" mit  den  übrigen  Ordinariaten  benehmen,  um  sie  zu  einer 
gemeinsamen  Vorstellung  bei  der  höchsten  Landesherrschaft  zu 
zu  veranlassen.1  „Es  wäre  zu  wünschen,"  fügt  der  Fürstbischof 
in  seiner  Resolution  bei,  „daß  Serenissimus  elector  Palat.  Bav. 
bei  den  protestantischen  Landesherren  eine  ähnliche  Toleranz 
für  die  Katholiken  erwirkten,  wodurch  die  in  Bayern  einzu- 
führende Duldung  um  so  eher  gerechtfertigt  würde." 

Die  den  Akatholiken  gewährte  Toleranz  beschränkte  sich 
indes  nicht  auf  eine  bloße  Duldung  im  Verhältnis  zur  herr- 
schenden Religion,  sondern  erstrebte  von  Anfang  an  eine  völ- 
lige Gleichstellung  der  Konfessionen;  daher  mußte  den  Prote- 
stanten das  exercitium  religionis  publicum,  das  Kriterium 
dieser  Parität,  eingeräumt  werden. 

Am  Palmsonntag  (6.  April)  des  Jahres  1800  war  der  pro- 
testantische Betsaal  in  der  Residenz,  mit  einer  „ganz  außer- 
ordentlichen Feierlichkeit"  eröffnet  worden,  wobei  der  Kabinetts- 
prediger Schmidt2  in  einer  stattlichen  Rede  der  göttlichen  Vor- 
sehung und  den  weisen  Anstalten  „Serenissimi  Tolerantissimi", 
großes  Lob  spendete.3 

Die  Einführung  des  protestantischen  Gottesdienstes  in  dem 
damals  erzkatholischen  Bayern,  so  heißt  es,  ist  eine  ganz  un- 
gewöhnliche Erscheinung.4    Das  Freisinger  Ordinariat,  das 


1  Heck.  Fris.  fol.  51.  G.  R.  P.  1801:  17.  VI.  2;  1.  VII.  4. 

-  Schmidt,  Ludwig  Friedrich,  Kabinettsprediger  der  protest.  Kurfürstin,  später 
erster  protest.  Pfarrer  Münchens;  s.  über  ihn  Blätter  für  bayerische  Kirchen- 
geschichte 1888.  I.  No.  4. 

3  Bericht  des  comm.  episc.  v.  9.  IV.  1800.    Heck.  Fris.  51. 

4  „Die  neue  von  fremden  Gästen  und  pfälzischen  Protestanten  mit  ihrem 
Prüchler,  Diacon  und  Pastor  Schmidt  sub-  et  obreptitte  erschlichene  ,Immutation' 
ist  unerhört  im  ganz  katholischen  München  und  in  der  Folge  durchaus  gehässig 
gegen  die  ganz  katholische  Nation  der  Bayern.  Dieses  unerhörte  Wesen  ist 
contra  annum  normalem  et  pacem  AVestfalicam,  ist  gegen  die  uralte  katholische 
Landesverfassung  und  observantiam  boicam,  Gut  und  Blut  avorum  et  atavorum 
und  die  Privilegia  catholica.    Man  kann  auch  hier  nicht  umgehen,  welchen  Lärm 
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in  der  Einführung  des  protestantischen  Hofgottesdienstes  wie 
überhaupt  in  der  Zulassung  der  Akatholiken  eine  Verletzung 
des  Westfälischen  Friedens  erblickte  und  behauptete,1  versuchte 
vor  allem  zu  verhindern,  daß  aus  dem  protestantischen  Hof- 
gottesdienst der  Kurfürstin  ein  exercitium  publicum  werde  und 
daß  der  Kabinettsprediger  als  wirklicher  Pfarrer  anerkannt 
und  ihm  iura  parochialia  „zugeeignet"  würden.  Der  Gottes- 
dienst sollte  auf  eine  stille  Privatandacht  der  Kurfürstin  und 
des  protestantischen  Hofpersonals  beschränkt  bleiben  und  ins- 
besondere den  Katholiken  „auf  keine  Weise"  der  Zutritt  ge- 
stattet werden.  In  diesem  Sinne  war  das  Promemoria  gehalten, 
welches  der  Commissarius  episcopalis  im  Auftrage  des  Fürst- 
bischofs dem  Kurfürsten  übergab.2 

Die  Entwicklung  der  kirchlichen  Verhältnisse  zur  Gleich- 
stellung der  christlichen  Konfessionen  ließ  sich  bei  dem  herr- 
schenden Kirchensystem  und  der  Gesinnung  der  Regierung  nicht 
mehr  aufhalten;  im  Religionsedikt  vom  10.  I.  1803  erreichte  sie 
einen  vorläufigen  Abschluß. 

Aus  der  Gleichstellung  der  Konfessionen  ergab  sich  für  den 
Staat  die  Aufgabe,  die  interkonfessionellen  Beziehungen  nach 
diesem  Prinzip  zu  regeln.  Demnach  war  der  Wechsel  der  Kon- 
fession nicht  nur  gestattet,  sondern  es  durften  sich  notwendig 
keine  bürgerlichen  Nachteile  mit  demselben  verbinden.  Den 
neuen  interkonfessionellen  Grundsätzen  entsprach  daher  das 
Verhalten  der  Regierung,  als  sich  1806  der  erste  Fall  eines 
Übertritts3  eines  Katholiken  zum  Protestantismus  ereignete. 
Das  Freisinger  Ehegericht  hatte  die  Ehe  der  Färberseheleute 
Sedlmayer  in  München  für  nichtig  erklärt;  die  beiden  Ehegatten 

die  Calvinisten  und  Protestanten  am  Rheinstrom  schlagen,  wann  nur  einiger 
Anschein  da  ist,  daß  die  Katholiken  zuweit  contra  pacem  Westfalicam  et  annum 
normalem  einen  Schritt  gemacht  hätten.  Sogleich  wird  protestiert  ad  comitia 
imperii  et  corpus  evangelicum  Ratisbonae  provoziert  und  processiert,  wie  die 
acta  publica  ad  comitia  imperii  täglich  evidenter  demonstrieren.  Wie  soll  nun 
also  die  ganz  katholische  Nation  der  Bayern  diese  Dinge  geschehen  lassen?" 
Diese  zeitgenössische  Stimme*  beleuchtet  klar  die  Gesinnung,  mit  der  die  streng 
katholischen  Kreise  die  neuen  protestantischen  Mitbürger  anfangs  aufnahmen ; 
später  fanden  sie  sich  ganz  gut  zusammen. 

1  Schreiben  des  Ord.  an  den  Fb.  v.  23.  IV.  1800.    Heck.  Fris.  fol.  51. 
Heck.  Fris.  fol.  51.  3  G.  R.  P.  1806.  22.  I.  No.  2. 


*  Praecognita  zweier  Münchener  Kapläne  an  das  Freis.  Ord.  Heck.  Fris. 
fol.  51. 
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wollten  sich  aber  nicht  trennen,  sondern  traten,  um  ihre  Ehe 
aufrecht  zu  erhalten,  zum  Protestantismus  über.  Als  sie  bei 
der  Regierung  „um  Religionsveränderung"  nachsuchten,  ließ  ihnen 
diese  erklären,  „daß  ihnen  vollkommene  Freiheit  belassen  werde 
und  es  würde  nicht  gestattet,  daß  ihnen  wegen  dieses  Schrittes 
ihre  bürgerlichen  Befugnisse  oder  sonst  ein  Teil  ihres  Vermögens 
entzogen  würde".  Es  wurde  sodann  der  Kabinettsprediger  an- 
gewiesen, die  Eheleute  unter  Vermeidung  „alles  öffentlichen 
Ansehens"  in  die  protestantische  Kirche  aufzunehmen. 

Eine  weitere  Konsequenz  der  Gleichstellung  der  Konfessionen 
war  die  Beseitigung  des  Pfarrzwangs,1  der  bei  der  unein- 
geschränkten Geltung  des  kanonischen  Rechts  nicht  bloß  den 
Konfessionsangehörigen,  sondern  auch  gemäß  dem  Grundsatze, 
daß  alle  Getauften  der  katholischen  Kirche  angehören,  den 
Akatholiken  gegenüber  in  aller  Strenge  bestand. 

„Falls  ein  simpler  Protestant  oder  einer  von  minderwichtigem 
Adel  verstarb,"  lautet  ein  Bericht  2  über  die  damaligen  Verhält- 
nisse, „so  wurde  dessen  cadaver  ohne  lux  und  crux  in  Gegen- 
wart des  katholischen  Pfarrers  in  der  Stille  vom  Totengräber 
versenkt.  Der  Pfarrer  nahm  teil  in  gewöhnlicher  Kleidung, 
erwartete  am  Grabe  die  Leiche,  gab  ihr  nach  der  Versenkung 
einige  Schaufel  voll  Erde  und  befahl  dann  dem  Totengräber 
sie  vollends  einzuscharren."  Der  katholische  Pfarrer  hatte  das 
Recht,  die  Kinder  protestantischer  Eltern  nach  katholischem 
Ritus  zu  taufen  und  die  Ehe  von  Protestanten  einzusegnen.3 

Seitdem  nun  mit  dem  Hofstaate  der  Kurfürstin  viele  Pro- 
testanten und  der  Kabinettsprediger  nach  München  ge- 
kommen waren,  wurden  diesem  allmählich  und  in  zunehmendem 
Maße  pfarrliche  Funktionen  hinsichtlich  der  Protestanten 
eingeräumt.  Als  der  katholische  Pfarrer  die  Assistenz  bei  ge- 
mischten Ehen  verweigerte,  wurde  der  protestantische  Prediger 
angewiesen,  diese  einzusegnen.  Durch  V.  O.  v.  24.  I.  wurde  ihm 
erlaubt,  Kinder  von  protestantischen  Eltern  in  deren  Wohnung 
in  aller  Stille  zu  taufen ;  Protestanten  ohne  äußeres  Zeichen 
seines  Amtes  und  ohne  ein  vom  katholischen  Ritus  abweichen- 
des „Gepränge"  zu  beerdigen  und  Trauungen  vorzunehmen, 
wenn  beide  Teile  protestantisch  waren;  dagegen  hatte  er  diese 

1  Vgl.  im  allg.  Freisen,  Der  kath.  und  prot.  Pfarrzwang.  1906. 

2  des  Garnisonpfarrers  an  d.  Freis.  Ordin.  22.  III.  1800  Heck.  Fris.  fol.  51. 
;  <;.  R.  P.  1800.  17.  II.  No.  2. 
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Kultushandlungen  dem  ordentlichen,  d.  h.  katholischen  Pfarrer 
anzuzeigen,  der  sie  in  die  Matrikelbücher  eintrug  und  auch  die 
üblichen  Stolgebühren  für  sich  erhob.1 

Diese  Anordnung  findet,  vom  Freisinger  Ordinariat  um 
seine  Meinung  befragt,  der  geistliche  Rat  und  Pfarrer  vom 
hl.  Geist,  Josef  Klein  für  sehr  gemäßigt  und  begrenzt.  Er 
meint,  daß  sie  einem  unabwendbaren  Bedürfnisse  entspreche. 
Ein  katholischer  Pfarrer  könne  das  Recht,  das  ihm  die  Kano- 
nisten  in  der  Theorie  über  die  Protestanten  einräumen,  nie 
ausüben,  da  diese  die  Pflicht,  ihnen  zu  gehorchen,  nicht  aner- 
kennen.2 

Dagegen  stellen  die  beiden  Kapläne  der  Stiftspfarrei  zu 
U.  L.  F.  am  Schlüsse  ihres  Gutachtens3  die  untertänigste  Frage: 
„Ist  es  uns  erlaubt,  unsere  katholischen  Taufbücher  zu  com- 
manulieren,  gleichsam  zu  entheiligen,  wenn  der  Pastor  sich 
unterfangen  würde,  seine  frivol  unternommene  Haustaufe  zum 
Einschreiben  an  das  Pfarramt  zu  senden,  indem  ja  allen  Theo- 
logis bewußt  sein  muß,  daß  die  Taufe  ritu  protestantico  pro 
invalido  angenommen  wird." 

Die  geistliche  Behörde  hielt  an  dem  Pfarrzwang  noch  fest, 
als  die  Parochialverhältnisse  der  protestantischen  Kolonie  K  o  1  b  e  r- 
filze  (Karolinenfeld)  geregelt  werden  sollten.  Die  General- 
landesdirektion erwartete  „von  den  bekannten  liberalen  Gesin- 
nungen und  dem  duldenden  Geist"  des  Freisinger  Ordinariats 
„eine  tolerante  Entschließung,  die  sich  über  all  die  ängstlichen 
Klauseln,  durch  welche  sich  ein  Dekret  des  Ordinariats  Augs- 
burg für  die  Kolonisten  im  Donaumoor  besonders  auszeichnet, 
hinwegsetzen  werde." 

Nachdem  „die  durch  die  landesherrliche  Macht  gegen  Recht 
und  Landesverfassung  ansässig  gemachten  Protestanten  nicht 
mehr  entfernt  werden  konnten",4  entschloß  sich  das  Ordinariat, 
um  größere  Übel  zu  verhindern,  das  entstehe,  wenn  ein  eigener 
protestantischer  Pfarrer  dorthin  gerufen  würde,  zur  Regelung 
der  dortigen  Pfarrverhältnisse;  diese  erfolgte  indes  ganz  im 
Sinne  des  alten  strengen  Pfarrzwangs:5 

1  Heck.  Fris.  folg.  51. 

2  Bericht  dess.  v.  30.  III.  1800.  Heck.  Fris.  f.  51. 
s  v.  23.  III.  1800. 

^  Rescript.  des  Ordin.  an  d.  Fb.  G.  R.  P.  1802.  21.  VI.  S.  401  ff. 

5  Verfügung  a.  d.  Dechant  v.  Rosenheim  28.  VII.  1802.  Heck.  Fris.  f.  50. 
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Die  „Neubauern"  sind  an  den  Pfarrer,  in  dessen  Bezirk  die 
Kolonie  gelegen,  angewiesen;  ihre  Kinder  tauft  der  katholische 
Pfarrer,  der  auch  ihre  Toten  in  der  „herkömmlichen"  Weise 
beerdigt,  die  Ehebündnisse  kann  er  in  Gegenwart  von  zwei 
Zeugen  auf  seinem  Zimmer  oder  an  einem  anderen  schicklichen 
Orte„vornehmen".  Hält  der  Pfarrer  bei  diesen  Kultushandlungen, 
die  er  übrigens  in  einem  besonderen  Buche  einzutragen  hat, 
eine  passende  Ansprache,  so  soll  er  sich  dabei  „aller  polemischen 
Anspielungen"  enthalten. 

Bereits  1806  befaßte  sich  die  Regierung  mit  der  Errichtung 
einer  protestantischen  Pfarrei1  in  München,  die  mit  allen 
Parochialrechten  ausgestattet  werden  sollte.  Die  Bildung  einer 
protestantischen  Pfarrgemeinde  bedeutete  in  gewissem  Sinne 
die  vollendete  Durchführung  des  Prinzips  der  Parität ;  in  Ver- 
bindung mit  der  Einführung  der  freien  Religionsübung  hielt 
man  diese  Neuerung  in  Freising  für  die  wichtigste  Angelegen- 
heit der  katholischen  Kirche.  Man  wendete  sich  aber  nur  mehr 
an  die  höchsten  geistlichen  Stellen,2  an  den  Metropoliten  und 
an  den  Papst,  um  sich  Verhaltungsanweisungen  in  der  schwie- 
rigen Lage  zu  erbitten;  von  einer  Vorstellung  bei  der  Regierung 
sah  man  ab,  weil  sich  davon  nicht  die  geringste  Wirkung  er- 
warten ließ. 

An  eine  Zurücknahme  der  Verordnungen  über  Toleranz 
war  nicht  mehr  zu  denken;  denn  mit  Einführung  der  Parität 
hatte  sich  der  Staat  von  der  herrschenden  Kirche  emanzipiert 
und  seine  Hoheit  ihr  gegenüber  zum  Ausdruck  gebracht;  diese 
Oberhoheit  des  Staats  gegenüber  der  Kirche,  ein  Produkt  des 
territorialistischen  Prinzips,  bildete  die  Grundlage  für  die 
Durchführung  dieses  Systems  im  einzelnen.  Sie  gestaltet  sich, 
kulturhistorisch  betrachtet,  zu  einer  Auseinandersetzung  des 
modernen  mit  dem  mittelalterlichen  Staat  und  zu  einer  umfas- 
senden Reaktion  gegen  das  herrschende  hierarchische  System. 

Im  folgenden  wird  sich  zeigen,  wie  das  neue  Kirchensystem 
in  den  einzelnen  kirchlichen  Verhältnissen  sich  geltend  macht, 
weil  alle  kirchenpolitischen  Maßnahmen  ihm  entspringen  und 
seine  Ausbreitung  und  Befestigung  bezwecken. 

»  G.  R.  P.  1806.  30.  VII.  4.    Kolde  a.  a.  0.  S.  36. 
2  G.  R.  P.  1806.  15.  IX.  No.  6. 
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Drittes  Kapitel. 
Der  Papst.  Konkordatsfrage. 

Den  Wiederaufbau  der  kirchlichen  Verfassung,  welche  durch 
die  Säkularisation  von  Grund  aus  zerstört  worden  war,  stellte 
bereits  der  RDHSchl.  in  Aussicht  und  zwar  in  der  Form 
eines  Konkordats  zwischen  Reich  und  Papst.  Ein  Reichs- 
konkordat1  aber  war  mit  den  Bestrebungen  der  Territorial- 
fürsten auf  kirchenpolitischem  Gebiete,  namentlich  der  baye- 
rischen Regierung,  nicht  vereinbar.  Es  hätte  nicht  bloß  eine 
Steigerung  der  politischen  Macht  des  Kaisers  im  Reich  zum 
Nachteil  der  Souveränität  der  Landesherrn  bedeutet,  sondern 
auch  die  Übertragung  der  politischen  Unabhängigkeit  auf  die 
kirchlichen  Verhältnisse  im  eigenen  Lande  verhindert. 

Für  Bayern  stand  von  Anfang  an  fest,  daß  es  im  eigenen 
Interesse  alles  aufwenden  müsse,  das  Zustandekommen  eines 
Reichskonkordates  zu  verhindern.  Kaum  war  das  Säkularisations- 
werk vollendet  und  mit  der  Ausführung  der  kirchenpolitischen 
Bestimmungen  des  RDHSchl.  der  Anfang  gemacht,  da  drang 
die  Regierung  in  den  Kurfürsten,  „in  Rücksicht  auf  die  un- 
veräußerlichen Territorialrechte  und  die  ursprüngliche  Landes- 
verfassung" ein  Reichskonkordat  abzulehnen.  „Die  kirchliche 
Verfassung  lasse  sich  noch  weniger  als  andere  partikuläre  Ver- 
hältnisse nach  allgemeinen  Reichsnormen  behandeln;  sie  sei  in 
jedem  Staate  beinahe  verschieden  und  beruhe  durchgehends  auf 
verschiedenen  ursprünglichen  Staatsverfassungen,  da  der  Staat 
älter  sei  als  die  Kirche.  Die  deutschen  Fürsten  sollten  sich 
durch  einen  Vertrag  des  Reiches,  wozu  sie  nur  aufgerufen, 
aber  nicht  gezwungen  werden  könnten,  nicht  binden  lassen, 
vor  allem  nicht  der  bayerische  Kurfürst  als  einer  der  größten 
Reichsfürsten."2 

Politiker  und  Publizisten  waren  nicht  bloß  gegen  ein 
Reichskonkordat,  sondern  verneinten  auch  die  Notwendigkeit  und 
Zweckmäßigkeit  eines  Sonderkonkordats  und  zwar  mit 
Gründen,  die  ein  deutlicher  Ausdruck  der  herrschenden  kirchen- 
politischen Richtung  sind: 

1  cf.  Frantz,  A.,  Das  Projekt  eines  Reichskonkordats  und  die  Wiener  Kon- 
ferenzen v.  1804.  1892.    Koenig  a.  a.  0.  S.  69  ff. 

2  Bericht  d.  Gen.  Landesdirektion  v.  18.  IV.  1803.    Kr.  A.  Min.  Reg.  233. 
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Man  findet  „kein  Objekt,  worüber  ein  Vertrag  mit  dem 
Papste  zweckmäßig  abgeschlossen  werden  sollte;  denn,  was  die 
inneren  Bestandteile  der  in  Bayern  herrschenden  Religion 
beträfe,  so  bestünden  sie  wie  bisher  unverändert  fort,  und,  was 
daran  zufällig,  sohin  Objekt  der  unmittelbaren  Staatsgewalt 
sei,  könne  nie  der  Einwirkung  einer  fremden  Macht  überlassen 
werden." 1 

Eine  Unterhandlung  mit  dem  römischen  Stuhl  erschien  in 
der  ersten  Zeit  weder  als  notwendig,  noch  als  nützlich,  sondern 
in  Rücksicht  auf  die  Folgen  eher  gefährlich. 

Dalberg  äußerte  schon  am  12.  April  1803  dem  Abgesandten 
des  Kurfürsten,  dem  Grafen  Rechberg  gegenüber,  mit  welchen 
er  eine  Unterredung  über  die  kirchlichen  Verhältnisse  hatte, 
„er  habe  die  Überzeugung,  daß  der  Kurfürst  alles  aufwenden 
werde,  die  bayerische  Kirche  von  fremdem  Einfluß  möglichst 
unabhängig  zu  erhalten".  - 

Unbeschränkte  Entfaltung  der  absoluten  Herrschergewalt 
im  Staatsgebiet  ist  das  Prinzip  des  Territorialismus;  demnach 
erscheint  auch  das  Oberhaupt  der  Hierarchie  als  fremde 
Macht,  deren  Einwirkung  ganz  oder  soviel  als  möglich  auszu- 
schließen ist. 

Bei  solchen  Bestrebungen  war  es  erklärlich,  daß  die  febro- 
nianischen  Ideen3  in  der  Literatur  wieder  aufleben  und 
weiter  entwickelt  werden,  bis  sie  mit  dem  herrschenden  Kirchen- 
system zum  Zwecke  der  Rechtfertigung  desselben  in  Einklang 
gebracht  sind. 

Die  Rechte  des  päpstlichen  Primats  werden  wieder  zer- 
pflückt in  wesentliche  und  zufällige;  soweit  sich  der  Papst 
letztere  „durch  Usurpation  von  staatlichen  Hoheitsrechten  zu- 
geeignet oder  durch  staatliche  Konzession  sich  erworben  habe, 
könne  und  müsse  der  Staat,  um  seine  Kirchenhoheit  wieder- 
zugewinnen, dieselben  zurücknehmen  oder  doch  nach  Bedürfnis 
einschränken". 

Ein  treffliches  Bild  von  der  Stellung  des  Papstes  im  System 
des  Territorialismus  zeichnet  der  Verfasser  der  offiziellen  Schrift: 
Gutachtlicher  Entwurf  etc.  (S.  220 — 225):  Die  bayerische 

1  Ebenda  Min.  Reg.  233. 

2  Kr.  A.  Gen.  Reg.  f.  233. 

:{  J.  Febr.,  De  statu  eccl.  et  legit.  potest.  Rom.  Pontif.  lib.  sing.  Bullioni 
1763.    J.  Zillich,  Febronius  1906. 
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Territorialkirche  „verehrt"  den  Papst  als  das  sichtbare  Ober- 
haupt der  katholischen  Kirche,  er  entscheidet  lediglich  über 
Religionsstreitigkeiten  als  Instanz  über  dem  Primas,  erteilt  den 
Bischöfen,  von  deren  Wahl  er  in  „Kenntnis  gesetzt"  wird,  die 
kanonische  Einsetzung  und  empfängt  von  diesen  das  Versprechen 
einer  „treuen  evangelischen  und  fleißigen  Amtsführung". 

Die  lauten  Klagen  der  Vergangenheit  und  der  heftige  Streit 
der  jüngsten  Zeit  sollten  endgültig  zur  Ruhe  gebracht  werden 
dadurch,  daß  der  Papst  allen  Abgaben  aus  der  bayerischen 
Monarchie  entsage,  alle  Reservatrechte  an  den  bayerischen 
Metropoliten  abtrete,  auf  alle  Dispensationen  und  Gnaden- 
bezeugungen verzichte  und  keine  ständigen  Nuntien  in  Bayern 
unterhalte. 

In  Rücksicht  auf  die  Sicherheit  des  Staats  und  zur  Ver- 
teidigung der  Rechte  der  Landesbischöfe  und  der  Freiheit  der 
Staatskirche  wird  dem  Landesherrn  das  Recht  eingeräumt,  die 
Vollmachten  päpstlicher  Gesandtschaften  zu  untersuchen  und 
päpstliche  Erlasse  vor  der  Verkündigung  zu  plazetieren.1 

Als  es  nun  doch  zu  Konkordatsverhandlungen  kam,  da  be- 
herrschten territorialistische  Ideen  die  ersten  Entwürfe,  in 
welchen  nicht  bloß  das  Verhältnis  der  bayerischen  Kirche  zum 
Papst,  sondern  diese  auch  durch  einen  förmlichen  Vertrag  mit 
der  Kurie  in  ihrer  inneren  Verfassung  nach  dem  herrschenden 
kirchenpolitischen  System  gestaltet  werden  sollte.  Bei  der 
Stellungnahme  des  Papstes  zur  Säkularisation  und  zu  den 
kirchlichen  Reformen  in  Bayern2  und  bei  dem  Festhalten  des 
Staats  an  dem  eingeschlagenen  Systeme  erschien  das  Unter- 
nehmen wegen  der  unvereinbaren  Gegensätze  —  territoriali- 
stische Prinzipien  standen  gegen  hierarchische  —  von  Anfang 
an  aussichtslos. 

Da  eine  Anerkennung  der  Reformen,  selbst  solcher,  die  sich 
als  unverzichtbare  Forderungen  des  modernen  Staatslebens  dar- 
stellen, wie  sie  in  einem  der  ersten  Konkordatsentwurfe  in  förm- 
licher Weise  verlangt  wurden,  unmöglich  zu  erreichen  war,  so 
wurde  später  der  Rat  Frauenbergs3  befolgt:   die  iura  circa 


1  Noemer,  Grundlinien  S.  197—202. 

°-  Vgl.  Sicherer,  St.  u.  K.  Urkunde  11.    Koeniga.  a.  0.  S.  304— 309.  Höfler 
Konkordat  u.  Konstitution  seid.  1847  S.  187—232. 
3  Sicherer  a.  a.  0.  S.  69  ff. 
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sacra  bei  jeder  Unterhandlung  mit  dem  Papste  als  schon  fest- 
gesetzt voranzustellen. 

So  erscheint  das  Religionsedikt  und  das  Konkordat 
in  der  Verfassung  als  das  noch  in  die  Gegenwart  ragende 
Denkmal  jenes  großen  Prinzipienkampfes,  der  vor  hundert  Jahren 
zwischen  Territorialismus  und  Kurialismus  ausgefochten  wurde. 


Viertes  Kapitel. 
Die  Diözesen  und  die  Diözesangewalt. 

I.  Die  Frage  der  Aufhebung*. 

Die  deutschen  geistlichen  Fürsten  mit  einziger  Ausnahme 
Dalbergs  verloren  durch  die  Säkularisation  ihre  unmittelbaren 
Reichslande  und  damit  ihre  politische  Existenz  als  Fürsten  und 
Stände  des  Reichs.  Sie  waren  das  äußere  glanzvolle  Symbol 
jener  eigentümlichen  Verbindung  zwischen  Reich  und  Kirche, 
die  jetzt  gelöst  werden  sollte. 

Nach  tausendjähriger  historisch  merkwürdiger  und  glän- 
zender Vergangenheit  gehen  die  geistlichen  Staaten  unter,  mit 
ihnen  schließt  auch  das  Fürstentum  Freising  seine  ruhmreiche 
Vergangenheit;  im  Weltsturm  der  französischen  Revolution  und 
im  Strudel  der  gewaltigen  Bewegungen  auf  allen  Gebieten  geht 
es  unter,  indem  es  ein  gut  Stück  Mittelalter,  das  sich  im  geist- 
lichen Staat  hartnäckig  erhalten,  mit  hinab  ins  Grab  nimmt, 
um,  von  einem  modernem  Staate  verschlungen,  im  Untergehen 
dessen  eigene  Wandlungen  durchzumachen,  durch  denselben 
wieder  aufzuerstehen  und  eine  neue  Zeit  zu  eröffnen. 

Die  Regierung  des  letzten  Fürstbischofs  Joseph  Konrad 
von  Schroff  enberg,  zugleich  Bischof  von  Regensburg  und 
Fürstpropst  von  Berchtesgaden,  bildet  gleichsam  das  milde  Abend- 
rot vor  dem  Einbrechen  einer  dunklen  Zeit  des  allgemeinen  Um- 
sturzes; sie  war  geleitet  von  selbstlosester  Milde  und  strenger 
Gerechtigkeit,  gegründet  auf  eine  ausgezeichnete  Finanz  Ver- 
waltung, die  das  Hochstift  vor  dem  wirtschaftlichen  Ruin  ge- 
rettet; die  Finanzoperationen  zur  Restauration1  des  Stifts  zeigen 
das  Werk  eines  Finanzgenies ;  geadelt  endlich  war  seine  Regierung 


1  Heck.  Fris.  f.  308. 
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durch  die  untadelhafte  Persönlichkeit  des  Fürsten,  der  als  sitt- 
lich unantastbarer  Charakter  inmitten  der  allgemeinen  Ver- 
derbtheit der  höheren  Stände  in  damaliger  Zeit  auch  ein  Eiferer 
ist  für  den  guten  Wandel  und  Ruf  des  Klerus. 

Die  Treue  zu  Kaiser  und  Reich  begeistert  ihn  zu  den 
größten  Opfern,  mit  gebrochenem  Herzen  über  das  Unglück, 
das  über  das  Reich  und  die  deutsche  Kirche  gekommen,  sinkt 
er  ins  Grab. 

Am  3.  April  1803  starb  er  in  seiner  Lieblingsresidenz 
Berchtesgaden;  dort  liegt  er  auch  begraben.  Im  Dom  zu  Frei- 
sing ward  ihm  auf  Staatskosten  ein  feierlicher  Trauergottes- 
dienstgehalten; von  den  Insignien,  die  am  Katafalk  aufgehangen 
waren,  fehlten  die  Abzeichen  der  Reichsfürstenwürde,  Schwert, 
Fürstenhut  und  Fürstenmantel;  desgleichen  verbot  die  Regierung 
das  beim  Tode  des  Landesfürsten  übliche  große  Trauergeläute.1 

Mit  dem  Tode  des  Fürstbischofs  erloschen  alle  Pflichten 
des  neuen  Landesherrn  dem  säkularisierten  geistlichen  Für- 
sten gegenüber,  sei  es  auf  Grund  ausdrücklicher  Bestimmung 
des  Reichschlusses  oder  besonderen  Vertrags. 

Dem  Fürstbischof  verblieb  für  seine  Person  die  Reichs- 
fürstenwürde mit  dem  damit  verbundenen  Range  und  der  davon 
abhängenden  Unmittelbarkeit;  er  behielt  die  Gerichtsbarkeit 
über  seine  Dienerschaft. 

Auf  der  Grundlage  wichtiger  Bestimmungen  des  RDHSchl. 
(Art.  50;  51;  35,  43.  77)  beruhte  sodann  die  Konvention, 
welche  zwischen  dem  Kurfürsten  und  dem  Fürstbischof  im 
Februar  1803  abgeschlossen  wurde. 

Lange  Verhandlungen2  zogen  sich  hin,  bis  man  sich  über 
die  Höhe  der  Sustentationssumme  einigen  konnte.  Die  Ein- 
künfte und  die  Finanzlage  des  Hochstifts  wiesen  dasselbe  ohne 
weiteres  in  die  letzte  Klasse  der  Entschädigungen.  Der  Frei- 
singer Domkapitular  von  Stengel  suchte  durch  Intrigen  die 
Regierurig  dahin  zu  bestimmen,  die  Entschädigungssumme  auf 
die  Kongrua  von  15  000  fl.  herabzusetzen,  obgleich  diese  Ein- 
schränkung vom  Fürstbischof  seinerzeit  freiwillig  übernommen 
worden  war.  Eben  in  Rücksicht  darauf  und  aus  „besonderer 
persönlicher  Zuneigung"  bestimmte  der  Kurfürst  die  Höhe  der 
Sustentation  auf  20  000  fl. 

»  Heck.  Fris.  f.  53. 
2  Ebenda  f.  48. 
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Das  Reich  hatte  an  die  Gerechtigkeit  und  Redlichkeit  der 
Fürsten  bei  Ausführung  der  Säkularisation  appelliert1  und  for- 
derte Rechenschaft  über  die  Befolgung  seiner  gesetzlichen  An- 
ordnungen.2 

In  zahlreichen  und  ausführlichen  Vorschriften  regelte  der 
RDHSchl.  die  Verhältnisse  der  geistlichen  Fürsten  als  Stände 
des  Reichs  und  (weltliche)  Landesherren  ihrer  reichsunmittel- 
baren Territorien;  dagegen  traf  er  über  die  Diözesanverhält- 
nisse  und  die  geistliche  Gewalt  nur  wenige  und  kurze  Be- 
stimmungen, aber  diese  sind  von  fundamentaler  Wichtigkeit. 

Nur  der  weltlichen  Gewalt  wurden  die  geistlichen  Fürsten 
entkleidet,  während  ihre  bischöflichen  Rechte  durch  die  Säku- 
larisation, die  an  der  ganzen  Kirchen-  und  Diözesanverfassung 
nichts  ändern  wollte,  unberührt  blieben.  Kursachsen  war  es, 
das  in  den  Verhandlungen  die  Erhaltung  der  geistlicher  Ver- 
fassung und  die  Garantie  derselben  durch  eine  ausdrückliche 
Bestimmung  im  Konklusum  anregte;3  in  dieses  ging  nun  die 
fundamentale  Bestimmung  über:  „Die  erzbischöflichen  und  bi- 
schöflichen Diözesen  verbleiben  in  ihrem  dermaligen  Zustande, 
bis  eine  andere  Diözesaneinrichtung  auf  reichsgesetzliche  Art 
getroffen  sein  wird."    (Art.  62.) 

Dieser  Artikel,  im  Sinne  und  nach  der  Absicht  der  Ver- 
handlungen ausgelegt,  sprach  es  deutlich  aus,  daß  er  die  ganze 
Kirchenverfassung,  das  ius  dioecesanum  der  Bischöfe,  erhalten 
wissen  wollte;  eine  andere  Auslegung,  die  sich  nur  mit  der 
Fassung  und  dem  Wortlaut  des  Artikels  beschäftigte,  versuchte 
das  Wort  „Zustand"  dahin  zu  interpretieren,  als  ob  darunter 
nur  die  örtlichen  Grenzen  der  Diözesen  zu  verstehen  wären. 
Zu  dieser  Interpretation  war  man  um  so  eher  geneigt,  als  sie 
dem  neuen  Systeme  zusagte,  ja  im  gewissen  Sinne  es  recht- 
fertigte. Denn  danach  bedeutete  die  Säkularisation  nicht  bloß 
die  Übertragung  der  Kirchengüter  in  weltlichen  Besitz,  sondern 
auch  einen  vollendeten  Umsturz  der  kirchlichen  Verfassung; 
sie  bewirkte  dann  nicht  bloß  den  Übergang  der  landesherrlichen 
Rechte  der  Bischöfe,  sondern  auch  ihrer  kirchlichen,1  freilich 


1  Protokolle.    Beil.  390.  S.  436. 

2  Art.  51  RDHSchl. 

3  König  a.  a.  O.  S.  69. 

1  Vgl.  die  Fassung  des  Art.  34  RDHSchl.:  „Alle  Güter  .  .  .  und  gehen 
mit  den  „Bistümern"  auch  diejenigen  Fürsten  über,  denen  diese  angewiesen  sind." 
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nicht  aller  und  nicht  im  ganzen  Umfang,  wohl  aber  so  vieler 
und  derjenigen,  welche  das  territorialistische  System  sich  zu- 
eignen zu  müssen  glaubte. 

Die  Formel  hierfür  war:  Zurückführung  der  Rechte  des 
Bischofs  auf  das  „eigentliche  bischöfliche  Oberhirtenamt", 
wobei  die  Befugnisse  desselben  der  Staat  einseitig  festsetzte. 

Der  Fürstbischof  erklärte  der  geistlichen  Regierung 
gegenüber  ausdrücklich,  daß  er,  „nachdem  Deutschlands  un- 
seliges Schicksal  die  Abtretung  der  Regierung  über  das  Fürsten- 
tum Freising  als  Opfer  des  allgemeinen  Wohles  gefordert  hat", 
das  bischöfliche  Amt  fortführen  werde.1  Seine  erste  Sorge 
ist  denn  auch,  die  Verhältnisse  seiner  Diözese  der  Landesregierung 
gegenüber  und  die  bischöflichen  Gerechtsamen  gegenüber  der 
weltlichen  Gewalt  sicherzustellen.  An  der  Spitze  der  Konven- 
tion steht  das  Interesse  des  Bistums;  dasselbe  nach  Möglichkeit 
zu  wahren  und  zu  fördern,  daran  ist  dem  kirchlich  gesinnten 
Bischof  mehr  gelegen  als  an  der  Sicherstellung  seiner  persön- 
lichen und  weltlichen  Verhältnisse. 

In  der  Bestimmung  des  Reichsrezesses  (Art.  62)  glaubte  er 
eine  feste  und  genügende  Garantie  für  den  Bestand  der  kirch- 
lichen Verfassung  zu  finden;  frohe  Zuversicht  spricht  aus  dem 
Kommissionsvortrag,  worin  es  heißt:  „Da  selbst  nach  dem  Haupt- 
schlusse  der  außerordentlichen  Reichsdeputation  die  erz-  und 
bischöflichen  Diözesen  noch  dermalen  in  ihrem  bisherigen  Zu- 
stande verbleiben  und  seine  bischöflichen  Gnaden  das  aufhabende 
bischöfliche  Oberhirtenamt  nach  den  gemeinen  Rechten  und 
den  bestehenden  besonderen  Konkordaten  und  Rezessen  fort- 
zuführen gedenken,  so  hat  dieser  Punkt  betreffs  des  bisherigen 
Bestandes  der  Diözese  und  des  Oberhirtenamtes  ohnehin  seine 
gesetzliche  Richtigkeit." 

Allein  die  Modifikation  des  vorwürf igen  Vertragspunktes, 
wie  sie  der  Bevollmächtigte  des  Kurfürsten  vernahm,  dahin 
lautend:  „Seine  hochfürstlichen  Gnaden  werden  das  bischöfliche 
Oberhirtenamt  in  den  geeigneten  Verhältnissen  zu  der 
höchsten  Landesherrschaft  fortführen,"  mußte  die  Hoff- 
nung des  Fürstbischofs  täuschen. 

Die  zwischen  dem  Kurfürsten  und  den  Bischöfen  abge- 
schlossenen Konkordate  erklärte  die  Regierung  als  durch  die 


1  G.  R.  P.  1802.  S.  827  ff.  u.  861  ff. 
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Säkularisation  aufgehoben;  sie  verpflichteten  den  jetzigen  Re- 
genten nicht  mehr;  denn  die  Verhältnisse,  unter  denen  sie 
ehemals  mit  den  geistlichen  Reichsfürsten  abgeschlossen  wurden, 
seien  durch  die  Säkularisation  geändert,  die  Subjekte  existierten 
nicht  mehr,  unter  denen  sie  abgeschlossen;  die  Bischöfe  seien 
säkularisiert  und  die  Konkordate  der  Vorfahrer  könnten  den 
Nachfolger  nicht  verbinden;  im  übrigen  widerstrebten  sie  der 
Natur  und  der  fürstlichen  Landeshoheit  und  müßten  schon  in 
Rücksicht  auf  das  Staatswohl  aufgehoben  werden.1 

In  dem  guten  Glauben,  daß  die  politische  Veränderung  sich 
auch  auf  die  kirchlichen  Verhältnisse  beziehe,  überträgt  die 
Regierung  die  Unmittelbarkeit  des  Fürstbischofs,  wie 
sie  im  RDHSchl.  dem  Reichsfürsten  garantiert  ist,  auch  auf  den 
Bischof,  mit  dem  daher  jede  „Kommunikation"  soviel  als  möglich 
vermieden  werden  soll;  nur  das  Vikariat  bleibt  bestehen,  an 
dieses  sind  alle  Gegenstände  zu  weisen,  welche  in  das  oberste 
Hirtenamt  einschlagen. 

Die  Leitung  der  Diözese  oblag  in  Freising  der  sog.  „Geist- 
lichen Regierung",2  die  seit  1769  unter  diesem  Namen  be- 
stand und  1788  gemeinsam  mit  dem  Konsistorium  zu  Regensburg 
durch  den  Fürstbischof  Max  Procop  neu  organisiert  worden 
war.  Im  allgemeinen  übte  diese  geistliche  Regierung  die  gleichen 
Amtsbefugnisse  aus  wie  das  jetzige  Ordinariat;  doch  wies 
ihr  die  damalige  Zeit  bei  der  fast  uneingeschränkten  Herrschaft 
des  kanonischen  Rechts  noch  besondere  Gerechtsamen  und  Funk- 
tionen zu :  sie  war  vor  allem  der  ordentliche  weltliche  Gerichts- 
stand des  Klerus. 

Bei  der  neuen  Grenzziehung  zwischen  geistlicher  und  welt- 
licher Gewalt  mußte  auch  in  der  Kompetenz  der  geistlichen 
Oberbehörde  eine  Veränderung  eintreten. 

Am  Tage  der  Zivilbesitznahme  des  Fürstentums  (27.  XL  1802) 
war  die  geistliche  Regierung  in  dem  Glauben,  die  eben  vor  sich 
gehende  politische  Veränderung  sei  ohne  jeglichen  Einfluß  auf 
ihren  Amtskreis,  bei  dem  Empfang3  des  Vertreters  der  neuen 
Landesherrschaft  ferngeblieben.  Erst  auf  besonderen  Befehl  hin 
erschienen  die  geistlichen  Räte,  um  aus  dem  Munde  Aretins  das 
für  sie  unerwartete  und  unbegreifliche  Urteil  zu  vernehmen: 1 

1  Gutachten  der  Gen.  L.  Dir.  v.  18.  IV.  1803.  Kr.  A.  Min.  Reg.  f.  233. 
2>  Kr.  A.  HochstL.  f.  40.  ■  siehe  oben  S.  12. 

4  f.  d.  Fgd.  s.  Heck.  Fris.  f.  49.  Gen.  Kom.  A.  IX.  335.  G.  R.  P.  1802.  1803. 
Ebert,  Territorialismus.  3 
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„Bei  der  dermaligen  Veränderung  in  der  Landesregierung  des 
„Bistums"  Freising  wird  die  landesfürstliche  von  der  bischöf- 
lichen Gewalt  getrennt;  eine  geistliche  Regierung,  welche  die 
Ausflüsse  beider  Zweige  in  sich  vereint,  kann  hinfort  nicht 
mehr  bestehen  und  löst  sich  hiemit  von  selbst  auf;  sie  hat 
von  nun  an  ihre  Geschäfte  gänzlich  zu  schließen;  sämtliche 
Zweige  der  Landeshohheit  in  geistlichen  Sachen  werden  dem 
hiesigen  kurfürstlichen  Hof  rat  übertragen.  Wegen  der  Füh- 
rung des  Vikariates,  welches  sich  lediglich  auf  die  Gegen- 
stände zu  beschränken  hat,  die  in  das  oberste  Hirtenamt 
einschlagen,  bleibt  die  Vorsorge  Sr.  Hochfürstlichen  Gnaden  als 
Ordinarius  überlassen." 1 

Die  Betrachtung  des  Amtskreises  der  geistlichen  Regierung 
von  solchen  Gesichtspunkten  aus  und  die  Verfügung  ihrer  for- 
mellen Auflösung  nach  Grundsätzen,  für  welche  die  geistlichen 
Ratsmitglieder  in  den  bestehenden  Verhältnissen  keinen  Anhalts- 
punkt finden  konnten,  mußte  notwendig  großes  Erstaunen,  ja 
Furcht  erwecken.  Die  bayrische  Regierung  aber  wollte  augen- 
scheinlich ihr  neues  System  in  Behandlung  kirchlicher  Angelegen- 
heiten an  der  berufensten  Stelle,  in  der  geistlichen  Stadt  und 
an  dem  Mittelpunkt  eines  großen  Kirchensprengels  ankündigen 
und  auch  gleich  in  Anwendung  bringen,  indem  sie  jetzt  schon 
kategorisch,  wenn  auch  nicht  im  einzelnen  klar  und  bestimmt, 
einseitig  eine  Scheidung  der  im  ius  dioecesanum  gelegenen 
Befugnisse  vornahm. 

Die  geistlichen  Räte,  mit  dem  neuen  System,  das  sich  die 
Regierung  programmatisch  zurecht  gelegt  hatte,  nicht  vertraut 
und  daher  an  dem  buchstäblichen  und  für  ihre  Auffassung  von 
den  bischöflichen  Gerechtsamen  unklaren  Sinn  der  Verfügung 
des  Regierungsvertreters  festhaltend,  entgegneten,  zuerst  in 
einer  mündlichen,  dann  auch  schriftlichen  Erklärung'2  „zum 
Zweck  der  notwendig  scheinenden  behörigen  Aufklärung  Sr. 
kurfürstlichen  Durchlaucht,  der  von  der  Verfassung  der  geist- 
lichen Regierung  nicht  wohl  informiert  sei": 

„Die  beiden  Gewalten  seien  in  dem  Freisingischen  Territorium  von  jeher 
ganz  ausgeschieden  und  getrennt  gewesen  und  die  geistliche  Regierung  ebenso- 
wenig befugt,  landesherrliche  Rechte  im  Freisinger  Territorium  auszuüben,  als 
sie  es  in  Hinsicht  der  kurbayrischen  Lande  je  gewesen;  sie  habe  sich  auch  nie- 
mals mit  der  Ausübung  landesherrlicher  Rechte  befaßt,  sondern  ihre  Gewalt 
bloß  auf  solche  Gegenstände  beschränkt,  die  in  dem  Wirkungskreis  des  obersten 

1  G.  R.  P.  1802.  S.  829  ff.  2  G.  R.  P.  1802.  S.  831  ff. 
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Hirtenamtes  liegen  und  welche  diesem  nach  dem  gemeinen  Recht  sowohl  als 
nach  den  besonderen  Rezessen  zustehen.  Alle  ihre  diesseitigen  Pflichten  beständen 
bloß  in  der  Verwaltung  der  bischöflichen  oder  Ordinariatsgerechtsamen, 
und  man  habe  daher,  obgleich  das  dasige  Kollegium  den  Namen  Regierung  ge- 
führt, durchgehends  keine  anderen  Geschäfte  als  die  Konsistorien  zu  Augsburg 
und  Regensburg  in  Hinsicht  auf  diese  Reichsstädte,  und  selbst  die  mit  dem  Kur- 
hause Bayern  abgeschlossenen  Rezesse  und  Konkordate  seien  für  Freising  alle 
gültig  und  Benehmungsnorm.  Die  Veränderung  in  der  Landesregierung  habe 
sohin  auf  das  diesseitige  geistliche  Kollegium  und  dessen  Wirkungskreis  gar 
keinen  Einfluß,  da  man  für  Freising  keine  anderen  Geschäfte  zu  besorgen  gehabt 
habe  als  für  den  bayrischen  Bistumsbezirk.  Bei  diesen  Verhältnissen  dürfe  man 
auf  die  tiefe  Einsicht  und  die  Ordnungsliebe  des  kurbayrischen  Generalkommis- 
sariats das  zuversichtlichste  Vertrauen  setzen,  daß  dasselbe  nicht  entgegen  sein 
werde,  wenn  man,  wie  bisher,  die  bischöflichen  Geschäfte,  zu  welchen  man  ver- 
pflichtet sei,  ebenso  für  Freising  wie  für  Bayern  bis  auf  höhere  Verfügungen 
verwalte,  wobei  man  versichere,  daß  man  sich  die  Ausübung  landesherrlicher 
Rechte  in  Zukunft  ebensowenig,  als  es  in  der  Vergangenheit  geschehen  ist.  an- 
maßen, sondern  vielmehr  in  Fällen,  wo  sich  ein  Zweifel  ergibt,  ob  ihre  Schlich- 
tung der  landesfürstlichen  oder  bischöflichen  Gewalt  zusteht,  sich  mit  der  welt- 
lichen Regierung  freundschaftlichen  Vertrauens  benehmen  werde.  Man  sei 
auch,  um  jeden  Anlaß  zu  Mißverständnissen  zu  vermeiden,  ganz  bereit,  den 
Namen  geistliche  Regierung  in  jenen  eines  bischöflichen  Konsistoriums  umzu- 
ändern." 

Der  dunkle  Sinn,  in  welchen  sich  die  Verfügung  des  General- 
kommissärs hüllte,  wurde  durch  die  Erklärung,  welche  auf  obige 
Vorstellung  erfolgte,  nicht  aufgehellt.  „Dem  bischöflichen  Vika- 
riate",  antwortete  Aretin,1  „werde  ebensowenig  gestattet,  sich 
in  Ausflüsse  der  Landeshoheit  in  geistlichen  Sachen  einzu- 
mischen, als  die  bayrische  Regierung  selbst  in  die  Gegenstände 
nicht  eingreifen  werde,  welche  vom  obersten  Hirtenamt  ab- 
geleitet sind." 

Die  deutlichste  Auslegung  dieser  Worte  ergaben  indes  die 
in  der  Folgezeit  von  der  bayrischen  Regierung  erlassenen  Ver- 
ordnungen und  getroffenen  Maßnahmen. 

Zunächst  sollte  die  kirchliche  Oberbehörde  der  formellen 
Seite  nach  in  ein  Verhältnis  der  Unterordnung  und  Unter- 
tänigkeit gegenüber  der  weltlichen  Gewalt  gebracht  werden. 2 

Der  Name  „Geistlicher  Rat"  und  noch  weniger  „Geistliche 
Regierung"  wurde  nicht  mehr  geduldet,  und,  als  sich  das 
Ordinariat  anläßlich  einer  Äbtissinnenwahl  die  alten  Titel  bei- 
legte, ward  dies  geahndet  und  sodann  von  der  Regierung  im 


1  28.  XI.  1802.  G.  R.  P.  1802.  S.  838. 

2  f.  d.  Fgde.  Heck.  Fris.  f.  49.  G.  R.  P.  1803.  22.  II.  3;  28.  III.  12. 

3* 
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amtlichen  Verkehr  der  Titel  „Bischöfliches  Vikariat"  gebraucht, 
den  indes  das  Ordinariat  ablehnte,  weil  es  den  Bischof  und 
nicht  einen  Generalvikar  vertrete;  erst  als  der  Fürstbischof 
selbst  seine  Resolutionen  an  das  „bischöfliche  Vikariat"  adres- 
sierte, bequemte  sich  dasselbe  zur  Annahme  und  Führung  dieses 
Amtstitels.  Entschieden  wies  es  auch  jedes  Verhältnis  der  Unter- 
ordnung zurück,  indem  es  im  amtlichen  Verkehr  mit  der  Re- 
gierung die  alte  Form  der  Kollegialität  beibehalten  wollte; 
nach  dem  rechtlichen  Charakter  und  nach  der  Art  der  Geschäfts- 
führung komme  ihm  das  Ansehen  eines  Ratskollegiums  zu,  eine 
Forderung,  welche  die  Regierung  gleich  schroff  zurückwies.  Die 
Generallandesdirektion  weigerte  sich,  die  in  forma  collegiali 
gehaltenen  Schreiben  des  Vikariats  anzunehmen,  schärfte  ihm 
ein  „Untertänigst  Gehorsamst"  als  Unterschriftsformel  ein;  das 
Vikariat,  so  sehr  es  sich  auch  gekränkt  fühlte,  zumal  seine 
Schreibform  noch  strafbar  genannt  wurde,  mußte  nachgeben, 
als  die  Regierung  ihren  Widerspruch  bis  zur  Strafandrohung 
steigerte. 

Nun  begann  eine  systematische  Beschränkung  und 
Vernichtung  der  bischöflichen  Gerechtsamen ;  als  solche  erschien 
dem  Ordinariat,  das  an  der  unbeschränkten  Geltung  des  kano- 
nischen Rechts  und  der  Konkordate  festhielt,  jede  Maßnahme 
der  Regierung  auf  kirchlichem  Gebiet;  diese  aber  glaubte,  die 
richtige,  dem  angenommenen  Systeme  entsprechende  Scheidung 
von  Gegenständen  der  landesherrlichen  und  bischöflichen  Ge- 
walt durchzuführen. 

Eine  Darstellung  der  Maßnahmen  der  Regierung  von  dem 
Gesichtspunkte  einer  Prüfung,  ob  und  wie  weit  sie  sich  als 
Übergriffe  und  Eingriffe  des  Staats  in  das  Recht  der 
Kirche  beurteilen  lassen,  erscheint  als  unzweckmäßig,  ja  im 
gewissen  Maße  unmöglich.  Es  fehlt  der  objektive  Maßstab 
für  eine  solche  Unterscheidung.  Das  Urteil  lautet  anders  vom 
Standpunkt  des  modernen  Staates  aus,  anders,  wenn  man  das 
in  unserer  Verfassung  festgelegte  Verhältnis  von  Kirche  und 
Staat  zugrunde  legt ;  anders  endlich  mußte  damals  die  Kirche 
urteilen  und  alle  Maßnahmen  als  staatliche  Übergriffe  empfinden, 
weil  alle  gegen  die  Grundsätze  ihrer  Verfassung  und  des  kano- 
nischen Rechts  verstießen,  z.  B.  Proklamierung  der  Gewissens- 
freiheit und  Toleranz,  Beseitigung  der  geistlichen  Privilegien, 
staatliche  Verwaltung  des  Kirchenvermögens. 
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Aus  diesem  Grunde  sind  alle  Gegenstände,  die  hier  nach 
dem  obigen  Gesichtspunkte  zu  würdigen  wären,  an  der  geeig- 
neten Stelle  als  facta  in  referierender  Form  behandelt. 

Zweifellos  haben  schwere  Eingriffe  —  gleichgültig  von 
welchem  Standpunkt  aus  man  das  Wort  verstehen  will  —  seitens 
des  Staats  staatgefunden,  namentlich  in  das  Disziplinar- 
recht des  Bischofs  über  seine  untergebenen  Geistlichen. 

Die  Jurisdiktion  des  Bischofs  in  Disziplinarsachen, 
die  sich  einzig  auf  den  geistlichen  Stand  und  das  geistliche 
Amt  beziehen,  wurde  einerseits  ausdrücklich  anerkannt,  ander- 
seits aber  der  landesherrliche  Schutz  gegen  Mißbrauch  der 
geistlichen  Gewalt  in  Aussicht  gestellt. 1 

Als  das  Ordinariat  gegen  sittenlose  Geistliche,  die  auch 
ihre  seelsorglichen  Pflichten  vernachlässigten  und  durch  ihren 
Lebenswandel  dem  Volk  großes  Ärgernis  gaben,  mit  Disziplinar- 
strafen, insbesondere  Strafversetzungen,  vorging,  griff  die  Re- 
gierung ein.  Das  Ordinariat  wurde  aufgefordert,  einen  sitten- 
losen Vikar,  gegen  den  es  obige  Strafe  erkannt  hatte,  „auf 
seinem  Platze  ungestört  zu  belassen  oder  unter  Angabe  der 
Gründe  seiner  Abberufung  jede  weitere  Verfügung  einzustellen". 
Die  Verfügung  war  begründet  mit  den  Verdiensten  des  diszi- 
plinierten Geistlichen  um  den  Schulunterricht  und  die  Volks- 
bildung, d.  h.  im  Sinne  der  damaligen  Zeitströmung  um  die  Ver- 
breitung von  Auflärung.  Der  Patron  des  vom  Vikar  innegehabten 
Benefiziums  verteidigte  ihn :  „Es  sei  Pflicht  eines  jeden  ehrlichen 
Mannes,  nach  allen  Kräften  mitzuwirken,  um  die  finsteren  Schleich- 
wege der  Dummheit  und  des  Aberglaubens  zu  beleuchten."3 

Das  Ordinariat  ist  nachgiebig;  es  will  den  Vikar  an  seiner 
Stelle  belassen,  wenn  ihm  die  Regierung  seinen  ärgerlichen  Lebens- 
wandel verweise. 4 

In  anderen  Disziplinarfällen  gestattete  die  Regierung  zwar 
die  Prüfung  der  gegen  Geistliche  erhobenen  Anschuldigungen, 
wies  aber  den  Pflegerichter  an,  der  geistlichen  Kommission  „auf 
alle  mögliche  Weise  an  die  Hand  zu  gehen",  der  Untersuchung 
beizuwohnen  und  Abschriften  vom  Verhörsprotokoll  einzusenden.5 

1  V.  0.  7.  Mai  1804. 

2  Erl.  v.  20.  I.  1803.  Heck.  Fris.  f.  49. 

3  Gen.  Korn.  A.  IX.  346. 

1  II.  R.  P.  1803.  21.  1.  1.  Heck.  Fris.  f.  49. 
&  Heck.  Fris.  f.  49. 
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Wie  sehr  diese  Maßnahmen  und  das  ganze  Verhalten  der 
Regierung  als  schwere  Eingriffe  in  die  bischöflichen  Gerecht- 
samen vom  Ordinariat  empfunden  wurden,  beweist  ein  Schreiben1 
desselben  an  den  Fürstbischof,  dem  es  die  von  der  Regierung 
seit  drei  Monaten  ergangenen  Verfügungen  übersandte.  „Sie 
zeigen,"  heißt  es  darin,  „daß  diese  Stelle  (nämlich  die  Regierung) 
das  so  betitelte  Vikariat  als  gänzlich  vollkommen  und  dergestalt 
untergeordnet  betrachtet,  daß  es  sogar  über  die  Bestrafung  un- 
sittlicher Priester  nichts  entscheiden,  sondern  bloß  gehorsamst 
hierüber  berichten  und  ein  Gutachten  abgeben  darf.  So  wäre 
also  den  Bischöfen  alle  Judikatur  über  Priester  sogar  in  causis 
personalibus  et  delictis  gänzlich  entrissen  und  die  bischöfliche 
Macht  vollkommen  vernichtet.  Durch  Erfahrung  überwiesen, 
daß  unsere  Vorstellungen  nichts,  gar  nichts  fruchten,  wissen 
wir  kein  anderes  Mittel  zur  Rettung  der  bischöflichen  Macht 
als  das,  daß  Euer  Gnaden  selbst  mit  den  Ordinarien  von  Würz- 
burg, Bamberg,  Augsburg,  Eichstätt  und  vor  allem  mit  dem 
Kurerzkanzler  in  Regensburg  sich  in  Korrespondenz  setzen, 
damit  mit  selben  gemeinschaftlich  dieser  Vernichtung  bischöf- 
licher Rechte  und  der  damit  verbundenen  Diözesandisziplin  wirk- 
sam entgegengearbeitet  werden  kann." 

Die  Regierung  ließ  sich  indes  von  dem  betretenen  Wege 
nicht  mehr  abbringen  und  in  der  Durchführung  ihres  Systems 
nicht  behindern.  Bei  der  Betrachtung  aller  diesem  System  ent- 
sprungenen Maßnahmen  und  Verordnungen  kommt  man  zu  dem 
Urteile,  daß  die  bischöfliche  Gewalt  als  Ausfluß  der  landesherr- 
lichen betrachtet  und  kein  Unterschied  der  Rechtstitel 
mehr  gemacht,  sondern  eine  willkürliche  Scheidung  der  beiden 
Gewalten  zukommenden  Rechte  vorgenommen  wurde.  Es  ist  der 
dem  territorialistischen  Systeme  innewohnende  Zug  zur  „voll- 
kommenen Konzentration  der  Herrschergewalt",  der  auch  hier 
in  typischer  Weise  zutage  tritt. 

In  dieser  kritischen  Zeit,  wo  die  Grenzlinien  der  kirchlichen 
und  staatlichen  Gewalt  hart  umstritten  waren,  war  die  D  i  ö  z  e  s  a  n  - 
Verwaltung  ein  schweres  Amt,  das  Kraft  zum  Weigern,  Mäßig- 
keit im  Nachgeben,  Klugheit  in  allem  erforderte.  Sie  oblag  in 
Freising  dem  Vikariat,  als  der  Bischof  mit  Tod  abging. 

Da  an  eine  baldige  Wiederbesetzung  des  bischöflichen  Stuhles 


1  dat.  28.  II.  1803.  Heck.  Fris.  f.  49.  G.  R.  P.  1803.  28.  II.  8. 
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nicht  zu  denken  war,  so  mußte  anderweitig  für  die  Verwaltung 
des  Bistums  Vorsorge  getroffen  werden. 

Nach  der  Bestimmung  des  kanonischen  Rechts  hatte  das 
Domkapitel  das  Recht  und  die  Pflicht,  einen  „Generalvikar"  für 
die  Zeit  der  Sedisvakanz  aufzustellen.  Allein  dieses  war  auf- 
gelöst; mit  dem  Vorschlage  des  Weihbischofs  v.  Wolf,  mit 
dem  Aretin  die  Angelegenheit  besprach,  das  Domkapitel  als 
corpus  quoad  spiritualia  bestehen  zu  lassen,  das  dann  einen 
Generalvikar  ernenne,  um  so  allen  Verlegenheiten  auszuweichen, 
konnte  der  Generalkommissar  sich  nicht  einverstanden  erklären; 
denn  nach  Auflösung  des  Domkapitels  dürfe  man  nicht  den  ein- 
zelnen „Staatspensionisten"  eine  „politische"  Existenz  als  fort- 
bestehende Körperschaft  einräumen.1  Er  war  darauf  bedacht, 
daß  nicht  etwa  die  wenigen  in  Freising  noch  anwesenden  Dom- 
herren sich  als  corpus  quoad  spiritualia  betrachteten  und  kon- 
stituierten, um  einen  Generalvikar  aufzustellen;  denn  nach  den 
Kirchengesetzen  war  die  bischöfliche  Jurisdiktion  auf  das  Dom- 
kapitel übergegangen;  nach  der  Vorschrift  des  Tridentinum2 
war  es  verpflichtet,  innerhalb  acht  Tagen  einen  Generalvikar  auf- 
zustellen; versäumte  es  diese  Frist,  dann  devolvierte  das  Recht 
der  Bestellung  an  den  Metropoliten,  hier  an  den  Erzbischof  von 
Salzburg.  Die  Bestimmung  des  Konzils,  soweit  sie  das  Recht 
des  Domkapitels  betraf,  war  nicht  ausführbar;  daher  wandte 
sich  das  Vikariat,  das  einstweilen  die  Geschäfte  ex  praesumpta 
licentia  fortzuführen  beschloß,  nach  vorherigem  Benehmen  mit 
dem  Generalkommissär,  der  zu  wachen  hatte,  „daß  das  Ordinariat 
nichts  unternehme,  was  das  kurfürstliche  Mißfallen  erregen 
könnte",  an  den  Erzbischof  von  Salzburg,  daß  er  einen  General- 
vikar ernenne  oder,  was  bei  den  obwaltenden  Verhältnissen  das 
zweckmäßigere  sei,  das  ganze  Ratskollegium  bevollmächtige. 

Am  20.  April  1803  erteilte  der  Erzbischof  dem  gesamten 
Kollegium  die  Vollmachten  eines  Generalvikars  mit  Ausnahme 
der  durch  das  Tridentinum  rücksichtlich  des  vicarius  capitu- 
laris  getroffenen  Beschränkungen.3 

Diese  „provisorische  Einrichtung"  der  Verwaltung  des  Bis- 
tums erhielt  seitens  der  Regierung  alsbald  die  „provisorische 
Genehmigung,  da  die  Verordnung  des  Erzbischofs  dem  landes- 
herrlichen Interesse  nicht  entgegen  wäre".4 

1  Kr.  A.  Min.  Reg.  f.  234.  2  sess.  21  de  ref.  c.  16. 

"  G.  R.  P.  1803.  21.  IV.  ■»  Kr.  A.  Gen.  Reg.  f.  501/17. 
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Am  24.  Juni  1803  erteilte  der  Papst  dem  Vikariat  alle 
ordentlichen  und  außerordentlichen  Befugnisse  und  Vollmachten, 
welche  der  verstorbene  Bischof  besaß.1 

Wolf  blieb  Weihbischof  und  übte  die  Funktionen  des 
„Suffraganeats"  für  die  beiden  Diözesen  Regensburg  und  Frei- 
sing aus.  Aretin  bestritt  ihm  zwar  die  Bevollmächtigung  für 
Freising,  da  dieselbe  durch  den  Tod  des  Bischofs,  der  sie  er- 
teilt, wieder  erloschen  sei  und  er  zudem  auf  das  Suffraganeat 
Freising  verzichtet  habe.  Wolf  entgegnete,  die  Resignation 
sei,  weil  in  Rom  noch  nicht  bestätigt,  nicht  rechtswirksam;  die 
Weihen  habe  er  vorgenommen,  weil  der  neue  Bischof  noch 
nicht  ordiniert  sei. 

Die  Vikariatsgeschäfte  besorgten  der  Dechant  des  auf- 
gelösten Stifts  St.  Andreas,  Josef  Stockmayer  als  Direktor2 
und  vier  ehemalige  Stiftskanoniker  als  geistliche  Räte,  Hecken- 
staller,  Weizenbeck,  Werner  und  Hindi. 

Die  Zentralkasse  und  das  Rentamt  besoldete  die  Räte  und 
das  ganze  Amtspersonal,  zog  aber  für  sich  die  Investiturs-  und 
sonstigen  Vikariatsgefälle  ein. 3 

Nach  dem  Tode  Stockmayers  (13.  XII.  1813)  trat  Hecken- 
staller,4  den  der  König  am  20.  September  1814  „zur  Bezeugung 
seiner  Zufriedenheit  mit  den  bisher  geleisteten  Diensten"  zum 
Generalvikariatsdirektor  ernannte,  an  die  Spitze  der  Diözesan- 
verwaltung,  ein  in  jeder  Hinsicht  ausgezeichneter  Priester,  der 
neben  seinen  Verdiensten  als  Vorstand  der  ersten  geistlichen 

1  G.  R.  P.;  1803.  20.  VII.  1.  Heck.  Fris.  f.  53. 

2  Ein  Eid,  wie  ihn  der  Präsident  des  Vikariats  Bamberg,  von  Hutten,  zu 
leisten  hatte,  scheint  von  dem  Vorstand  des  Freisinger  Ordinariats  nicht  gefor- 
dert worden  sein.  Das  Bamberger  Vikariat,  das  neben  Geistlichen,  welche  der 
„älteren  Anschauung  von  der  Unabhängigkeit  der  Kirche  zu  sehr  anhingen", 
mit  „gelehrten,  gebildeten  und  aufgeklärten"  Männern  besetzt  war,  galt  eben  auch 
als  „Muster  für  das  Verhalten  gegen  die  Staatsgewalt".  Die  „sehr  zweckmäßig 
gefaßte"  Eidesformel  hatte  u.  a.  folgenden  Wortlaut:  „Sorge  zu  tragen,  daß  die 
allerhöchste  Verordnung  in  Beziehung  auf  die  Grenzlinien  zwischen  geistlicher 
und  weltlicher  Gewalt  genau  eingehalten  und  von  niemand  des  geistlichen 
Vikariats  und  dessen  untergebenen  geistlichen  Individuen  zur  Schmälerung  der 
Kgl.  Gerechtsamen  dagegen  gehandelt  werde."  (Kr.  A.  Min.  Reg.  fasc.  233.) 

3  Gehaltsverhältnisse:  Direktor  200  fl.;  geistl.  Rat  Hindi  200  fl.;  Hecken- 
staller  als  Sekretär,  Rat  und  für  die  römische  Korrespondenz  440  fl. ;  Weizen- 
beck 100  fl.;  Werner  100  fl.  (Ein  Verzeichnis  der  Gefälle  in  Kr.  A.  Min.  Reg. 
fasc.  234.) 

4  Vgl.  Schwaebl:  Lebensskizze  Heckenstallers.  1833. 
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Behörde  des  Bistums  in  einer  kirchenpolitisch  hochbedeutsamen 
Zeit  sich  um  die  Geschichte  des  Hochstifts  sehr  verdient  ge- 
macht hat,  indem  er  unschätzbare  archivalische  Quellen  zu 
derselben  gesammelt  und  aus  der  Sturmflut  der  Säkularisation 
gerettet  hat. 

Als  die  Diözesanverfassung  durch  das  Konkordat  wieder- 
hergestellt worden  war,  wurde  der  verdiente  Mann  in  das  neu- 
errichtete Metropolitankapitel  in  München  als  Dekan  aufge- 
nommen und  erfuhr  noch  manche  königliche  Ehrung. 1 

Heckenstaller  war  die  „lebendige  Tradition  der  ganzen 
Diözese";  er  hat  in  leitender  kirchlicher  Stelle  die  Zertrüm- 
merung und  den  endlichen  Wiederaufbau  der  kirchlichen  Ver- 
fassung gesehen. 

IL  Die  Frage  der  Restauration. 

Bei  dem  großen  Werke  des  Wiederaufbaues  der  durch  die 
Säkularisation  zerstörten  kirchlichen  Verfassung2  erschien  die 
Restauration  der  Bistümer  als  die  notwendigste  Aufgabe,  um 
wieder  zu  geordneten  kirchlichen  Verhältnissen  überhaupt  zu 
gelangen. 

Das  herrschende  System  erschwerte  und  verzögerte  auch 
hier  die  Lösung;  denn  der  Staat  strebte  danach,  die  kirch- 
liche Verfassung  den  neuen  Staatseinrichtungen  anzupassen  und 
ganz  nach  den  territorialistischen  Grundsätzen  zu  gestalten. 

Das  neue  Gebäude  der  kirchlichen  Verfassung  nach  diesem 
Systeme  ist  eine  bayrische  Landeskirche,  deren  Gründung 
seit  einem  Jahrhundert3  von  den  bayrischen  Fürsten  erfolglos 
angestrebt  worden  war.  Die  gegenwärtigen  Verhältnisse  waren 
der  Verwirklichung  dieses  Ideals  günstig,  namentlich,  nachdem 
durch  das  Scheitern  des  Reichskonkordats  das  gefährlichste 
Hindernis  aus  dem  Wege  geräumt  war. 

Die  territorialistischen  Prinzipien  treten  in  der 
äußeren  und  inneren  Verfassung  dieser  Landeskirche  hervor. 

Die  bayrische  Territorialkirche  ist  eine  „auf  Grund  der 
königlichen   Souveränität"   für  sich  bestehende,  geschlossene 

1  Heck.  Fris.  f.  53. 

2  Vgl.  Promemoria  des  Fb.  Klemens  Wenzeslaus  über  die  dermalige  Lage 
des  Episkopats  im  deutschen  Reich.    Kr.  A.  Gen.  Reg.  f.  499  8. 

3  Sicherer  a.  a.  0.  S.  16. 
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Kirche.  Dieser  Charakter  der  Geschlossenheit  und  Selbständig- 
keit bildet  die  Grundlage  ihrer  inneren  und  äußeren  Verhält- 
nisse und  ihm  muß  die  Diözesanverfassung  entsprechen. 

Die  erste  prinzipielle  und  durch  die  Erfahrungen  der  Ver- 
gangenheit begründete  Forderung  des  Territorialismus  ist,  daß 
die  Bischöfe  im  Verhältnis  zum  Staat  mediat  seien,1  Staats- 
bürger und  Untertanen,  nicht  mehr  immediate  Fürsten,  deren 
Diözesanregierung  als  eine  Konkurrenz  der  Souveränität  der 
weltlichen  Gewalt  erscheinen  würde.  Äußeres  Zeichen  dieses 
Verhältnisses  ist  der  besondere  Eid,  den  die  Bischöfe  dem  Landes- 
herrn zu  leisten  haben. 

Der  Territorialismus  verlangt  ferner  den  Ausschluß  jeg- 
licher fremden  Gewalt  im  Gebiete  des  souveränen  Herrschers. 
Keine  auswärtige  Diözesangewalt  sollte  sich  auf  bayrisches 
Gebiet  erstrecken  dürfen.2  Gemäß  dieser  „unabänderlichen  Regel" 
ward  zur  „Purifizierung  des  königlichen  Gebiets  von  fremdem 
Diözesaneinfluß  und  zur  Beseitigung  der  schädlichen  Folgen, 
welche  eine  längere  Fortdauer  der  bisherigen  Ungewißheit  der 
kirchlichen  Verwaltung  veranlaßt  hatte",  die  Anregung  und  der 
Vorschlag  des  Erzbischofs  Hieronymus  von  Salzburg,  die  auf 
die  Initiative  des  Wiener  Hofes  zurückzuführen  ist,  mit  Freuden 
von  der  bayrischen  Regierung  aufgegriffen  und  verfolgt. 

Der  Vorschlag3  ging  dahin,  die  Grenzen  des  Salzburger 
Bistumssprengeis  nach  Maßgabe  des  RDHSchl.  mit  den  politi- 
schen Grenzen  des  Großherzogtums  Salzburg  „koinzidieren"  zu 
lassen.  Der  Erzbischof  sollte  also  einerseits  die  Anteile  der 
Bistümer  Chiemsee,  Passau  und  Brixen  so  weit  übernehmen,  als 
sie  zum  Salzburger  Territorium  gehörten,  anderseits  sich  aber 
in  Bayern  jeder  Diözesan-  wie  Metropolitangewalt,  jeder  Ver- 
bindung und  jeglicher  Jurisdiktion  begeben. 

Als  Objekt  der  Abtretung  war  die  Diözesan-  und  Metro- 
politangewalt genannt,  nicht  auch  die  Primatialrechte.  Diese 
erachtete  die  Regierung  als  durch  den  RDHSchl.  und  durch 
die  weiteren  „Staatsvorfälle"  außer  Wirksamkeit  gesetzt;  eine 
Abtretung  derselben  an  den  künftigen  bayrischen  Metropoliten, 

1  Vgl.  auch  f.  das  Fgde.:  Bericht  der  Gen.  L.  D.  v.  18.  IV.  1803.  Kr.  A. 
Min.  Reg.  f.  233. 

2  Sicherer  a.  a.  0.  p.  70.  Urk.  Nr.  4.  Konk.  Entw.  v.  6.  VI.  1803.  F.  d. 
Fgde.  Kr.  A.  Min.  Reg.  fasc.  234. 

3  Schreiben  des  Erzbischofs  an  den  König,  dat.  Wien  7.  VII.  1807. 
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so  argumentierte  man  weiter,  könnte  dessen  Selbständigkeit 
gegen  auswärtige  Kirchenprälaten  und  auch  gegen  Rom  mehr 
stärken  und  schützen.  Einstweilen  wurde  aber  dieser  Punkt 
ganz  fallen  gelassen. 

Wichtiger  für  die  Gegenwart  war  die  Lösung  der  Frage, 
an  wen  die  Übertragung  der  zessierten  Diözesan-  und  Metro- 
politangewalt  erfolgen  sollte. 

Nur  an  einen  Bischof,  der  mit  Metropolitangewalt  aus- 
gestattet, so  verlangte  es  das  Kirchenrecht,  während  das  neue 
kirchenpolitische  System  als  weitere  unerläßliche  Bedingung 
forderte,  daß  dieser  ein  inländischer  mediatisierter  Bischof  sei. 

Die  Errichtung  des  Metropolitangerichts  in  München  war 
ohne  Mitwirkung  des  Papstes  und  beim  Fehlen  eines  Metro- 
politen nicht  denkbar.  Die  Idee  Frauenbergs,  in  München 
ein  Metropolitangericht,  als  dessen  Präsident  er  sich  selbst  dem 
König  empfahl,  niederzusetzen,  war  nicht  zu  verwirklichen;  auch 
würde  der  Papst  Frauenberg  nie  bestätigt  haben. 

Naheliegend  war  die  Delegation  an  den  Bischof  von 
Passau,  der,  von  Salzburg  eximiert,  ein  eigenes  Metropolitan- 
gericht für  seine  Diözese  eingerichtet  hatte.  Allein  auch  diesem 
Plane  standen  Hindernisse  entgegen;  der  Bischof  von  Passau 
hatte  die  Absicht,  nicht  mehr  auf  seinen  bischöflichen  Stuhl 
zurückzukehren;  solange  er  sich  aber  in  fremden  Staaten  auf- 
hielt, konnte  man  ihm  die  Ausübung  der  Metropolitanrechte 
für  Bayern  nicht  gestatten. 

Eine  Delegation  seitens  dieses  Fürstbischofs  an  den  Weih- 
b  i  s  c  h  o  f ,  damit  dieser  die  Metropolitanrechte  hinsichtlich 
Bayerns  ausübe,  war  aus  dem  gleichen  Grunde  nicht  möglich, 
denn  dieser  lebte  ständig  auf  seiner  österreichischen  Pfarrei. 
Der  letzte  Weg,  der  denn  auch  gewählt  wurde,  war  die  Über- 
tragung an  das  Konsistorium  zu  Passau.1 

Die  endliche  Übertragung  an  das  Konsistorium  Passau 
sollte  in  Rücksicht  auf  die  künftige  Metropolitan-  und  Kirchen- 
verfassung nur  eine  provisorische  sein. 

Hinsichtlich  der  Zuteilung  der  von  Salzburg  abzutretenden 
Bistumsgebiete  stand  fest,  daß  das  B  i  s  t  u  m  C  h  i  em  s  e  e  supprimiert 

1  Der  Erzbischof  von  Salzburg  erachtete  anfangs  eine  Delegation  an  den 
Bischof  von  Chiemsee  für  zweckdienlicher;  später  machte  er  den  Vorschlag  einer 
Delegation  an  den  Fürstbischof  von  Augsburg,  Klemens  Wenzeslaus,  zugleich 
letzter  Kurfürst  von  Trier. 
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werde,  wenn  auch  dem  Bischöfe  bedeutet  wurde,1  daß  man 
ganz  geneigt  sei,  ihn  als  Landesbischof  zu  übernehmen,  inso- 
fern dieses  ohne  Überschreitung  der  für  das  Königreich  be- 
stimmten Zahl  von  Bischöfen  und  ohne  neue  Bürde  der  Staats- 
kasse geschehen  könne. 

Das  ganze  Bistum  und  der  bayrische  Teil  des  Salzburger 
Sprengeis  wurde  mit  dem  Bistum  Freising  vereinigt;  ursprünglich 
sollte  auch  der  ganze  tirolische  Anteil  demselben  einverleibt 
und  nicht  dem  Bischof  von  Brixen  nach  dem  Gutachten 
des  Guberniums  von  Innsbruck2  untergeben  werden,  „da  nur 
zu  bekannt  sei,  welcher  Geist  im  Bistum  Brixen  herrsche,  so 
daß  die  ganze  Brixener  Diözesangeistlichkeit  durch  ihre  tiefe 
Verfinsterung  weit  hinter  der  benachbarten  Salzburger  zu- 
rückstehe; aus  politischen  Rücksichten  sei  es  ratsam,  daß  sich 
die  bayrische  Diözese  Freising  eher  nach  Tirol  erstrecke,  als 
daß  die  sehr  antibayrische  Brixener  Diözese  weiter  ausgedehnt 
werde".  Später  wurde  jedoch  auf  Antrag  des  gleichen  Guber- 
niums3 „aus  geographischer  Schicklichkeit  und  in  der  Erwar- 
tung, daß  der  Bischof  von  Brixen  das  Beispiel  des  Ungehorsams 
anderer  nicht  nachahmen  werde",  der  südliche  Teil  diesem 
Bischof  zugeteilt. 

Brixen  trat,  seinerseits  seinen  im  Territorium  Salzburg  ge- 
legenen Bistumsanteil  an  den  Erzbischof  von  Salzburg  ab;  doch 
ergaben  sich  Irrungen  bezüglich  der  Pfarrei  Fügen;  hier  lag 
nämlich  der  Pfarrhof  auf  bayrischem  Territorium,  die  Kirche 
aber  im  Großherzogtum  Salzburg,  während  die  Parochianen 
in  beiden  Gebieten  zerstreut  wohnten. 

Die  neue  „Diözesanabteilung"  sollte  mit  dem  1.  Dezember 
1807  als  vollzogen  gelten  und  die  Bischöfe  bis  dahin  ihre  Juris- 
diktion in  entsprechender  Weise  einander  delegieren,  wozu  sie 
von  der  Generallandesdirektion  besonders  aufgefordert  wurden. 
Eine  Anfrage  beim  Vikariat  vom  10.  Januar  1808,  ob  die  Dele- 
gation erfolgt  sei,  mußte  dieses  dahin  beantworten,  daß  es  von 
der  „ganzen  Angelegenheit"  noch  nicht  eine  Silbe  erfahren  habe.4 

Die  Delegation  verzögerte  sich :  der  Erzbischof  wollte  wahr- 
scheinlich noch  die  Genehmigung  des  Papstes  einholen;  eine 

1  Kgl.  Reskript  an  das  Gen.  L.  Korn.  14.  XI.  1807. 

2  v.  24.  X.  1807. 

3  v.  25.  XU.  1807. 

4  G.  R.  P.  1808.  14.  1.  4. 
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solche  hielt  die  Regierung  „allen  Ernstes"  für  nicht  erforder- 
lich; sie  suchte  ihn  durch  „freundschaftliche  Einwirkung"  des 
Wiener  Hofes  zur  Delegation  zu  bestimmen. 

Der  Fürstbischof  von  Passau  hatte  seine  Delegation  schon 
am  7.  Dezember  1807  dem  Wiener  Hof  erklärt,  es  aber  ver- 
säumt, die  bayrische  Regierung  in  Kenntnis  zu  setzen.  Diese 
erwog  bereits,  ob  sie  nicht  mit  der  Pensionssperre  einschreiten 
solle. 

Am  11.  Mai  18081  erklärte  der  Erzbischof  von  Salzburg 
seine  Delegation  dem  Vikariat  Freising  gegenüber  für  den 
bayrischen  Bistumsanteil,  „dessen  Abtretung  als  des  ältesten 
und  ansehnlichsten  Bestandteiles  seines  Erzstiftes  er  um  so 
tiefer  fühlte,  je  mehr  ihn  dieselbe  auch  in  Zukunft  von  aller 
Verbindung  mit  jenem  Lande  gänzlich  abtrennte,  dessen  geist- 
lichem Wohle  seine  Sorgfalt  so  lange  Jahre  hindurch  ge- 
widmet war". 

Am  16.  Juni  1808  erfolgte  durch  •  Vermittlung  Salzburgs 
die  Delegation  seitens  des  Bischofs  von  Chiemsee.2 

Mit  dieser  Diözesanänderung,  die  hinsichtlich  des  Bistums 
Chiemsee  im  Konkordat  (Art.  2.)  ausdrücklich  bestätigt  wurde, 
war  ein  neuer  Programmpunkt  des  kirchenpolitischen  Systems 
verwirklicht  worden,  wenn  auch  bei  der  örtlichen  Abgrenzung 
der  Bistümer  innerhalb  des  Königreichs  ein  weiteres  Postulat 
des  Territorialismus  nicht  durchgeführt  werden  konnte,  näm- 
lich Koinzidenz  der  Bistumsgrenzen  mit  den  Grenzen 
der  politischen  Verwaltungsbezirke,  um  äußerlich  die  „abso- 
lute Einheit  zwischen  Staat  und  Kirche"  darzustellen.  Immerhin 
benennt  jetzt  ein  Publizist3  die  fünf  bayrischen  Diözesen  mit 
den  Namen  von  den  fünf  Provinzen:  Bayern,  Tirol,  Schwaben, 
Franken,  obere  Pfalz. 

Ein  merkwürdiges  Extrem  in  dieser  Hinsicht  weist  der 
weitere  Vorschlag  des  gleichen  Publizisten  auf,  daß  die  Suffra- 
gane  (Weihbischöfe)  auf  den  Titel  einer  bayrischen  Haupt- 
oder „Munizipalstadt"  geweiht  werden  sollen.4 

Die  innere  Verfassung  der  Territorialkirche,  wenn  diese 
nach  außen  geschlossen  und  selbständig  erscheinen  und  nach 

1  G.  R.  P.  1808.  23.  V.  2. 

2  G.  R.  P.  1808.  20.  VI.  2. 

3  Gutachtlicher  Entwurf  S.  110. 
<  Gutachtlicher  Entwurf  S.  125. 
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innen  eine  Einheit  darstellen  soll,  verlangt  als  Repräsentant 
dieser  Eigenschaften  einer  Landeskirche,  daß  an  der  Spitze 
ein  Oberhaupt  stehe,  unter  dem  Namen  Primas  oder  Metro- 
polit. So  erscheint  denn  in  den  Konkordatsentwürfen1  zuerst 
nur  ein  Erzbistum,  während  Rom  gleich  für  die  Errichtung 
zweier  Metropolitansitze  eintrat,  von  dem  entgegengesetzten 
Bestreben  geleitet,  die  Idee  einer  Territorialkirche  zu  ver- 
wischen. 

Bei  solchen  territorialistischen  Anschauungen  und  Bestre- 
bungen ist  es  selbstverständlich,  daß  dem  Landesherrn  das 
Nomi nationsrecht  der  Bischöfe  vindiziert  wurde.  Zur 
Begründung  wurde  angeführt:  die  Natur  der  Sache  ergebe 
dies.  Die  neuen  Bischöfe  seien  „Landesbischöfe",  die  Ernennung 
stehe  daher  dem  Landesherrn  zu;  es  folge  aus  der  Analogie 
des  Patronatsrechts;  denn  die  Bistümer  seien  mit  Gütern  der 
bayrischen  Fürsten  dotiert  und  auf  bayrischem  Grund  und 
Boden  gestiftet;  der  calixtinische  Vertrag  galt  als  mit  der  Auf- 
lösung der  Domkapitel  erloschen.2 

In  Freising  war  die  Frage  einer  Wiederbesetzung  des 
erledigten  Bischofsstuhles  bald  nach  der  Säkularisation  bren- 
nend geworden.  Auf  die  Art  ihrer  Lösung  konnte  man  bei 
den  obwaltenden  kirchenpolitischen  Verhältnissen  gespannt  sein. 

Josef  Konrad  wollte  noch  bei  Lebzeiten  für  einen  Nach- 
folger sorgen,  indem  er  am  21.  März  1803  den  Baron  v.  Frauen- 
berg, dessen  Persönlichkeit  noch  1818  bei  der  Besetzung  der 
neuen  Bischofsstühle  Gegenstand  kirchenpolitischen  Interesses 
war,3  zum  Suffragan  für  Freising  ernannte,  während  Wolf 
auf  Regensburg  transferiert  werden  sollte.  Der  Fürstbischof 
betrieb  in  Rom  die  Beschleunigung  der  Konfirmation;  allein 
der  Papst  trug  Bedenken;  denn  die  Veränderung  der  kirch- 
lichen Verfassung  durch  den  RDHSchl.,  der  auch  die  Auf- 
lösung der  Domkapitel  verfügte,  erkannte  Rom  nicht  an,  daher 
erachtete  die  Kurie  auch  noch'  die  Wahlkonvention  und  das 
domkapitelsche  Statut,  wonach  ein  Weihbischof  immer  ex  gre- 
mio  capituli  zu  nehmen  sei,  als  verbindlich.  Frauenberg  be- 
mühte sich  vergebens  den  Papst  für  seine  Konfirmation  zu 
gewinnen. 

1  Sicherer  a.  a.  0.  S.  193. 

2  Noemer,  Grundlinien  S.  381  ff. 

y  Sicherer  a.  a.  O.  S.  271  ff.  u.  31. 


—    47  — 


Beide,  Wolf1  und  Frauenberg,  waren  „dem  System  der 
Regierung  ergeben",  daher  auch  wohl  bevorzugte  Kandidaten 
für  den  Freisinger  Bischofsstuhl,  wenn  dieser  wiederbesetzt 
worden  wäre;  und  eine  Wiederbesetzung  desselben  wurde  seitens 
der  Regierung  in  Erwägung  gezogen.  Aretin  erinnerte  den 
Kurfürsten  daran,  daß  mit  der  Auflösung  des  Domkapitels  auch 
alle  Rechte  dieser  Körperschaft  auf  ihn  übergegangen  seien,  die 
er  im  gegebenen  Falle  geltend  machen  könne,  „wenn  nicht  poli- 
tische Erwägungen  hier  rechtliche  Normen  zurückdrängen".2 
Auch  ein  Gutachten  der  Generallandesdirektion 3  ging  dahin, 
„zur  Erhaltung  der  landesherrlichen  Rechte  und  der  Landes- 
verfassung für  Freising  einen  eigenen  Bischof  zu  ernennen  und 
ihn  zur  Bestätigung  dem  Papste  zu  präsentieren,  die  sicher 
ohne  Widerstand  erfolgen  dürfte". 

Ob  und  welche  Verhandlungen  über  die  Besetzung  dieses 
Bischofssitzes  seitens  der  bayrischen  Regierung  geführt  wurden, 
ist  aus  den  zugänglichen  Akten  nicht  zu  ersehen.  Es  scheint,  daß 
man  hier  nicht  einen  Präzedenzfall  für  die  künftige  Erledigung 
anderer  Bischofsstühle  schaffen,  sondern  bis  zur  Regelung  der 
Frage  durch  ein  Konkordat  warten  wollte. 

In  allen  Konkordatsentwürfen  wird  aber  das  Nominations- 
recht  des  Landesherrn  für  sämtliche  Bistümer  beansprucht; 
Rom  konnte  dieses  Recht  schon  deshalb  nicht  versagen,  weil 
es  allen  anderen  katholischen  Fürsten  dasselbe  eingeräumt  hatte, 
wenn  es  darin  auch  ein  Zugeständnis  an  das  herrschende  System 
des  Territorialismus  erblicken  mußte. 

Territorialistischen  Ideen  entsprang  endlich  das  Wider- 
streben der  Regierung  gegen  eine  Dotation  der  Bistümer 
in  liegenden  Gütern,  mit  freier  Selbstverwaltung  derselben 
durch  die  Bischöfe.  Denn  dadurch  war  das  Untertanen-  und 
Abhängigkeitsverhältnis  der  Bischöfe  gegenüber  dem  Staat  ge- 
mildert und  verwischt;  es  bestand  Gefahr,  daß  aus  der  wirt- 
schaftlichen Selbständigkeit  allmählich  wieder  auch  eine  gewisse 
politische  Unabhängigkeit  erwachse,  ähnlich  derjenigen  der 
säkularisierten  Immediatbischöfe.  Das  Fundierungssystem  ist 
den  echten  Regierungsgrundsätzen  entgegen,  lautet  die  Parole; 


1  Vgl.  Sicherer  a.  a.  0.  S.  271.  305. 

2  Kr.  A.  Min.  Reg.  f.  234. 

3  v.  18.  IV.  1803.  Kr.  A.  Min.  Reg.  fasc.  233. 
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eine  Dotation  der  Bistümer  in  dieser  Form  findet  Zwackh1  für 
den  Staat  „äußerst  drückend  und  gefährlich". 

Die  Gründung  einer  Landeskirche,  deren  Verfassung  auf 
den  dargestellten  territorialistischen  Prinzipien  beruhte,  hatte 
die  Regierung  erstrebt;  bei  weitem  nicht  alle,  aber  immerhin 
nicht  unwesentliche  und  unwichtige  Forderungen  hat  sie  in 
dieser  Hinsicht  im  Konkordat  durchgesetzt,  so  namentlich  das 
Ernennungsrecht  zu  allen  Bistümern  und  den  Ausschluß  frem- 
der Diözesangewalt  vom  bayrischem  Gebiet,  so  daß  nur  nach 
dieser  Hinsicht  heute  die  bayrische  Kirche  als  Landeskirche 
erscheint. 


Fünftes  Kapitel. 
Das  Domkapitel. 

I.  Die  Säkularisation. 

„Alle  Güter  der  Domkapitel  und  ihrer  Dignitarien  werden 
den  Domänen  der  Bischöfe  einverleibt  und  gehen  mit  den  Bis- 
tümern auf  diejenigen  Fürsten  über,  denen  diese  angewiesen 
sind." 

Gemäß  dieser  Bestimmung  des  Art.  34  des  RDHSchl.  war 
auch  das  Freisinger  Domstift  der  Auflösung  verfallen,  als 
Körperschaft2  in  seiner  ganzen  Verfassung,  in  seinem  Verhält- 
nis zum  Hochstift  und  zur  Diözese. 

Vergeblich  bemühte  es  sich,  sich  in  seiner  Existenz  zu  behaup- 
ten. Es  beruft  sich  auf  die  ihm  in  Bayern  zustehende  Land- 
standschaft,  ein  Recht,  das  anerkannt  werden  müsse,  weil  es 
durch  den  RDHSchl.  überhaupt  nicht  berührt,  wenigstens  nicht 
ausdrücklich  aufgehoben  worden  sei;  gestützt  auf  dieses  öffent- 
liche Recht  verlangt  es  eine  besondere  Behandlung  seiner  Güter, 

1  Sicherer  a.  a.  0.  S.  263. 

2  „Bei  dermaliger  Säkularisation  des  Domkapitels  hört  dasselbe  auf  eine 
Korporation  zu  sein;  die  Individuen  treten  in  die  Kategorie  des  Staatspensionäre" 
lautet  ein  Erlaß  des  Gen.-Kommissariats  an  den  Hofrat  v.  30.  XI.  1802.  Heck. 
Fris.  49 ;  anders  die  Anschauung  der  späteren  Zeit  über  die  Wirkung  der  Säku- 
larisation in  dieser  Hinsicht,  s.  unten. 
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soweit  diese  in  dem  landständischen  Kataster  eingetragen;  es 
begründete  seine  Weiterexistenz  mit  der  Eigenschaft  als  corpus 
quoad  spiritualia,  in  welcher  der  Reichsrezeß  dasselbe  nicht 
auflösen  konnte  und  wollte;  dabei  wies  es  hin  auf  die  Behand- 
lung des  Regensburger  Domkapitels  seitens  des  Erzkanzlers, 
obgleich  es  sich  selbst  gestehen  mußte,  daß  die  dortigen  Ver- 
hältnisse durch  die  Wiedererrichtung  einer  geistlichen  Herr- 
schaft anders  geartet  seien  und  sich  daher  nicht  zum  Vergleiche 
verwenden  ließen.1  Bezüglich  des  Regensburger  Domkapitels 
war  indes  auch  Dalbergs  Anschauung,!  daß  die  Domkapitel  durch 
den  RDHSchl.  nur  als  corpus  quoad  temporalia  aufgelöst  seien, 
während  sie  als  geistliche  Körperschaft  nur  durch  eine  künf- 
tige Diözesaneinrichtung  geändert  oder  aufgehoben  werden 
könnten.2 

Aller  Mittel  zur  Verteidigung  seiner  Rechte  und  Existenz 
beraubt,  da  ihm  gleich  nach  der  Besitznahme  des  Hochstifts 
alle  Papiere  und  Akten  entzogen  worden  waren,  mußte  es  die 
kommenden  Ereignisse  über  sich  ergehen  lassen  ohne  Wider- 
stand, den  die  bis  zum  Untergang  bestehende  Zwietracht  un- 
möglich gemacht  hatte. 

Infolge  dieser  Uneinigkeit  kam  es,  daß  die  Regierung  ein- 
seitig die  Höhe  der  einzelnen  Sustentationssummen  fixierte  und 
jedes  einzelne  Mitglied  des  Kapitels  mit  der  ihm  zukommenden 
Summe  abfinden  mußte.  So  war  wenigstens  im  Effekt  die  Auf- 
lösung des  Domkapitels  als  Körperschaft  durchgesetzt. 

Die  Sustentation  der  Glieder  des  aufgelösten  Domstifts 
regelte  der  Art.  53  des  RDHSchl.,  indem  er  bestimmte,  daß  zur 
Unterhaltung  den  Domkapitularen  und  Dignitarien  9/io  ihrer 
ganzen  bisherigen  Einkünfte  und  zwar  jedem  einzelnen,  was 
er  bisher  genossen,  zu  belassen  sei. 

Nach  dieser  allgemeinen  reichsgesetzlichen  Norm  wurde 
zunächst  an  der  Hand  urkundlichen  Materials  das  Gesamt- 
einkommen des  Domkapitels  an  Geldeinkünften  und  Natural- 
bezügen festgestellt. 

Die  Höhe  der  einzelnen  Präbenden  wurde  berechnet 
nach  einem  zehnjährigen  Durchschnitt;  sie  bezifferte  sich,  da  die 


»  Kr.  A.  Gen.  K.  A.  f.  V.  117. 

2  Bericht  Rechbergs  an  den  Kurfürsten  über  seine  Unterredung  mit  Dalberg, 
dat.  12.  IV.  1803.  Kr.  A.  Min.  Reg.  f.  234. 

Ebert,  Territorialismus.  4 
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Getreidepreise  in  dem  letzten  Dezennium  ungewöhnlich  hoch 
waren,  auf  2935  fl.  30  kr. 

Eine  weitere  Durchschnittsberechung  des  Frh.  von  Stengel 
ergab  2339  fl.  30  kr.  Die  Getreidepreise  selbst  nach  dem  Durch- 
schnitt veranschlagt  und  die  Geldrenten  nach  den  Rechnungen 
bemessen,  ergab  eine  weitere  Minderung  auf  2058  fl.  30  kr. 

Endlich  erreichte  man  nach  verschiedenen  Reduktionen 
mittels  neuer  Veranschlagung  durch  eine  Berechnung  des  20  jäh- 
rigen Durchschnitts  der  Getreidepreise  unter  Annahme  „gemäßig- 
ter Geldrenten"  mit  Abzug  des  gesetzlichen  Zehntels  die  nie- 
drigste Summe  von  1628  fl.  40  kr. 

Aus  sechs  verschiedenen  Berechnungen  wurde  wieder 
das  Mittel  genommen,  das  die  Summe  von  2186  fl.  S21/2  kr. 
ergab;  nach  Abzug  des  Zehntels  hätte  sich  die  Summe  von 
1965  fl.  49^4  kr.  ergeben;  diese  wurde  indes  „aufgerundet" 
auf  1800  fl.1 

Für  die  Sustentation  in  diesem  Betrage  erklärten  sich  so- 
gleich und  vorbehaltlos  die  Domherren  Stengel  und  Törring, 
während  die  anderen  verschiedene  Emolumente,  z.  B.  die  Pfarr- 
absenten, ungeschmälert  beizubehalten  wünschten.2 

Die  Pension  in  dem  Grundbetrage  von  1800  fl.  erfuhr  bei 
einzelnen  Domherren  verschiedene,  zum  Teil  sehr  bedeutende 
Erhöhungen;  denn  nach  dem  Reichsrezeß  bestimmte  sich  die 
Höhe  der  Pension  nach  der  Summe  aller  Einkünfte,  die  ein 
Kapitular  bisher  genossen.  Dazu  gehörte  aber  vor  allem  der 
Gehalt,  den  die  Domherren  in  ihrer  Eigenschaft  als  weltliche 
Beamte  des  Hochstifts  bezogen. 

„Eigentümliche"  Emolumente,  die  sich  die  Domherren  be- 
sonders durch  die  Wahlkapitulation  zugesichert  hatten,  z.  B. 
Tafel-,  Spolien-  und  Wahlpräsenzgelder,  ließ  die  Regierung  nicht 
in  Ansatz  bringen,  weil  sie  einerseits  nur  für  die  alten  Ver- 
hältnisse Sinn  und  Berechtigung  hatten,  anderseits  sich  auch 
als  Mißbrauch  und  Anmaßung  darstellten. 

Hornstein  genoß  in  seiner  Eigenschaft  als  Dompropst 
eine  dreifache  Präbende,  sein  Einkommen  betrug  5849  fl.  2  kr. 
Die  Pension  wurde  auf  5400  fl.  festgesetzt. 


1  Beispiele  für  Reduktion  der  Pensionen  in  Bamberg  und  Würzburg  s.  König 
a.  a.  O.  S.  212  Anm. 

2  Kr.  A.  G.  K.  A.  V.  118. 
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Die  Gesamtrevenuen  des  Domdechants  von  Ströhl  er- 
reichten die  Summe  von  8104  fl.  17  kr.  3  als  Pension  wur- 
den ihm  6000  fl.  ausgeworfen. 

Baron  Stengel,  Koadjutor  der  Dompropstei,  suchte  sich 
diese  ansehnliche  Anwartschaft  zu  retten  und  den  Kurfürsten 
verbindlich  zu  machen,  ihn  bei  Neuerrichtung  des  Domkapitels 
als  Propst  einzusetzen;  nach  langen  Verhandlungen  ließ  er  sich 
gegen  Zusicherung  einer  bedeutend  höheren  Pension  im  Betrage 
von  4500  fl.  zum  Verzicht  auf  dieses  Recht  und  andere  Vor- 
teile bewegen. 

Graf  von  Ezdorf,  auch  Propst  des  Kollegiatstifts  St.  An- 
dreas in  Freising,  erhielt  für  diese  beiden  Präbenden  eine  Pen- 
sion von  2900  fl. 

Baron  Schreckenstein  erhielt  die  gewöhnliche  Pension 
von  1800  fl.,  dazu  noch  400  fl.  als  Entschädigung  für  seinen 
Gehalt  als  Hof-  und  Kammerherr  und  Oberstforstmeister  des 
Hochstifts. 

Graf  Törrings  Pension  betrug  für  Freising  1980  fl., 
wozu  noch  3000  fl.  Pension  kamen,  die  er  als  Propst  des 
Kollegiatstifts  zu  U.  L.  Frau  in  München  bezog. 

Freiherr  von  Colonna,  geistlicher  Ratspräsident,  des  hohen 
Domstifts  Thesaurar  und  Propst  von  St.  Johann,  erhielt  3300  fl. 
Pension. 

Dem  Grafen  Sternberg  wurde  eine  Pension  von  2784  fl. 
ausgeworfen  mit  der  Vergünstigung,  dieselbe  außer  Landes,  in 
Dalbergs  Diensten  zu  Regensburg,  wo  er  gleichfalls  Domkapitular 
war,  verzehren  zu  dürfen. 

Es  betrugen  weiter  die  Pensionen  der  Domherren  Max 
v.  Waldkirch  2250  fl.;  Hubert  v.  Waldkirch  1975  fl.;  Herber- 
stein und  Imsland  je  1800  fl.;  Lehrbach  2844  fl. 

Die  Pensionen  bezogen  die  genannten  Domherren  für  ihre 
Präbenden  am  Freisinger  Domstift;  die  aufgeführten  Summen 
erhöhten  sich  aber  für  die  meisten  um  das  zwei-  und  dreifache, 
da  fast  jeder  mehrere  Pfründen  an  anderen,  viel  reicheren  Dom- 
oder Kollegiatkapiteln  besaß. 

Die  Domherren  verzichteten  auf  alle  Ausstände,  die  auf 
60000  fl.  veranschlagt  waren,  wovon  die  Regierung  etwa  die 
Hälfte  noch  eintreiben  zu  können  hoffte;  ferner  auf  die  Ge- 
treidevorräte, die  auf  7000  fl.  geschätzt  waren,  und  auf 
andere  Forderungen,  z.  B.  das  Mortuarium  (600  fl.  für  den 

4* 
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einzelnen),  dessen  Wegfall  8400  fL  ergab;  dagegen  sollte  den 
Erben  der  St  erb-  und  Nachmonat  entrichtet  werden. 

Nach  der  Bestimmung  des  RDHSchl.  (Art.  52)  verblieb  den 
Domherren  der  lebenslängliche  Genuß  ihrer  Kapitelswoh- 
nungen; doch  wurde  ihnen  von  der  neuen  Landesherrschaft 
zur  Pflicht  gemacht,  die  darauf  ruhenden  Bau-  und  Steuerlasten 
zu  übernehmen  und  der  Brandversicherung  beizutreten. 

Die  Pension  wurde  als  Ersatz  der  Präbende  aufgefaßt 
und  erklärt;  daraus  leitete  die  Regierung  das  Recht  ab,  die 
mit  der  Präbende  verbundene  Residenzpflicht  auch  mit  dem 
Pensionsgenuß  zu  verbinden.  Zuerst  dachte  man  daran,  die- 
selbe in  der  strengen  Form  aufleben  zu  lassen,  daß  der  Bezug 
der  Pension  abhängig  sein  sollte  von  dem  Aufenthalt  am  Sitze 
des  Kapitels  selbst  und  in  der  statutmäßigen  Zeitdauer. 

Schließlich  wurde  die  örtliche  Beschränkung  dahin  mo- 
difiziert, daß  der  die  Pension  genießende  Kapitular  sich  in  der 
Zeit,  welche  er  ehedem  am  Domstift  zur  Erfüllung  der  Residenz- 
pflicht zuzubringen  hatte,  in  den  bayrischen  Erbstaaten  auf- 
halten mußte. 

Die  Domizellare  sollten  nach  der  Bestimmung  des  RDHSch. 
(Art.  53  und  54)  in  die  Pfründen  resp.  Pensionen  der  Domkapitu- 
lare  nachrücken:  Da,  wo  sie  wirklich  schon  einigen  Genuß 
ihrer  Präbenden  bezogen  haben,  werden  sie  in  der  Quote  ihrer 
Sustentation  den  Kapitularen  gleichgehalten  und  rücken  hier- 
nächst,  falls  der  Landesherr  sich  nicht  in  anderm  Wege  mit 
ihnen  abfindet,  in  die  vacierend  werdenden  Kapitelspfründen 
ein.  Soweit  sie  aber  nach  den  verschiedenen  Statuten  der 
Stifter  erst  nach  Ablauf  der  Karenzjahre  oder  nach  eintreten- 
den anderen  Verhältnissen  zum  Genüsse  kommen,  haben  sie, 
sobald  sie  nur  in  den  wirklichen  Besitz  ihrer  Präbenden  sind, 
ganz  gleiche  Rechte  als  diejenigen,  welche  sich  wirklich  schon 
im  Genüsse  ihrer  Präbenden  befinden. 

In  Rücksicht  auf  die  nachrückenden  Domizellare  hatte  die 
Regierung  200  fl.  der  Normativsumme  einer  Präbende  von 
1800  fl.  als  „Arreagen"  erklärt,  so  daß  die  Pension  der  Domi- 
zellare, soweit  sie  nachrückten,  nur  1600  fl.  betrug. 

Die  Rechts verh ältnisse  der  Domizellare  wurden  zunächst 
durch  V.  O.  v.  21.  VII.  18061  allgemein  geregelt.   In  Anwendung 


1  Kr.  A.  H.  L.  f.  131;  vgl.  auch  V.  O.  30.  VI.  1807.  Reg.  Bl.  S.  1157. 
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derselben  forderte  die  Regierung,  als  der  Domizellar  von  Leykam 
nach  dem  Tode  Colonnas  (1811)  in  dessenPension  einrücken  wollte, 
von  ihm  legale  Zeugnisse  darüber,  daß  er  die  geistlichen  Weihen 
erhalten,  und  den  Nachweis,  daß  er  seit  seiner  Aufschwörung 
der  rigorosen  einjährigen  Residenzpflicht,  die  übrigens  um  800  fl. 
abgelöst  werden  konnte,  Genüge  geleistet  habe. 

Bis  1818  waren  alle  Domizellare  eingerückt,  soweit  sie  sich 
nicht  dazu  unfähig  machten,  wie  z.  B.  Frh.  von  Gumppenberg 
durch  seine  Verheiratung,  oder  soweit  sie  nicht  darauf  ver- 
zichteten, wie  Graf  Preysing. 

Die  Domizellare  waren  bereits  Domherren  an  anderen  Dom- 
stiftern, so  daß  sie  mit  der  geringen  Summe  von  1600  fl.  nicht  zu 
darben  brauchten.  So  genoß  der  Domizellar  von  Seiboldsdorf  als 
Domkapitular  von  Regensburg  bereits  3197  fl.,  der  Weihbischof 
von  Wolf  als  Domdechant  vom  gleichen  Domkapitel  5323  fl. 
nebst  1152  fl.  an  Nebenbezügen. 

Die  ausgeworfenen  Pensionen  der  Domherren  erlitten  eine 
weitere  Schmälerung  durch  die  Abzüge  von  einem  Fünftel,  welche 
sich  gem.  Art.  75  des  RDHSchl.  die  mehrfach  präbendierten 
Kanoniker  gefallen  lassen  mußten  zugunsten  des  Sustentati- 
onsfonds  der  überrheinischen  Geistlichkeit,1 

Dalberg  hatte  das  „Geschäft"  übernommen,  welches  „so 
manche  unschuldige  Opfer  des  Friedens  in  ihrer  sehr  bedräng- 
ten Lage  einigermaßen  trösten  und  unterstützen  konnte".  Bei 
dem  Bankier  des  Erzkanzlers,  Schäfer,  in  Regensburg  flössen 
die  Beiträge  zusammen. 

Dalberg  verlangte  nun  Einsicht  in  die  Gesamterträgnisse 
der  Präbenden,  um  nach  diesen  das  Abzugsfünftel  zu  bemessen, 
was  ihm  jedoch  verweigert  wurde;  dagegen  wurde  ihm  ge- 
stattet, die  Abzüge  nach  der  Normalsumme  von  1600  fl.  zu 
bestimmen  und  zu  erheben. 

Die  Gesamtsumme  der  Abzüge  von  den  Pensionen  der  mehr- 
fach präbendierten  Kanoniker  hinsichtlich  der  im  Hochstift  ge- 
legenen Präbenden  betrug  3232  fl.  17  kr. 2 


1  Kr.  A.  G.  K.  A.  f;  VII.  163. 

2  Siehe  auch  die  Schrift:  „Bemerkungen  über  die  Frage,  welche  Ab- 
iraben an  Dezimation  haben  die  in  den  teutschen  zur  Entschädigung  ange- 
wiesenen Domstiftern  doppelt  präbendierten  Domherren  für  die  rheinische 
Geistlichkeit  im  Gefolge  des  §  75  zu  entrichten?'4  Mai  1804. 
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Um  den  Unterhalt  sicherzustellen,  bestimmte  Art.  6ti 
des  RDHSchl.,  daß  die  Landesherren  alle  Sustentationsgelder 
auf  ihre  nächsten  Rezepturen  anzuweisen  und  als  solche,  welche 
das  privilegierte  Unterpfand  auf  die  Landeseinkünfte  haben, 
jederzeit  vierteljährig  in  guten  Münzsorten  nach  dem  24  fl. 
Fuß  unverzüglich  abführen  zu  lassen  haben  und  daher  auch 
ihren  Gerichten  keine  Arrestanlegungen  auf  diese  Alimentations- 
gelder gestatten  dürfen.1 

Die  Pensionen  zahlte  die  Freisinger  Zentralkasse  und  nach 
deren  Auflösung  das  dortige  Rentamt  aus,  anfangs  regelmäßig, 
weil  ihnen  viel  Geld  aus  dem  Verkauf  der  Realitäten  der  säkulari- 
sierten Stifter  zuströmte,  und  die  Münzen,  die  aus  dem  ein- 
gezogenen Kirchensilber  des  Hochstifts  geprägt  wurden,  dorthin 
abgeführt  worden  waren;  später  blieben  sie  mit  den  Zahlungen 
in  Rückstand,  eben  weil  diese  reichen  Quellen  versiegten.  Wieder- 
holt führte  das  Vikariat  in  dringenden  Vorstellungen  bei  dem 
geheimen  Finanzministerialdepartement  Beschwerde.  Um  dem 
Zustande  abzuhelfen,  machte  es  den  Vorschlag,  die  Pensionisten, 
die  nicht  mehr  in  Freising  wohnten,  an  die  Provinzialhaupt- 
kasse  oder  an  das  Rentamt  ihres  neuen  Wohnsitzes  anzuweisen 
oder  die  angrenzenden  Rentämter  anzuhalten,  ihre  Überschüsse 
an  das  Freisinger  Rentamt  abzuführen.  Endlich  im  August  180U 
erhielt  das  Rentamt  von  der  Provinzialhauptkasse  einen  Zuschuß 
von  12  000  fl.,  um  die  rückständigen  Pensionen  zu  berichtigen. 
Indes  nur  kurze  Zeit  dauerte  es,  bis  sich  neue  Unregelmäßig- 
keiten ergaben.2 

Alle  Rechte  des  Domkapitels  erloschen  entweder  oder  gingen 
auf  den  neuen  Landesherrn  über.  Es  lag  daher  nahe,  daß  auch 
der  Übergang  des  Wahlrechts  ohne  weiteres  behauptet  wurde; 
in  der  Hand  des  Succedenten  gestaltete  es  sich  dann  zum  landes- 
herrlichen Ernennungsrecht. 

Die  bisher  vom  Domkapitel  über  seine  Glieder  und  Unter- 
tanen ausgeübte  weltliche  Gerichtsbarkeit  ging  auf  den 
Freisinger  Hofrat  dergestalt  über,  daß  dort  der  ehemalige 


1  Über  mangelhafte  Ausführung  der  RDHSch.  in  dieser  Hinsicht  vgl.  Me- 
morandum der  Deputierten  der  aufgelösten  Kapitel  an  den  Wiener  Kongreß. 
Klueber,  Akten  der  W.  K.  I.  2.  S.  23  ff.  IV.  S.  310. 

2  G.  R.  Pr.  1805:  12.  XI.  3;  1806:  16.  VII.;  27.  VIII.  12:  20.  X.;  1807: 
4.  I.  3;  3.  VIII.  9;  4.  XI.  2;  7.  XII.  2. 
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Syndikus  des  Domstifts  von  Stuber  in  den  einschlägigen  Gegen- 
ständen cum  voto  decisivo  Vortrag  hielt.1 

Als  der  Hofrat  einen  beim  Domkapitel  abhängigen  Prozeß 
zwischen  einem  fürstbischöflichen  Kammerdiener  und  dem  Dom- 
kapitular  von  Waldkirch  an  sich  zog, 2  erhob  das  Vikariat  Ein- 
spruch und  erklärte  das  geistliche  Gericht  für  zuständig  in  der 
Angelegenheit  mit  der  Begründung,  das  Domkapitel  habe  nur 
kraft  eines  besonderen  Privilegs  des  Bischofs  das  ius  primae 
instantiae  über  seine  Angehörigen  ausgeübt;  die  „natürliche 
Folge"  im  gegenwärtigen  Falle  sei,  daß,  wenn  das  Domkapitel 
nicht  mehr  als  Korporation  anerkannt  werde,  dieses  ius  wieder 
an  denjenigen  zurückfalle,  von  dem  selbes  ausgegangen  sei. 
Abgesehen  davon  gehöre  —  was  nach  allen  Rechten  entschiedene 
Sache  sei  —  der  Klerus  als  solcher  in  causis  personalibus  vor 
das  geistliche  Gericht.3 

Im  weiteren  Verlaufe  des  Kompetenzstreites,  als  der  Prozeß 
bereits  an  das  kurfürstliche  Hofgericht,  den  Gerichtsstand  der 
Geistlichen  als  privilegierter  Personen,  abgegeben  war,  suchte 
das  Vikariat  nochmals  seine  Zuständigkeit  zu  begründen  und  zu 
behaupten.  Anknüpfend  an  das  Wort  „weltliche  Gerichtsbarkeit" 
der  Verordnung  will  es  beweisen,  daß  nur  jene  Gerichtsbarkeit, 
welche  als  Ausfluß  der  landesherrlichen  Macht  durch  Privileg 
den  geistlichen  Körperschaften  überlassen  worden,  darunter  zu 
verstehen  sei,  nicht  aber  jene  Gegenstände,  welche  nach  den 
geltenden  Gesetzen  ganz  und  ausschließlich  zum  geistlichen  Ge- 
richtshof geeignet  seien,  und,  welche  der  Bischof  als  Ausfluß 
der  bischöflichen  Rechte  geistlichen  Korporationen  zur  ersten 
Entscheidung  überlassen  habe.4 

Das  Privilegium  fori  ließ  sich  indes  auch  nicht  mit  dieser 
Verteidigung  und  noch  weniger  zugunsten  des  höheren  Klerus 
retten. 

Als  eine  „natürliche  Folge"  der  Auflösung  des  Domkapitels 
wurde  die  Schließung  der  Domkirche5  angesehen. 

Gleich  nach  dem  Tode  des  Fürstbischofs  stellte  Aretin  beim 


1  V.  0.  30.  XI.  2.  Heck.  Fris.  49.  G.  R.  P.  1802.  S.  851. 

2  Heck.  Fris.  f.  49. 

:i  G.  R.  P.  1802.  S.  875. 

1  G.  R.  P.  1803.  30.  VI.  Nr.  4. 

5  Kr.  A.  G.  K.  A.  f.  II.  27. 
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auswärtigen  Departement  den  Antrag,1  die  Kathedrale  ganz 
sperren  lassen,  da  der  bischöfliche  Gottesdienst  mit  dem  Tod 
des  Bischofs  geendet,  das  Domkapitel  aufgelöst  sei  und  wahr- 
scheinlich hier  überhaupt  kein  bischöflicher  Sitz  mehr  er- 
stehen werde,  desgleichen  zu  dem  Zwecke,  um  die  3000  fl. 
laufender  Kirchenausgaben  zu  sparen.  Am  22.  April  1803,  nach- 
dem der  letzte  Gottesdienst  für  den  Fürstbischof  gehalten  war, 
wurde  sie  gesperrt;  zugleich  begann  die  Inventarisation, 
die  fünf  Tage  dauerte.  In  den  weiten  Hallen  wurden  die  für 
die  Münchner  Hofbibliothek  ausgewählten  Bücher  der  Klöster 
und  Stifter  aufgespeichert;  die  kostbaren  Paramente  und  Ornate, 
darunter  ein  von  der  Kürfürstin  Maria  Anna  gestickter  Trag- 
himmel, die  Pretiosen  der  Schatzkammer  und  Sakristei  wan- 
derten zur  „besseren  Verwendung"  in  die  Münze.2 

Das  Vikariat  erhob  gegen  die  Sperrung  Einspruch  mit 
dem  Hinweis  auf  den  Grundsatz  des  gemeinen  Kirchenrechts 
„ne  sede  vacante  aliquid  innovetur".3 

Gestützt  auf  die  Bestimmung  des  Art.  35  des  RDHSch.  hatte 
der  Fürstbischof  versucht,  durch  weitgehende  Garantien  seitens 
des  Kurfürsten  die  Erhaltung  seiner  Kathedrale  zu  sichern,  nicht 
bloß  in  ihrem  baulichen  Bestände,  sondern  auch  mit  all  ihren 
Kostbarkeiten.  Allein  die  Modifikation,  welche  der  kurfürstliche 
Kommissar  auch  an  den  beiden  Vertragspunkten  des  bischöf- 
lichen Konventionsentwurfs  in  dieser  Hinsicht  vornahm,  ließen 
es  ahnen,  welches  Schicksal  der  Domkirche  bevorstehe.  „Was 
an  Pontifikalkleidungen,  Ornaten  und  Paramenten  zu  den  bischöf- 
lichen Kirchenverrichtungen  erforderlich  ist,  um  dieselben  „mit 
Anstand  und  Würde"  zu  versehen,  bleibt  in  der  Domkirche  zu 
„lebenslänglichem  Gebrauche"  Sr.  Hochfürstlichen  Gnaden.  Indes 
der  Bischof  verstarb  alsbald,  und  die  Ausstattung  der  Dom- 
kirche hing  von  der  künftigen  Diözesaneinrichtung  ab. 

Über  das  weitere  Schicksal  der  Kathedrale  berichtet  ein 
Zeitgenosse4  der  Säkularisation. 

„Für  den  Dom  zu  Freising,  dieses  geschichtliche,  religiöse  und  bauliche 
Kleinod,  war  der  Untergang'  eingeleitet,  indem  er  als  baufällig  geschlossen  und 
einem  Metzger,  der  500  fl.  geboten,  zum  Kaufe  zugesagt  wurde;  da  verlangte 

1  Kr.  A.  Min.  Reg.  fasp.  234. 

2  G.  K.  A.  IL  28.    Inventarverzeichnis.  Heck.  Fris.  fol.  77. 

3  G.  R.  P.  1803.  21.  VI.  Nr.  16. 

4  Joh.  Nep.  Ringseis,  in  Erinnerungen  an  J.  N.  R.  von  Emilie  Ringseis. 
1886.  I.  S.  48. 
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ein  französischer  General  (du  Verdien),  den  Dom  zum  Napoleonsfeste  zu  benutzen, 
und  setzte  den  Gegenvorstellungen  ob  der  himmelschreienden  Gefahr  des  Ein- 
sturzes seinen  festen  Willen  entgegen.  Der  Dom  ward  geöffnet  und  ertönte 
von  rauschender  Musik.  Auf  dem  Domplatze  nebenan  donnerten  die  Kanonen, 
und  der  Dom  wollte  immer  noch  nicht  einstürzen.  Jetzt  erst  konnte  von  Wohl- 
gesinnten auf  seine  Rettung  gedrungen  werden,  Kronprinz  Ludwig  ward  auf- 
merksam gemacht,  er  forschte  nach  an  Ort  und  Stelle,  und  die  Restauration 
begann." 

Die  altehrwürdige  Domkirche  steht  noch,  nachdem  der 
Staat  sich  in  der  Circumscriptionsbulle  zu  ihrer  Erhaltung  und 
Unterhaltung  verpflichtet  hat.  Der  Bischofsstuhl  aber  wurde 
nach  München  verlegt  und  zum  Metropolitansitz  erhoben.  Dort 
erstand  auch  wieder  ein  Domkapitel,  aber  nicht  mehr  mit 
der  alten  Verfassung. 

II.  Die  Wiedererrichtung-. 

Die  Domkapitel  waren  reif  geworden  für  die  Ernte  der 
Säkularisation.  Die  weltliche,  politische  Macht,  welche  sie  er- 
langt, der  Reichtum,  der  sich  in  ihnen  aufgehäuft  und  dem 
einzelnen  Gliede  durch  die  Pfründekumulation  in  überschweng- 
lichem Maße  zu  Gebote  stand,  vor  allem  aber  die  ausschließ- 
liche Besetzung  der  Pfründen  mit  Adeligen, 1  das  war  die  Saat 
aus  der  ihr  Verderben  und  ihr  endlicher  Untergang  erwach- 
sen ist. 

Der  Adel  errang  durch  sein  Reservatrecht  auf  die  Pfründe 
große  materielle  Vorteile,  die  Kirche  aber  verlor  dabei  und 
mußte  schließlich  bezahlen,  was  dieser  verschuldet  hatte. 

Das  Institut  der  Domkapitel  sollte  durch  die  Säkularisation 
nur  für  die  Entartung  gestraft  und  nicht  für  alle  Zukunft 
vernichtet  werden. 

Schon  der  Reichsrezeß,  der  ihren  Untergang  bestimmt  hatte, 
legte  den  Grund  zu  ihrer  Wiederherstellung.  Nach  seinem 
für  die  Regelung  der  kirchlichen  Verhältnisse  bedeutsamsten 
Artikel  62  war  mit  der  auf  „reichsgesetzliche  Art"  zu  treffenden 
Diözesaneinrichtung  auch  die  Restauration  der  Domkapitel  vor- 
gesehen; und  der  Artikel  35  wies  den  weltlichen  Fürsten  die 
Kirchengüter  verschiedener  Gattung  zu,  unter  dem  ausdrück- 
lichen Vorbehalt  der  festen  und  dauernden  Ausstattung  der 

1  Seuffert,  Versuch  einer  Geschichte  des  teutschen  Adels  in  den  hohen 
Erz-  und  Domcapiteln.  1790. 
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Domkirchen.  Zu  diesen  aber  gehörten  nach  damaliger  Auf- 
fassung als  notwendiger  Annex  die  Domkapitel. 

Durch  die  Säkularisation  hatten  die  Domkapitel  ihre  ganze 
politische  Machtstellung  verloren  und  ihr  ganzes  Vermögen  ein- 
gebüßt; aber  ihre  juristische  Persönlichkeit  als  Korporation 
und  kirchliches  Institut  mit  historischer  Existenzberechtigung 
war  nicht  aufgehoben,  man  müßte  denn  annehmen,  eine  Kor- 
poration höre  mit  dem  Verlust  des  Vermögens  rechtlich  zu 
existieren  auf.  Im  übrigen  kann  von  einem  Verlust  d.es  Ver- 
mögens nicht  kategorisch  gesprochen  werden,  sondern  in  Hin- 
sicht auf  den  Artikel  35  des  RDHSch.  nur  von  einer  Minderung 
und  Änderung  des  Vermögens  der  Korporation.  Denn  soweit 
dasselbe  als  Fundation  für  die  neuen  Domkapitel  notwendig 
war,  behielt  es  den  Charakter  von  Kirchengut  und  Stiftungs- 
vermögen. 

Keinesfalls  aber  verloren  die  säkularisierten  Domkapitel 
die  juristische  Persönlichkeit  als  Korporationen,  wenngleich 
die  einzelnen  Glieder  die  Gemeinschaft  aufgaben  und  sich  zer- 
streuten; diese  freiwillige  Auflösung  war  freilich  eine  Folge 
der  Säkularisation;  die  Aufhebung  als  Korporation  aber  war 
durch  das  Säkularisationswerk  selbst  nicht  gewollt,  ja  wider- 
spricht direkt  den  Bestimmungen  des  Reichsrezesses,  der  im 
Art.  53  den  Vikaren  ausdrücklich  die  Verpflichtung  auferlegt, 
den  Gottesdienst  in  den  Domkirchen  fortzusetzen. 

Die  Domkapitel,  als  integrierender  Bestandteilder  Diöze- 
saneinrichtung,  mußten  deren  rechtliches  Sohicksal  teilen;  ge- 
mäß Art.  62  blieben  sie  als  geistliche  Korporation,  als  Domkapitel 
im  Gegensatz  zum  Domstift,  mit  den  Diözesen  und  durch  diese 
bestehen;  die  vorgesehene  Diözesaneinrichtung  allein  konnte  sie 
als  kirchliche  Korporation  ändern  oder  ganz  unterdrücken. 

So  besteht  Rechtskontinuität  zwischen  den  durch  die 
Säkularisation  aufgehobenen  und  den  durch  das  Konkordat  neu- 
geschaffenen Domkapiteln,  denen  aus  diesem  Grunde  die  juri- 
stische Persönlichkeit  zukommt.1 

Mit  der  Frage  der  Wiederherstellung  der  durch  die  Säku- 
larisation zwar  nicht  gewollten,  in  der  Folge  aber  tatsächlich 
bewirkten  Zertrümmerung  der  kirchlichen  Verfassung  verband 


1  Vgl.  Schneider,  Die  bischöfl.  Domkapitel,  1885  und  1892:  Meurer,  Begriff 
und  Eigentümer  der  hl.  Sachen  1885.  II.  205  ff. 
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sich  bei  der  Bedeutung  und  Stellung  der  Domkapitel  im  kirch- 
lichen Organismus  die  Frage  ihrer  Neuorganisation;  diese 
beschäftigte  denn  auch  die  berufenen  Kreise  alsbald  in  hohem 
Maße  und  schon  zu  einer  Zeit,  als  kaum  die  Akten  über  die 
Säkularisation  geschlossen  waren. 

Eines  stand  von  Anfang  an  fest  und  wurde  vom  Staate 
unerbittlich  verfochten  und  schließlich  durchgesetzt:  Wenn  das 
Institut  wieder  erstehen  soll,  dann  darf  es  nicht  wieder  die  alte 
Gestalt  und  Verfassung  erhalten,  wenn  anders  die  früheren 
Mißstände  endgültig  verbannt  sein  sollen. 

Die  gehässige  Scheidewand,  die  in  den  alten  Kapiteln  Bürger- 
stand und  Adel  trennte,  durfte  nicht  mehr  errichtet  werden; 
zwar  möchte  ein  Publizist1  dem  Adel  ein  Recht  auf  eine  ge- 
wisse Zahl  der  Pfründen  zuerkannt  sehen,  aber  die  herrschende 
Meinung  wendet  sich  dagegen,  daß  Stand  und  Geburt  des  Geist- 
lichen bei  der  Bewerbung  um  Würde  und  Kanonikat  einen 
Vorzug  begründe. 

Die  weltliche  Gewalt  sucht  die  kanonischen  Bestim- 
mungen wieder  zu  Ansehen  zu  bringen  und  die  Gebrechen 
der  alten  Kapitel  gründlich  auszumerzen  durch  das  Verbot  der 
Pfründekumulation  und  das  Gebot  strenger  Residenz- 
pflicht. 

Nur  wer  bereits  Priester  ist  und  sich  durch  Tugend  und 
Wissenschaft  auszeichnet,  solle  künftig  als  Bewerber  um  ein 
Kanonikat  mit  Erfolg  auftreten  können.2 

Der  Territorialismus  stellt  auch  hier  seine  besonderen 
Forderungen:  Ernennungsrecht  des  Landesherrn,  wo  möglich, 
zu  allen  Kanonikaten  und  Dignitäten;  bayrisches  Indigenat  für 
die  Erlangung  einer  Pfründe  im  Domkapitel;  seine  Grundsätze 
hinsichtlich  der  Dotation3  der  Kirchenämter  und  der  Stellung 
des  Klerus  zum  Staat  brechen  sich  auch  hier  Bahn. 

Endlich  mußte  in  Erinnerung  an  den  früheren  verhängnis- 
vollen Zustand  vor  allem  das  Verhältnis  des  Domkapitels  zum 
Bischof  geändert  werden.  Zu  diesem  Zwecke  durfte  man  nicht 
dulden,  daß  der  Bischof  ein  eigenes  Ratskollegium,  gebildet 
von  Geistlichen,  die  nicht  zugleich  dem  Domkapitel  angehören, 
habe,  sondern  das  Domkapitel  sollte  als  „eigentlicher  bischöflicher 

1  Gutachtl.  Entwurf  S.  125. 

2  cf.  Höfler  a.  a.  0.  S.  30.  —  Sicherer  a.  a.  0.  S.  194,  204,  206. 

3  vgl.  oben  S.  47. 
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Rat"1  dem  Bischof  beigegeben  werden  und  künftig  die  Geschäfte 
der  Konsistorien  oder  bisherigen  Generalvikariate  im  vollen 
Umfange  besorgen. 

Dabei  wird  die  Absicht  ausdrücklich  verneint,  den  Bischof 
vom  Domkapitel  abhängig  zu  machen  und  ihn  als  an  Beschlüsse 
desselben  gebunden  zu  erklären.2 

Daher  ist  der  Streit  um  die  Auslegung  des  Art.  III  des 
Konkordats  dahin  zu  entscheiden,  daß  bischöfliche  Verord- 
nungen, zu  welchen  nach  kanonischem  Recht  der  Beirat  des 
Domkapitels  zu  erholen  ist,  staatsrechtlich  nicht  dann  erst 
rechtliche  Verpflichtung  und  Gültigkeit  erlangen,  wenn  dieser 
Beirat  tatsächlich  erholt  worden  ist.3 

Absicht  der  Regierung  bei  der  Aufnahme  dieser  Bestim- 
mung war  eben,  den  Kanonikaten  den  Charakter  bloßer  Pfrün- 
den ohne  zeitgemäße  Pflichten  des  Inhabers  zu  nehmen.  Hier 
vor  allem  galt  der  in  den  Konkordatsverhandlungen  einmal 
ausgesprochene  Grundsatz:  „Der  Begriff  des  ehemaligen  Dom- 
kapitels darf  auf  die  neuen  Stifter  nicht  übertragen  werden." 

Als  die  neue  Verfassung  der  Domkapitel  durch  das  Kon- 
kordat gesichert  war,  forderte  die  Regierung  die  überleben- 
den Mitglieder  der  alten  Kapitel  auf,4  sich  zu  erklären,  ob  sie  die 
Pensionen  weiter  genießen  oder  in  die  neuen  Kapitel,  „deren 
Verhältnisse  und  Verbindlichkeiten  ihnen  aus  dem  Konkordat 
bekannt  seien",  eintreten  wollten. 

Die  allermeisten  lehnten  den  Eintritt  mit  Rücksicht  auf 
ihr  hohes  Alter  ab;  andere  stellten  Bedingungen,  welche  die 
Regierung  nicht  annehmen  konnte,  wie  Fortgenuß  der  Pen- 
sionen, Dispens  vom  Chor  und  der  strengen  Residenzpflicht; 
wieder  andere  lehnten  ab,  weil  sie  sich  nicht  entschließen  könn- 
ten, sich  weihen  zu  lassen,  und  auch  den  übrigen  Anforderungen 
des  Konkordats  nicht  zu  entsprechen  vermöchten. 

„Nach  dem  Konkordat",  so  begründet  Friedrich  Karl  von  Geb - 
sattel,  Domherr  von  Eichstätt,  seine  Ablehnungserklärung,5 
„müssen  die  Domkapitulare  als  geistliche  Räte  des  Bischofs 


1  Sicherer  a.  a.  O.  S.  193.  Hollers  Konkordatsentwurf  1807.  1814. 

2  Höller  a.  a.  0.  S.  80. 

3  vgl.  Mayer,  Kirchenhoheitsrechte  S.  169.  Schöttl,  Anteil  der  Domkapitel 
an  der  Diözesanregierung  einst  und  jetzt.  1847.  S.  1—8. 

4  f.  d.  Fgde.  Kr.  A.  Min.  Reg.  fasc.  236./IV. 
*  dat.  28.  XII.  1818. 
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Theologie  und  ius  canonicum  notwendig  studiert  haben;  Theo- 
logie habe  ich  nie  gehört  und  vom  iure  canonico  habe  ich  in 
40  Jahren  nie  Gelegenheit  gehabt,  davon  Gebrauch  zu  machen. 
Es  fehlen  mir  also  die  Eigenschaften  gänzlich,  welche  für  einen 
künftigen  Chorherrn  nach  dem  Konkordat  erfordert  werden, 
und  ich  würde  gegen  alle  meine  Grundsätze  handeln,  wenn  ich 
eine  Stelle  annähme,  die  ich  mit  Ehren  auszufüllen  nicht  im 
stände  bin." 

Marquard  Freiherr  von  Riedheim,  vom  gleichen  Dom- 
kapitel, führt  in  seiner  Erklärung 1  aus :  „Da  nach  den  Statuten 
der  ehemaligen  Domstifter  außer  der  hergebrachten  Ahnenprobe 
die  ersten  und  vorzüglichsten  Eigenschaften,  welche  §  10  des 
Konkordats  dermalen  zum  Gesetz  machen,  nicht  erforderlich 
waren,  so  finde  ich  keinen  Grund,  mir  dieselben  zu  eigen  zu 
machen." 

Sein  Bruder  Xaver  findet  sich  ebenfalls  nicht  zurecht  in 
den  neuen  Verhältnissen.  Er  schreibt2:  „Die  Aufschwörungs- 
requisiten  zum  Eintritt  in  ein  Kathedralkapitel  bestünden  bei 
den  ehemaligen  nun  aufgelösten  Domstiftern  vorerst  in  Nach- 
weisung des  Stiftsadels  und  einer  dem  Stande  angemessenen 
Erziehung.  Da  aber  gegenwärtig  bei  der  bevorstehenden  Or- 
ganisation der  Domkapitel  Erfordernisse  'bestehen,  welche  ehe- 
vor  nicht  angenommen  waren  und  aus  eben  diesem  Grunde  ich 
diesen  Wissenschaften  und  Obliegenheiten  nicht  pflichtgemäß 
Genüge  leisten  könnte,  so  verzichte  ich  auf  den  Eintritt." 

Nichts  könnte  den  Gegensatz  zwischen  den  säkularisierten 
Domstiftern  und  den  neuen  Kapiteln  schärfer  ausdrücken  als 
obige  Selbstbekenntnisse.  Ein  Vergleich  der  neuen  Verfassung 
mit  den  Verhältnissen  vor  der  Säkularisation  rechtfertigt  denn 
auch  die  Reformen  der  Regierung  nach  dieser  Seite  voll- 
kommen. 


1  dat.  6.  XII.  1818. 

2  dat.  17.  XII.  1818. 
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Sechstes  Kapitel. 

Die  Pfarreien  und  Benefizien 
sowie  das  Patronatsrecht. 

Im  Wesen  des  Territorialismus  liegt  das  Recht  des  Landes- 
herrn begründet,  alle  in  seinem  Territorium  befindlichen  geist- 
lichen Ämter  und  Benefizien  zu  verleihen,  und  zwar  beruht 
diese  Befugnis  nicht  auf  einzelnen  Rechtstiteln,  sondern  ist 
einzig  und  allein  Ausfluß  der  Landeshoheit,  oder,  um  den 
Ausdruck  einer  späteren  Scheidung  der  landesherrlichen  Gewalt 
zu  gebrauchen,  der  landesherrlichen  Ämterhoheit,  die  ledig- 
lich als  besondere  Form  der  Äußerungen  der  Souveränität  auf- 
gefaßt wird. 

Begründet  wurde  dieses  landesherrliche  Ämter  verleihungs- 
recht damit,  daß  die  Kirche  Staatsanstalt  und  der  Geistliche 
Staatsdiener  geworden  sei. 

In  konsequenter  Anwendung  des  territorialistischen  Systems 
erscheint  die  Besetzung  der  kirchlichen  Ämter  seitens  des  Sou- 
veräns als  eine  ausschließliche  und  unabhängige  Ver- 
leihung, zu  welcher  die  „bischöfliche  Bevollmächtigung  zur 
Seelsorge"  im  gewissen  Sinne  als  etwas  ganz  Untergeordnetes 
hinzutritt.  Hier  wird  das  landesherrliche  Besetzungsrecht  einfach 
an  die  Stelle  des  bischöflichen  Kollationsrechts  gesetzt. 

Das  „landesherrlichePatronatsrecht" entspringt, durch 
die  Säkularisation  äußerlich  veranlaßt,  zwar  dem  territoriali- 
stischen System,  entspricht  ihm  aber  nicht  in  den  letzten  Kon- 
sequenzen; denn  einmal  erstreckt  es  sich  nicht  auf  alle  Pfründen, 
und  sodann  erscheint  die  Mitwirkung  der  geistlichen  Gewalt 
nicht  als  bloße  „Bevollmächtigung  zur  Seelsorge".  Bei  der  Be- 
stimmung des  Umfangs  und  der  Zahl  der  Patronatsrechte  bricht 
sich  freilich  wieder  die  Idee  von  der  Einheit  der  Herrscher- 
gewalt Bahn,  die  unter  Vermengung  von  geistlichen  und  welt- 
lichen Rechtstiteln  dem  Bischof  sämtliche  Patronatsrechte  ab- 
spricht, da  er  alle  Pfründen  als  Landesherr  vergeben  habe. 
In  der  Form  des  Präsentationsrechtes  strebte  eben  der  Staat 
ein  Besetzungsrecht  im  territorialistischen  Sinne  an. 
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Mit  Übergehung  der  literarischen  Kontroverse1  über  die 
Berechtigung  des  landesherrlichen  Patronats,  welche  die  kur- 
fürstliche Verordnung  v.  8.  VIII.  1803  (Doli.  VIII.  1.  590)  her- 
vorrief, soll  im  folgenden  der  Verlauf  des  Streites  in  praxi 
dargestellt  werden. 

Dem  Grundsatz  der  Regierung,  daß  das  landesherrliche 
Patronatsrecht  die  Regel  sei,  von  welcher  Ausnahmen  nur  zu- 
gunsten der  Privatpatronats  zugelassen  würden,  trat  das  Or- 
dinariat mit  dem  Prinzip  gegenüber,  daß  das  freie  Kollations- 
recht des  Bischofs  die  Regel  sei;  denn  nach  den  ursprünglichen 
Gesetzen  habe  der  Ordinarius  alle  geistlichen  Pfründen  seines 
Bistums  ganz  frei  vergeben,  soweit  nicht  ein  Dritter  ein  Prä- 
sentations- oder  Nominationsrecht  auf  irgendwelche  Weise  an 
sich  gebracht  habe. 

Dieses  Recht  des  Ordinarius  sei  so  allgemein  anerkannt, 
daß  im  Falle  eines  Zweifels  oder  Widerspruchs  die  rechtliche 
Präsumtion  für  den  Bischof  spreche.2 

Diese  Präsumtion  wurde  nun  im  landesherrlichen  Patronats- 
recht gerade  in  ihr  Gegenteil  verkehrt. 

Der  Übergang  des  Präsentationsrechts  auf  die  Pfarrei 
Hohenzell,  das  dem  Fürstbischof  als  Grundherrn  der  Hof  mark 
Eisenhofen  zustand,  fand  keinen  Widerspruch  seitens  des  Ordi- 
nariates. 

Die  Erledigung  der  Pfarrei  Anzing,  Patronatspfarrei  des 
säkularisierten  Stifts  St.  Veit  in  Freising,  machte  eine  neue 
Präsentationsfrage  brennend.  Dem  Anspruch  der  Regierung, 
die  sich  das  Präsentationsrecht  bereits  zugesprochen  hatte,  trat 
das  Vikar iat  mit  folgender  Doktrin  gegenüber: 

Die  Wirkung  der  Inkorporation  höre  bei  der  Säkularisation 
wieder  auf;  die  Pfründen  stünden  mit  den  Stiftern  in  keinem 
Zusammenhang  mehr  ;  es  lebten  daher  die  ursprünglichen  Rechte 
wieder  auf  für  denjenigen,  der  solche  Pfründen  irgendwie  dem 
Stifte  inkorporiert  habe;  wenigstens  sollten  dem  Ordinariat  die 
bischöflichen  Monate  nicht  abgesprochen  werden.3 

Die  geistliche  Regierung  war  indes  selbst  überzeugt,  daß 
sie  mit  dieser  Doktrin  nicht  durchdringen  werde.  Außerdem 

1  Lambertus,  Das  sog.  landesherrliche  Patronatrecht,  1907  und  die  dort 
vollständig-  und  ausführlich  verzeichnete  Literatur. 

2  G.  R.  P.  1809.  9.  III.  8.  Heck.  Fris.  49. 
a  G.  R.  P.  1803.  9.  III.  8.  Heck.  Fris.  49. 
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erteilte  der  Fürstbisehof  selbst  die  Weisung,  in  diesem  Punkte 
vorbehaltlos  nachzugeben  und  die  vom  Kurfürsten  präsentierten 
Geistlichen  „ohne  Aufenthalt"  zu  investieren.1 

Ohne  Unterscheidung  der  im  Fürstbischof  vereinigten 
doppelten  Macht  sprach  sich  die  Regierung  das  Recht  zu, 
„alle  jene  Pfarreien  und  Benefizien  zu  besetzen,  auf  welche 
ehefür  die  Bischöfe  von  Augsburg,  Bamberg,  Passau  und  Frei- 
sing präsentierten. 2  Zur  Begründung  wurde  behauptet,  die 
Pfarreien  seien  von  den  Bischöfen  nicht  in  der  Eigenschaft  als 
Bischöfe,  sondern  als  Fürsten  gestiftet  worden.  Darum  hätten 
dieselben  das  Recht  der  Präsentation  und  Bestätigung  gehabt, 
solange  sie  Reichsfürsten  gewesen;  da  nun  durch  die  Zeit- 
umstände die  fürstliche  und  bischöfliche  Würde  getrennt  sei, 
ergebe  sich  daraus  die  Folgerung,  daß  auch  die  Rechte  der 
Präsentation  und  der  Bestätigung  getrennt  sein  müßten;  das 
erstere  gehöre  den  Nachfolgern  im  Fürstentume,  das  zweite 
dem  Bischof.3 

An  sich  konnten  berechtigte  Zweifel  entstehen,  ob  der  Fürst- 
bischof die  ihm  zustehenden  Präsentationsrechte  als  Fürst  oder 
als  Bischof  besaß,  namentlich  hinsichtlich  der  im  Hochstift 
selbst  gelegenen  Pfründen  und  der  in  anderen  Diözesen  befind- 
lichen Pfarreien,  auf  welche  derselbe  dasPatronatsrecht  innehatte. 
Das  Ordinariat  wies  auf  die  verschiedene  Ausfertigungspraxis 
hin;  für  jene  Pfründen,  welche  der  Fürstbischof  als  Landesherr 
zu  vergeben  hatte,  habe  die  Hofkammer  die  Urkunden  aus- 
gefertigt.4 Darüber  hinaus  reklamierte  das  Ordinariat  aber 
alle  Präsentationsrechte  für  den  Bischof;  die  bischöflishe  Prä- 
sentation sei  eben  die  ältere,  gleichwie  sie  ursprünglich  die 
einzige  gewesen. 

Lediglich  in  seiner  Eigenschaft  als  Ordinarius  habe  der 
Bischof  das  Präsentationsrecht  auf  Pfründen  ausgeübt,  die  in 
anderen  Bistümern  gelegen;  denn  diese  Rechte  habe  er  einer- 
seits durch  Tausch  und  Abtretung  von  Präsentationen,  die  ihm 
auf  Pfarreien  seiner  eigenen  Diözese  zustanden,  erworben, 
anderseits  sei  die  Präsentationsbefugnis  dem  Kollationsrecht 
akkresziert. 5 

1  Resol.  des  Fb.  v.  30.  III.  1803.  Heck.  Fris.  f.  49. 

2  Erl.  an  die  Landesdirektion  v.  14.  X.  1803.  Kr.  A.  Gen.  Reg.  503  38. 

3  Montgelas  an  den  Fb.  v.  Augsburg.  König  a.  a.  0.  S.  8. 

4  Kr.  A.  Gen.  K.  A.  IX.  345.         5  G.  R.  P.  1803.  9.  III.  8. 
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Bei  jeder  Neubesetzung  erledigter  Pfründen  entstand  Streit 
über  die  Frage,  wem  das  Präsentationsrecht  zustehe.  Als  die 
Regierung  ein  Präsentationsrecht  geltend  machte  bei  Pfründen 
mit  unbestrittener  bischöflicher  Kollation,  wurde  es  dem  Ordi- 
nariat klar,  daß  sich  der  Streit  nicht  mehr  um  einzelne  Rechts- 
titel und  deren  Auslegung  drehe.  In  einer  Vorstellung  an  die 
Landesdirektion  sprach  es  die  „langgehegte"  Vermutung  aus, 
„daß  der  eigentliche  Antrag  der  Landesdirektion  dahin  gehe, 
dem  Ordinariat  alles  unbeschränkte  Verleihungsrecht,  wenn  es 
auch  auf  feierliche  Verträge  oder  andere  Rechtstitel  gegründet 
sei,  zu  entziehen  und  sich  auf  alle  Pfarreien  das  Präsentations- 
recht ganz  allein  und  ausschließlich  zuzueignen".1 

In  der  Urkunde,  in  welcher  die  Pfarrei  Grüntegernbach 
dem  Stift  St.  Wolf  gang  inkorporiert  worden  war,  war  aus- 
drücklich der  Vorbehalt  und  die  Klausel  enthalten,  daß,  wenn 
wider  Vermuten  das  Stift  aufgelöst  würde,  alles  wieder  in  den 
vorigen  Zustand  zurückkehren  solle.  Daraus  ergab  sich,  daß 
jetzt  nach  der  Säkularisation  das  freie  Kollationsrecht  des 
Bischofs  wieder  eintreten  mußte.  Trotzdem  präsentierte  der 
Kurfürst  den  Professor  Walser  auf  diese  Pfarrei;  das  Ordi- 
nariat verweigerte  die  nachgesuchte  Investitur,  bestellte  ihn 
aber  zum  Vikar,  „um  einstweilen  schärfere  Kollisionen  zu  ver- 
meiden."2 

In  gleicher  Weise  verfuhr  das  Ordinariat  in  allen  anderen 
Fällen,  in  welchen  dem  Bischof  das  Kollationsrecht  zustand,  die 
Regierung  aber  ein  Präsentationsrecht  ausübte.  Der  präsen- 
tierte Geistliche  wurde  nicht  investiert,  sondern  ihm  nur  die 
cura  und  iurisdictio  parochialis  provisorisch  und  bis  zur  Wieder- 
besetzung des  bischöflichen  Stuhles  erteilt;  erlaubten  die  Pfarr- 
renten die  Aufstellung  eines  eigenen  Vikars,  so  wurde  gemäß 
der  Weisung  des  Konsistoriums  Salzburg  der  Präsentierte  zum 
vicarius  in  spiritualibus  bestellt. 3 

Dieser  Weg  wurde  indes  vom  Ordinariat,  das  anfangs  die 
Investitur  in  strittigen  Fällen  ablehnte,  erst  beschritten,  als 
keine  Aussicht  mehr  bestand,  dies  bischöfliche  Kollationsrecht 
zu  behaupten. 

Anläßlich  der  Besetzung  der  Pfarrei  Hofkirchen,  die  dem 

1  G.  R.  Pr.  1803:  16.  XI.  7;  21.  XL  17. 
-  G.  R.  P.  1803:  7.  IX.  6. 

3  G.  R.  P.  1804:  18.  I.  7;  8.  VIII.  1;  29.  VIII.  2;  1806.  24.  III.  2. 

Ebert,  Territorialismus.  5 
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Priesterhaus  zu  Dorfen  inkorporiert  war,  verweigerte  das  Ordi- 
nariat dem  vom  Kurfürsten  präsentierten  Geistlichen  die  In- 
vestitur, weil  es  eben  diese  Präsentation  für  ungültig  erklärte. 
Am  3.  Mai  1803  erging  an  das  Vikariat,  „das  aus  verschiedenen 
nichtigen  Vorwänden  und  gesuchten  Ausflüchten"  die  Investi- 
turserteilung versäumt  habe,  der  Befehl,  den  präsentierten 
Geistlichen  „innerhalb  drei  Tagen  zu  investieren,  als  man  sonst 
das  Vikariat  wegen  seiner  gegen  die  höchsten  mit  voller  Sach- 
kenntnis abgefaßten  Entschließungen  bezeigten  Renitenz  nicht 
nur  durch  verfängliche  Zwangsmittel  zur  genauesten  Befolgung 
anhalten,  sondern  auch  den  Priester  ohne  weiteres  in  die  Tem- 
poralien  einsetzen  lassen  werde".1 

Im  Falle  der  Besetzung  der  Pfarrei  Oberweickertshofen 
wurde  diese  Drohung  auch  tatsächlich  verwirklicht. 2 

„Da  sich  das  Vikariat  nur  wenig  in  die  neue  Ordnung  der 
Dinge  bequemen  wollte,  indem  es  noch  immer  die  Gültigkeit 
des  den  landesherrlichen  Gerechtsamen  so  nachteiligen  Rezesses 
von  1718  behauptete,"  so  machte  der  Hof  rat  v.  Degen  den 
Vorschlag, 3  der  Kurfürst  solle  bestimmt  und  ausdrücklich  er- 
klären, daß  alle  von  dem  Fürstbischof  ausgeübten  Präsentations- 
rechte nunmehr  „unbedingt"  dem  Kurfürsten  zustehen. 

Eine  solche  kategorische  Erklärung  erfolgte  nun  zwar  nicht; 
aber  das  Verhalten  der  Regierung  richtete  sich  in  der  Zukunft 
nach  diesem  Grundsatze. 

Als  1806  das  Vikariat  „zum  Mißfallen  der  landesherrlichen 
Stelle  und  ohne  mindeste  Rücksicht  auf  deren  Präsentation"  mit 
Berufung  auf  den  Rezeß  von  1718  die  Pfarrei  Feldmoching, 
auf  welche  die  Regierung  bereits  einen  Geistlichen  präsentiert 
hatte,  unter  Ablehnung  der  Investitur  dieses  Kandidaten,  neuer- 
dings vergab,  sandte  die  Landesdirektion  das  Investitursinstru- 
ment, welches  das  Ordinariat  seinem  eigenen  Kandidaten  aus- 
gestellt hatte,  „in  originali"  zurück,  mit  der  Weisung,  demselben 
entweder  eine  neue  Investitursurkunde,  weiche  die  landesherr- 
liche Präsentation  erwähne,  auszustellen  oder  die  Investiturs- 
taxe zurückzuzahlen;  denn  „höchstlandesherrlicherseits"  gedenke 
man  nicht,  von  dem  einmal  gefaßten  und  selbst  auf  allerhöchste 
Weisung  sich  gründenden  Entschluß  abzugehen,  alle  vorhin 

1  Heck.  Fris.  collect.  V.  307  ff. 

2  G.  R.  P.  1803:  21.  XI.  5. 

3  13.  XI.  1804.  Kr.  A.  Min.  Reg.  f.  234. 
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vom  Fürsten  oder  Ordinarius  ausgeübten  Präsentationen 
nunmehr  von  Landesherrschaft  wegen  geltend  zu  machen.1 

Auf  diese  Weise  vergab  die  Regierung  alle  Pfarreien  und 
Benefizien,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dem  Bischof  das  freie 
Kollationsrecht  zustand  oder  ob  die  Alternative  nach  Monaten 
oder  Sterbfällen  eintreten  sollte;  die  Rezesse,  die  das  Ver- 
leihungsrecht hinsichtlich  vieler  Benefizien  besonders  regelten, 
wurden  eben  in  diesem  Punkte  als  nicht  mehr  verbindlich  er- 
achtet. Schließlich  stand  dem  Ordinariat  nur  mehr  die  Ver- 
gebung der  Provisuren  und  reinen  Kooperaturen  zu.  Denn 
selbst  die  sog.  Kaplaneibenef izien,  auch  wenn  sie  nur  Ma- 
nualbenefizien  waren,  vergab  die  Regierung.  So  präsentierte 
die  Landesdirektion  auf  die  Kuratexpositur  Holzkirchen,  deren 
Einnahmen  in  den  Revenuen  eines  Frühmeßmanualbenefiziums 
bestanden,  während  das  Ordinariat  einen  resignierten  Pfarrer 
admittierte. 2 

Schließlich  sollte  nach  einem  Antrage  der  Landesdirektion3 
der  Kurfürst  auch  jene  Präsentationsrechte  an  sich  ziehen,  welche 
einige  Pfarrer  und  Benefiziaten  als  solche  ausübten,  „da  diese 
individuellen  Präsent ationsrechte  im  Gegensatz  zu  dem- 
jenigen, das  dem  Kurfürsten  zukomme,  sozusagen  einen  statum 
in  statu  formierten,  auch  bei  Vergebung  solcher  Pfründen  ge- 
wöhnlich Empfehlung  und  Nepotismus  mehr  als  Verdienst  in 
Betracht  gezogen  würden". 

Auch  die  Form  der  Präsentationsurkunden  brachte  bald 
das  in  der  Besetzung  der  geistlichen  Ämter  angenommene  System 
zum  Ausdruck. 

Anfangs  waren  die  Urkunden  in  einer  Form  ausgefertigt, 
„die  ganz  der  kirchlichen  Verfassung  angemessen  war".  Dann 
aber  änderte  die  Landesdirektion  dieselbe  in  einer  Weise,  daß 
die  geistliche  Stelle  sie  nicht  mehr  annehmen  zu  dürfen  glaubte. 
Schließlich  begegnet  uns  folgende  Fassung:  „Im  Namen  Sr.  Kur- 
fürstlichen Durchlaucht  hat  das  sede  episcopali  vacante  in 
spiritualibus  bestellte  Generalvikariat  in  Freising  den  N.  N. 
auf  die  erledigte  Pfarrei  nach  den  kanonischen  Satzungen  zu 
investieren."4 

1  G.  R.  P.  1806:  12.  V.  1;  2.  VI.  14;  26.  XI.  3;  1.  XII.  12. 
-  G.  R.  P.  1807:  11.  III.  3. 

3  Bei  dem  geh.  Min.-Depart.  f.  geistl.  Angelegenheiten  Kr.  A.  Gen.  Reg. 
fasc.  505.  Nr.  36.         4  G.  R.  Pr.  1803:  7.  IX.  1;  21.  XI.  16. 

5* 
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Diese  Form,  welche  die  „Gestalt  der  an  die  niedrigste  Klasse 
der  Staatsdiener  gerichteten  Befehle  trage",  kränkte  das  Vika- 
riat  tief,  zumal  sie  nur  ihm,  nicht  aber  auch  den  übrigen  bay- 
rischen Ordinariaten  gegenüber  gebraucht  wurde. 

Eine  Vorstellung  an  die  Landesdirektion,1  in  welcher  es 
lebhafte  Klage  über  diese  „Herabwürdigung"  führte,  verbreitete 
es  sich  über  das  Präsentationsrecht,  „das  bloß  eine  Vorstellung 
und  Empfehlung  sei,  daher  nicht  die  Form  von  Befehlen  haben 
könne;  da  durch  die  Investitur  dem  gewählten  Subjekt  vor- 
züglich geistliche  Gewalt,  sohin  ein  Ausfluß  der  bischöflichen 
Gewalt  übertragen  werde,  so  erhelle  von  selbst,  daß  die  In- 
vestitur nicht  im  Namen  des  Landesherrn,  sondern  nur  im 
Namen  des  Bischofs  gegeben  werden  könne." 

Diese  Vorstellung  blieb  gleich  anderen  wie  unbeantwortet 
so  auch  wirkungslos.  Es  existierte  für  die  Regierung  eben  nur 
mehr  ein  Rechtstitel  und  eine  Gewalt,  nämlich  die  Souverä- 
nität und  die  landesherrliche  Macht,  als  deren  Ausfluß  auch 
die  bischöfliche  Gewalt  angesehen  wurde. 

Nachdem  man  sich  das  unbeschränkte  Besetzungsrecht  mit 
künstlicher  Begründung  zugesprochen  hatte,  konnte  man  auch 
glauben,  daß  dem  Verleiher  geistlicher  Ämter  auch  die  Herr- 
schaft über  den  Inhaber,  insbesondere  die  Absetzung  zukomme. 
So  erzwang  sich  die  Regierung  die  Resignation  des  Pfarrers 
von  Arnbach. 2  Dieser  hatte  am  15.  Febr.  1802  dem  Ordinariat 
gegenüber  seine  Resignation  erklärt;  diese  wurde  nicht  an- 
genommen, um  den  „Irrungen"  auszuweichen,  die  bei  der  Wieder- 
besetzung dieser  Pfarrei  in  der  Zeit  des  Patronatsstreites  ent- 
stehen mußten.  Da  die  Gebrechlichkeit  des  greisen  Pfarrers 
zunahm,  gab  ihm  das  Ordinariat  einen  Vikar  bei.  Später  for- 
derte die  Regierung  ihn  auf,  um  seine  Resignation  einzukommen ; 
er  weigerte  sich  jetzt,  weil  sein  Präsentatus,  der  Kooperator 
von  Dachau,  die  Pfarrei  nicht  mehr  erlangen  konnte;  denn  am 
17.  Februar  1803  war  eine  kurfürstliche  Verordnung  erschienen, 
welche  die  Resignation  an  eine  bestimmte  Person  verbot.  Mit 
wiederholter  Androhung  der  Amotion  und  „ernstgemessenster" 
Bestrafung  wurde  die  Resignation  gefordert  und  dann  eine 
Exekutionsstrafe  verhängt.    Der  Pfarrer   rief  das  Ordinariat 

1  G.  R.  P.  1803.  7.  XL  9.  1804.  28.  VI.  1. 

2  Für  das  Folgende  Heck.  Fris.  collect.  V.  35  ff.  G.  R.  P.  1803:  28.  III. 
14;  14.  V.  4;  23.  V.  8;  27.  VI.  5;  18.  VII.  4. 
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um  Schutz  und  Vermittlung  an;  dieses  intervenierte  bei  der 
Landesdirektion  und  später  beim  Geheimen  Rat.  Der  Erfolg 
der  zweiten  Vorstellung  war,  daß  die  Exekutionsstrafe  um  die 
Hälfte  erhöht  und  das  Vikariat  „der  geflissentlichen  Verzögerung 
und  versuchten  Vereitelung"  dieser  Resignation  beschuldigt 
wurde.  Als  der  Pfarrer  der  letzten  Aufforderung,  innerhalb 
drei  Tagen  zu  resignieren,  nicht  Folge  leistete,  wurde  er  am 
10.  Juli  1803  unversehens  mit  „wenig  Humanität  und  in  aller 
Eile"  von  Arnbach  weggeführt  und  in  das  Priesterhaus  St.  Johann 
in  München  geschafft.  Der  neue  Pfarrherr  von  Arnbach,  den  die 
Regierung  präsentierte,  war  kein  geringerer  als  Professor  Salat. 

Aus  dem  Recht  des  Landesherrn,  die  kirchlichen  Ämter 
und  geistlichen  Pfründen  zu  vergeben,  ergab  sich  von  selbst 
auch  die  Befugnis,  die  Voraussetzungen  für  die  Zulassung 
zu  denselben  zu  bestimmen,  insbesondere  Vorschriften  über  die 
wissenschaftliche  Vorbildung  des  Klerus  zu  treffen  und  beson- 
dere Prüfungen  für  die  Bewerber  um  Pfarreien  einzuführen. 

Hinsichtlich  der  Pfarreien  selbst  wird  dem  Landesherrn 
das  Recht  eingeräumt,  zu  bestimmen,  wie  viele,  wo  und  welcher 
Art  pfarrliche  Plätze  in  seinem  Lande  sind. 1  Im  Interesse  der 
Seelsorge  wird  allenthalben  empfohlen,  möglichst  viele  und 
kleine  Pfarreien  zu  errichten  und  die  Pfarreinkünfte  gleich- 
mäßig zu  verteilen. 

Die  Pfarrsprengel  sollten  mit  den  Grenzen  der  poli- 
tischen Gemeinden  zusammenfallen ;  zu  diesem  Zwecke  und  zur 
Verwirklichung  obiger  Bestrebungen  war  eine  allgemeine 
Pfarrorganisation  in  Aussicht  genommen  worden. 

Seit  1805  wurde  eine  umfassende  Neueinteilung  der 
Pfarrbezirke2  betrieben.  Nach  der  Verordnung  vom  7.  Mai 
1804  sollte  die  Verteilung  der  Pfarreien  nicht  ohne  gemein- 
schaftliches Benehmen  der  weltlichen  Behörden  mit  der  geist- 
lichen Stelle  geschehen.  Nichtsdestoweniger  änderte  das  General- 
landeskommissariat die  Pfarrbezirke  verschiedener  Gemeinden, 
ohne  das  Ordinariat  zuvor  in  Kenntnis  zu  setzen  und  über  die 
Art  der  Regelung  der  pfarrlichen  Verhältnisse  und  der  Ver- 
teilung der  Erträgnisse  und  Lasten  Aufschluß  zu  erteilen.  Dabei 
verloren  Gemeinden  ihren  Gottesdienst,  auf  welchen  sie  einen 

1  Nömer,  Grundlinien  362  ff.  System  452. 

2  f.  d.  Folgende  vgl.  Heck.  Fris.  f.  53.  Kr.  A.  Gen.  Reg.  f.  529.  Nr.  131.  <«.  R. 
P.  1804.  6.  VIII.  3.  1805:  23.  XI;  2.  XII;  16.  XII.  1806  ff.  für  die  einzelnen  Fälle. 
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Anspruch  hatten;  ja  schließlich  ließ  man  bei  der  Organisation 
sogar  die  Bistumsgrenzen  unberücksichtigt. 

Willkommen  war  dem  Ordinariat  der  Plan  der  Regierung, 
die  Pfarr Verhältnisse  in  der  Residenzstadt1  neu  zu  regeln, 
namentlich  weil  die  Hofpfarrei  dabei  unterdrückt  werden 
sollte.  Durch  ihre  Errichtung  unter  Karl  Theodor  und  nament- 
lich ihre  Ausdehnung  auf  einen  immer  größeren  Personenkreis 
war  eine  große  Unordnung  und  Verwirrung  in  den  pfarrlichen 
Verhältnissen  entstanden.  Die  ganze  Stadt  sollte  in  vier  Pfarr- 
bezirke eingeteilt  und  einem  jeden  Pfarrer  die  Seelsorge  nach 
einem  völlig  gleichen  Verhältnis  zugewiesen  werden. 

Aber  eine  „allgemeine  Pfarrorganisation",  die  sich 
über  die  Neueinteilung  der  Pfarrsprengel  hinaus  auch  auf  eine 
einheitliche  Regelung  der  Besoldung  der  Pfarrer  erstrecken 
sollte,  blieb,  abgesehen  von  der  „Organisation  der  Klosterpfar- 
reien", lediglich  Projekt,  dessen  Darstellung  besser  im  Abschnitt 
„Kirchenvermögen"  stattzufinden  hat. 

Gleichzeitig  mit  der  Geltendmachung  territorialistischer 
Grundsätze  drang  indes  die  Regierung  auch  auf  strenge  Beob- 
achtung derjenigen  kanonischen  Gesetze,  welche  der  Durch- 
führung ihrer  Reformen  die  rechtliche  Grundlage  boten. 

Als  im  Interesse  des  Staates  und  der  Kirche  gelegen,  er- 
neuert sie  das  Verbot  der  Pfründekumulation.  Um  ein 
Eindringen  der  Mönche  in  die  Seelsorge  zu  verhindern,  betont 
sie  den  kanonischen  Grundsatz,  daß  Weltpriester  auf  Säkular- 
pfarreien und  Religiöse  nur  auf  die  ehemals  von  Religiösen 
versehenen  Klosterpfarreien  zu  berufen  seien. 2  Sie  verbot  die 
Erteilung  von  Expektanzen  nicht  bloß  auf  Pfarreien,  sondern 
sogar  auf  Kooperaturen,  wobei  das  Ordinariat  die  Regierung 
erinnerte,  daß  die  Kooperatur  nach  kanonischem  Recht  eben 
keine  Pfründe  sei.3 

Die  Vermengung  der  Rechtsverhältnisse  und  die  Vermi- 
schung der  Rechtstitel  unter  Ablehnung  einer  gewissenhaften 
Scheidung  von  geistlicher  und  weltlicher  Gewalt,  wie  sie  der 
damaligen  Zeit  eigen  war,  erfuhr,  namentlich  hinsichtlich  der 
typischen  Erscheinung  des  landesherrlichen  Patronatsrechts,  eine 

1  G.  R.  P.  1805:  12.  VIII.  2;  2.  IX.  5,  1807:  13.  VII.  S.  575;  2.  IX.  S.  719. 
-'  V.  0.  15.  VI.  1805.  Kr.  A.  Gen.  Reg.  f.  519.  Nr.  131. 
3  G.  R.  P.  1804.  7.  III.  1.  Das  Ordinariat  hatte  einem  Religiösen  eine 
Zusicherung  auf  die  Kooperatur  Oberaudorf  gegeben. 
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gerechte  Korrektur  in  der  aufkommenden  historischen  Rich- 
tung der  Kirchenrechtswissenschaft,1  während  Staat  und  Kurie 
sich  über  den  Hauptpunkt  im  Konkordat  einigten  (Art.  XI)  und 
Einzelheiten  im  Benehmen  mit  den  Bischöfen  geregelt  wurden. 2 


Siebtes  KapiteL 
Der  Klerus. 

„Die  Geistlichkeit  darf  keinen  Staat  im  Staate  bilden  und 
in  weltlichen  Handlungen  sich  den  Gesetzen  und  der  gesetz- 
mäßigen Obrigkeit  nicht  entziehen."8 

Dieser  Grundsatz  des  Territorialismus  fordert  vor  allem 
die  Beseitigung  der  Privilegien  des  Klerus,  soweit  hier  der 
katholische  Staat  das  kanonische  Recht  für  seinen  Machtbereich 
noch  anerkannte.  Denn  diese  Stellung  als  Status  in  statu  wider- 
spricht der  Souveränität  des  Staates.  Die  weltliche  Gewalt  muß 
daher  diese  „Ungeheuerlichkeit"  beseitigen,  und  sie  hat  das 
Recht  hierzu;  denn  diese  Privilegien  sind  vom  Staat  entweder 
verliehen  oder  vom  Klerus  usurpiert;  ja  eine  gewisse  Pflicht 
besteht  für  sie,  denn  die  Privilegien  und  Exemtionen  sind  die 
Ursache  des  Verfalls  des  geistlichen  Standes,  dessen  Ansehen 
nunmehr  der  Staat  im  eigenen  Interesse  erhalten  und  heben  will. 

Der  Grundsatz  des  gemeinen  Rechts,  daß  kein  Diener  der 
Kirche  vor  dem  weltlichen  Gericht  abgeurteilt  werden  dürfe, 
ward  jetzt  bei  der  Säkularisation  durchbrochen,  als  der  Staat 
auf  ehemals  geistlichem  Gebiet,  ohne  daß  ein  formelles  Gesetz 
ergangen,  durch  seine  Maßnahmen  das  Privilegium  fori,  das 
die  exemte  Stellung  des  Klerus  im  staatsbürgerlichen  Leben 
am  deutlichsten  begründete,  nach  jeder  Äußerung  hin  beseitigte. 

Im  Dezember  1802  starb  ein  Kanonikus  des  eben  aufge- 
lösten Kollegiatstifts  St.  Veit.  Das  Ordinariat  nahm  die  Obsig- 
nation vor,  zugleich  mit  und  neben  dem  kurfürstlichen  Hofrat.1 

1  Über  die  Frage  der  Wirkung  der  Säkularisation  auf  die  einzelnen  Arten 
des  Patronats  s.  Sägmüller,  K.  R.  1909.  S.  327 ;  Friedberg,  K.  R.  1909.  S.  383  ff. 
und  die  dort  zitierte  Literatur. 

*  Seydel,  Bay.  St.  R.  1896.  III.  562. 

3  V.  0.  v.  7.  Mai  1804.  Rgbl.  1804.  Stück  21. 

«  Heck.  Fris.  f.  49.  21.  XI.  02. 
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Sogleich  wurde  es  zur  Rechenschaft  gezogen  und  aufgefordert, 
die  Siegel  wieder  abzunehmen.  Die  geistliche  Regierung  ent- 
gegnete, sie  handle  nur  gemäß  den  mit  Bayern  abgeschlossenen 
Rezessen,  die  nun  auch  für  das  Freisinger  Territorium  gälten 
und  für  den  vorliegenden  Fall  die  sog.  Kumulativobsigna 
tion  anordnen.1 

Als  der  Hofrat  mit  dem  bekannten  und  bei  jeder  Gelegen- 
heit gebrauchten  Diktum  von  der  Trennung  der  landesfürst- 
lichen von  der  bischöflichen  Gewalt  erklärte,  das  mit  Kurbayern 
abgeschlossene  Konkordat  lasse  sich  auf  das  Hochstift  nicht 
ausdehnen,  da  berief  sich  das  Ordinariat  auf  den  alten  Rechts- 
satz: „Jeder  Geistliche  untersteht  in  allem  dem  geistlichen 
Gericht." 

Ein  zweiter  Todesfall  im  gleichen  Kollegiatstift  ersparte 
es  dem  Gen.-Kommissariat,  noch  einmal  mit  Rechtsgründen  zu 
antworten;  kurzerhand  ließ  es  die  Ordinariatssiegel  entfernen 
und  das  Testament,  welches  bei  der  geistlichen  Gerichtsstelle 
hinterlegt  war,  herausverlangen.2 

Durch  Verordnung  vom  18.  November  1803  wurde  diese 
Kumulative  auch  formell  beseitigt.  Gegen  diese  „Verdrängung" 
der  geistlichen  Kumulative,  „die  sich  gründe  auf  geistliches  und 
weltliches  Gesetz,  auf  uraltes  Herkommen  und  selbst  auf  feier- 
lichst errichtete  wechselseitige  Verträge",  protestierte  das 
Vikariat  bei  dem  kurfürstlichen  Hofgericht3;  Dechanten  und 
Pfarrer  erhoben  bei  den  Landgerichten  im  einzelnen  Falle 
Protest.  Diese  hatten  aber  den  Auftrag  erhalten,  alle  Proteste 
standhaft  zurückzuweisen  und  gegen  dergleichen  widerspenstige 
Untertanen  nach  den  ergangenen  Entschließungen  streng  zu 
verfahren.4 

Nach  dem  Grundsatz  der  Scheidung  von  geistlichen  und 
weltlichen  Gegenständen  beseitigte  die  berühmte  Verordnung 
vom  13.  Mai  1804  das  Privilegium  fori  endgültig,  nicht  bloß  seiner 
zivilrechtlichen,  sondern  auch  der  kriminellen  Seite  nach. 
Auch  in  dieser  Hinsicht  war  das  Privileg  durch  Maßnahmen 
der  weltlichen  Gewalt  schon  lange  zuvor  vernichtet  worden. 

Der  Eremit  von  St.  Emmeran  bei  Föhring  hatte  das  bereits 

1  G.  R.  P.  1802.  S.  897  ff. 

2  Heck.  Fris.  f.  49.  G.  R.  P.  1802.  S.  909  ff. 

3  G.  R.  P.  1803.  14.  XII.  7;  1804.  16.  I.  2. 

*  V.  O.  v.  5.  VI.  1805.  Kr.  A.  Gen.  Reg.  fasc.  506/46 \ 
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inventarisierte  und  abgewogene  Silber  seiner  Kirche  nicht  an 
das  Landgericht  abgeliefert,  sondern  es  versteckt,  um  es  dem 
Patronatsherrn  dieser  Kirche  zu  übergeben.  Als  der  Eremit 
auf  eine  Aufforderung  hin  das  Silber  nicht  herausgab,  traf 
Aretin  eine  Maßnahme,  die  ein  Beispiel  geben  sollte,  „daß  den 
höchst -landesfürstlichen  Befehlen  nicht  ungeahndet  entgegen- 
gehandelt werden  dürfe". 

Am  15.  Januar  1803  ließ  er  den  Klausner  von  einem  Ser- 
geanten und  zwei  Gemeinen  nach  Freising  abführen  und  dort 
in  Gewahrsam  halten. 

Das  Vikariat,  weit  entfernt,  das  Betragen,  in  welchem  es 
kein  Kriminalvergehen  erblickte,  zu  rechtfertigen,  erhob  Wider- 
spruch gegen  eine  solche  Bestrafung  des  greisen  Priesters,  die 
nach  Art  und  Maß  in  keinem  Verhältnis  stünde  zu  dem  be- 
gangenen Verbrechen.  Vergebens  versuchte  es  die  Auslieferung 
des  Eremiten  zu  erwirken  und  die  Untersuchung  des  Falles 
und  die  Bestrafung  des  geistlichen  Missetäters  für  das  geist- 
liche Gericht  zu  retten. 

Als  das  Silber  zur  Stelle  geschafft  war,  wurde  der  Ver- 
brecher mit  einem  strengen  Verweis  entlassen.  Montgelas  aber 
lobte  die  Verfügung  Aretins  „als  vollkommen  zweckmäßig".1 

Ein  weiteres  Beispiel2:  Ein  Vikar  war  beschuldigt  worden, 
daß  er  am  Lichtmeßtage  1802  eine  „anzügliche"  Predigt  gegen 
die  landesherrliche  Verordnung  über  die  Beschränkung  der  Zahl 
der  Feiertage  gehalten  habe.  Sogleich  wurde  ihm  von  Land- 
richter die  Predigt  abgefordert  und  an  die  Landesdirektion  ein- 
gesendet. Diese  erließ  nun  an  den  Vikar  den  Befehl,  sich  bei 
„Meidung  militärischer  Abführung"  auf  acht  Tage  in  das  Priester- 
haus nach  Dorfen  zu  begeben,  um  dort  „vom  Lehramte  ent- 
fernt, lediglich  seiner  eigenen  Bildung  sich  unterziehen  zu 
können".  Das  Ordinariat  prüfte  die  Angelegenheit  und  fand 
in  dem  Verhalten  des  Predigers  nichts  Strafwürdiges,  versetzte 
ihn  aber  nach  Garmisch  in  der  Grafschaft  Werdenfels,  das 
damals  noch  unter  der  Landeshoheit  des  Fürstbischofs  stand. 

Am  27.  November  1802  wurde  Werdenfels  dem  Kurfürsten- 
tum einverleibt,  der  Provisor  von  Garmisch  bayrischer  Untertan. 

Dort  hatte  er  wiederum  eine  Predigt  gehalten,  die  den 

1  Kr.  A.  Gen.  Korn.  A.  f.  XI.  414.  Heck.  Fris.  fasc.  49. 

2  Heck.  Fris.  f.  49;  collect.  V.  S.  64.  317  ff.  G.  R.  P.  1802.  S.  245  ff.; 
1803:  10.  I.  13;  30.  XI.  6. 
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Unwillen  der  Regierung  erregte  und  auch  die  Erinnernng  an 
den  früheren  Vorfall  neubelebte.  Kurzerhand,  ohne  Verhör  und 
weitere  Untersuchung  der  Sache,  ließ  die  Regierung  am  5.  Januar 
1803  früh  sechs  Uhr  den  Vikar  unter  militärischer  Bedeckung 
in  den  Neuturm  zu  München  abführen;  dort  wurde  ihm  als 
einem  „widerspenstigen  Untertanen,  der  sich  eigenmächtig  aus 
dem  Lande  entfernt",  sein  Ungehorsam  verwiesen ;  am  folgenden 
Tage  schaffte  ihn  die  Polizei  ins  Priesterhaus,  wo  er  erst  nach 
sechs  Monaten  wieder  entlassen  wurde. 

Diese  Maßnahmen  erschienen  dem  Ordinariat  als  schwere 
Eingriffe  in  die  Jurisdiktionsgewalt  des  Bischofs;  bei  seinem 
Rechtsbewußtsein  findet  man  sein  Widerstreben  und  seine  Pro- 
teste begreiflich  und  gerechtfertigt.  Nicht  bloß  das  Vikariat 
selbst  erhob  wiederholt  Einspruch  gegen  die  Beseitigung  der 
geistlichen  Gerichtsbarkeit,  sondern  es  wies  anfangs  die  unter- 
gebenen Geistlichen,  die  vor  dem  weltlichen  Gericht  erscheinen 
müssen,  auch  an,  für  ihre  Person  noch  Protest  zu  erheben.  Ein 
Geistlicher  war  unter  Androhung  von  Zwangsmaßregeln  als 
Zeuge  in  einer  Gantsache  vorgeladen:  das  Hofgericht  ordnete 
an,  daß  er  auch  „ohne  Verschaffung  von  Seiten  des  geistlichen 
Gerichts"  eidlich  vernommen  werden  sollte.  Das  Vikariat  befahl 
ihm,  mit  Berufung  auf  den  bereits  erlassenen  Protest  freiwillig 
zu  erscheinen.1  Dies  war  denn  auch  die  Praxis  für  die  nächste 
Zeit,  bis  die  Proteste  gänzlich  aufhörten. 

Nur  ein  Mitglied  des  Vikariats,  der  geistliche  Rat  Weizen- 
beck, weigerte  sich  noch  1805,  in  einer  gewöhnlichen  Zivilsache 
vor  dem  Münchner  Hofgericht,  welches  zum  privilegierten  Ge- 
richtsstand des  Klerus  erklärt  worden  war,  zu  erscheinen,  „da 
die  Grundverfassung  der  kirchlichen  Hierarchie  und  der  Diö- 
zesen dem  Bischof  die  volle  Gerichtsbarkeit  über  die  Geist- 
lichkeit, auch  in  Zivilpersonalsachen,  einräume".  „Persönlich  er- 
kenne er  die  Rechtmäßigkeit  der  kurfürstlichen  Verordnung 
an,  aber  als  Mitglied  eines  geistlichen  Gerichtshofes  könne  er 
die  durch  diese  Eigenschaft  gesteigerte  Verantwortung  und 
noch  dazu  in  gegenwärtiger  Spannung  nicht  auf  sich  nehmen. 
Die  Konsequenzen,  die  sich  aus  einer  Preisgabe  der  bischöf- 
lichen Rechte  in  dieser  Hinsicht  von  seiner  Seite  ergeben,  wären 
ja  evident." 


»  G.  R.  P.  1805.  1.  VII.  3. 
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Das  Hofgericht  verwarf  aber  die  Einwendungen  Weizen- 
becks als  unstatthaft  und  drohte  mit  dem  Konkumazialver- 
fahren.1 

Dieser  Vorfall  war  Veranlassung  zur  Verordnung  vom 
22.  April  1806. 

Der  Vernichtung  des  Privilegium  fori  folgte  notwendig  die 
Beseitigung  der  übrigen  Privilegien  des  Klerus.  Als  solche 
werden  sie  beseitigt;  indes  und  soweit  der  Geistliche  Staats- 
diener ist,  verleiht  sie  der  ständische  Staat  dem  geistlichen 
Stande  in  einer  neuen  Form. 

So  ist  sein  weltlicher  Gerichtsstand  vor  dem  Hofgericht 
als  solcher  wieder  privilegiert;  das  Privilegium  canonis  ist 
einerseits  beseitigt,  anderseits  wird  es  neu  begründet,  da  der 
Staat  für  verpflichtet  erklärt  wird,  den  geistlichen  Stand  als 
Volkserzieher  und  Staatsdiener  in  seinem  Ansehen  besonders 
zu  schützen;  er  hat  Injurien  gegen  Geistliche  zu  ahnden,  wie 
wenn  gegen  Staatsbeamte  begangen. 

Aus  gleichem  Grunde  bestimmt  der  Staat  in  gleicher  Weise 
das  beneficium  competentiae  des  Klerus. 

Durch  die  Beseitigung  seiner  Standesrechte  ist  der  Geist- 
liche Staatsuntertan  geworden;  als  solcher  kann  er  keine  Be- 
freiung von  öffentlichen  Lasten  beanspruchen;  damit  entfällt 
auch  das  Privilegium  immunitatis, ,  soweit  es  der  Staat 
dem  Geistlichen  als  Staatsdiener  im  gewissen  Umfange  nicht 
wieder  einräumt. 

Begreiflich  schwer  und  empfindlich  war  für  den  geistlichen 
Stand  das  Opfer,  das  er  mit  den  Verlust  der  Privilegien,  nament- 
lich des  Privilegium  fori,  dem  modernen  Staate  bringen  mußte. 

Nach  Beseitigung  aller  Standesprivilegien  erscheint  der  Geist- 
liche im  Verhältnis  zum  Staat  einerseits  als  Bürger  und  Unter- 
tan, aber  anderseits  hebt  ihn  der  Staat  aus  dem  Untertanen- 
verhältnis heraus;  denn  er  ist  nicht  bloß  Staatsbürger,  sondern 
auch  Staatsdiener  als  Volkslehrer  und  Volkserzieher, 
„dessen  Händen  die  religiöse  und  sittliche  Bildung  einer  ganzen 
Nation  größtenteils  anvertraut  ist".2 

Das  große  Interesse,  das  der  Staat  bei  dem  Einfluß  des 


1  Kr.  A.  Gen.  Reg.  f.  502/24. 

5  Erlaß  an  die  Weltgeistlichkeit  11.  III.  1802.  Rgbl.  Stück  XI;  verfaßt  im 
Auftrage  Brancas  von  Professor  Lechner.  Kr.  A.  Gen.  Reg.  f.  518.  Nr.  84°. 
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Kleraus  auf  das  Volk  und  damit  auf  das  Gemeinwesen  hat, 
räumt  ihm  das  Recht  einer  besonderen  Aufsicht  über  den 
Klerus  ein.  Danach  steht  ihm  die  Befugnis  zu,  vor  allem  über 
die  Erziehung  und  Bildung  der  Geistlichen  Anordnungen 
zu  treffen,  um  sich  der  „Befähigung  und  Würdigkeit"  der  künf- 
tigen Volkslehrer  versichern  zu  können. 

Mit  sichtlichem  Eifer  ging  die  Regierung  bei  dieser  Reform 
vor.  Schon  1802  äußerte  sich  der  Kurfürst  dem  bischöflichen 
Kommissar  Darchinger  gegenüber:  „Der  Klostergeist  ist  gott- 
lob ausgeflogen;  nun  wird  man  für  den  wahren  Priester,  für 
den  Klerus,  was  tun  können;  bald  müssen  wir  geistliche  Er- 
ziehungs-  und  Ruhehäuser  errichtet  haben;  der  Klerus  wird 
gewiß  recht  venerable  werden."  Darchinger  fügt  seinem  Be- 
richt bei :  „Diese  Sprache  war  längst  vorbereitet  und  recht  aus 
den  besten  Gründen  gekommen,  wie  Serenissimus  mit  einfließen 
ließen."1 

Dem  Staat  ist  in  dieser  Zeit  nicht  bloß  an  einem  „guten 
moralischen  Betragen"  des  Klerus  gelegen,  sondern  nach  seinen 
Absichten  soll  der  Geistliche  Kenntnisse  und  Fähigkeiten  be- 
sitzen, „die  mit  dem  dermaligen  Zeitgeist  übereinstimmen", 
insbesondere  soll  ihn  auch  Eifer  für  die  Schulanstalten  und  den 
Vollzug  der  landesherrlichen  Verordnungen  beseelen. 2 

Um  den  künftigen  Volkslehrer  nach  dem  „angenommenen 
Staatssystem"  und  für  dasselbe  zu  erziehen,  errichtet  der  Staat 
besondere  Seminare,  in  welchen  der  „Genius  der  freien  Wissen- 
schaft" weht;  der  Staat  bestimmt  auch  die  innere  Verfassung 
und  den  Lehrplan,  der  besonders  der  Kirchenrechtswissen- 
schaft Interesse  entgegenbringt:  „diese  gründe  sich  auf  die 
schöne  Verfassung  der  ersten  christlichen  Kirche,  auf  ein  reines 
Naturrecht  und  solides  Staatskirchenrecht". 

Daß  bei  solchen  Bestrebungen  eine  Mitwirkung  der  geist- 
lichen Oberbehörde  unmöglich  war,  ist  begreiflich.  Ohne  deren 
Einvernahme  errichtete  denn  auch  der  Staat  in  Landshut  ein 
Generalseminar,  als  dessen  Direktor  Fingerlos  bestellt  wurde. 
Das  bischöfliche  Alumnat  und  Lyzeum  in  Freising  und  das 
Seminar  in  Dorfen  wurden  aufgelöst,3   ihre  Fundationen  in 


'  Bericht  v.  26.  I.  1802.  Heck.  Fris.  f.  50. 

-  Erl.  v.  7.  VIII.  1804.  Kr.  A.  Gen.  Reg.  f.  529.  Nr.  131. 

a  G.  R.  P.  1803:  19.  IX.  7;  8.  X.  3;  1806.  24.  III.  2. 


Stipendien  verwandelt,  welche  der  König  einigen  Kandidaten 
des  geistlichen  Standes  in  und  außer  dem  Kollegium  zu  Lands- 
hut verlieh ;  von  der  Verfassung  des  „landesherrlichen  Seminars" 
hatte  das  Ordinariat  keine  Kenntnis  erhalten,  noch  weniger 
hatte  es  einen  Einfluß  auf  die  Aufnahme  der  Kandidaten. 

Schloß  jetzt  der  Staat  hinsichtlich  seines  Seminars  jeden 
Einfluß  der  geistlichen  Behörde  aus,  so  erzwang  er  sich  ander- 
seits weitgehenden  Einfluß  auf  die  Aufnahme  von  Kandidaten 
in  die  bischöflichen  Seminare,  solange  sie  bestanden.1 

Weitgehendsten  Einfluß  auf  die  wissenschaftliche  Vorbildung 
des  Klerus  sicherte  sich  die  Regierung  dadurch,  daß  sie  die 
Verleihung  des  Tischtitels  von  gewissen  Voraussetzungen  ab- 
hängig macht. 

Endlich  erging,  um  zu  verhindern,  daß  ein  Theologie- 
kandidat ohne  gehörige  Vorbildung  zu  den  Weihen  gelange, 
eine  Verordnung,2  welche  den  Empfang  der  Weihen  im  Aus- 
land verbot.  Die  Veranlassung  hierzu  gab  eine  Anzeige  der 
Universität  Landshut  (v.  30.  IV.  1803),  „daß  manche  inländische 
Theologen  mit  dem  schlechtesten  Fortgang  im  Österreichischen 
Mittel  finden,  die  Weihen  sich  zu  erschleichen,  sodann  wiederum 
unaufgehalten  nach  Bayern  zurückkehren  und  dort  die  Zahl 
elender  Priester  vermehren". 

Während  der  Staat  einerseits  die  Voraussetzungen  der  Ordi- 
nation bestimmt  und  hier  seine  eigenen  Irregularitäten  auf- 
stellt, nimmt  er  anderseits  der  Weihe  für  den  staatlichen  Be- 
reich alle  Wirkungen,  die  das  kanonische  Recht  damit  verbindet. 

Daß  in  dieser  kirchlich  bewegten  Zeit  der  Zölibat  nicht 
unangefochten  blieb,  war  bei  der  ganzen  Art  dieses  Aufklärungs- 
zeitalters  kaum  zu  verwundern.  Es  entbrannte  denn  auch  dar- 
über ein  literarischer  Kampf,  wie  ihn  die  späteren  derartigen 
Bewegungen  nicht  aufzuweisen  haben.  Eine  Flut  von  Schriften  3 
verbreitet  die  alten  „Schlager"  über  den  Zölibat  als  „Natur- 
schändungssystem und  Werk  der  römischen  Politik".  Seine  Be- 
seitigung verlangt  das  Staatswohl;  denn  die  wahre  Stärke  der 
Nation  beruht  auf  der  Population. 

1  cf.  Kr.  A.  Gen.  Reg.  f.  583.  Nr.  234. 

2  31.  IV.  4.  Kr.  A.  Gen.  Reg.  f.  520.  Nr.  86. 

3  bes.  Baader,  Notwendigkeit  der  individuellen  Säkularisation.  1802.  — 
Vom  beständigen  Zölibate.  Rom  und  Paris.  1805.  Bitte  an  die  Fürsten  Teutsch- 
lands um  Aufhebung  des  Zölibats.  1801. 
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Staatswohl  ist  eben  in  jener  Zeit  der  Zweck  und  der 
Grund  aller  Maßnahmen  der  souveränen  Staatsgewalt,  die  sich 
nur  in  dieser  Rücksicht  Grenzen  zieht  auf  allen  Gebieten,  das 
kirchliche  nicht  ausgenommen. 


Achtes  Kapitel. 
Die  Ehe. 

Von  den  Majestätsrechten  aus  war  keine  Brücke  zu  schlagen 
auf  das  von  der  Kirche  bis  dahin  ausschließlich  beherrschte 
Gebiet  des  Eherechts.  Um  hier  zum  Ziele  zu  gelangen,  dazu 
bot  die  Geschichte  des  Eherechts  die  Methode:  man  änderte  die 
Natur  des  zu  erreichenden  Objekts,  um  es  der  gesetzgebenden 
Gewalt  des  Staats  zu  unterwerfen. 

Zu  dem  Zwecke  ward  der  alte  Satz  von  der  Doppelnatur 
der  Ehe1  als  bürgerlicher  Vertrag  und  Sakrament  hervorgeholt, 
aus  welchem  sich  dann  als  notwendige  Konsequenz  die  konkur- 
rierende, in  dem  sachlich  beschränkten  Umfang  ausschließliche 
Zuständigkeit  des  Staates  in  Ehegesetzgebung  und  Ehegerichts- 
barkeit ergab. 

Die  Aufklärung  hatte  auch  hier  neue  Ideen  zu  Ansehen 
und  Geltung  gebracht,  die  sich  besonders  in  der  Frage  der  Ehe- 
scheidung2 und  der  Ehehindernisse  bemerkbar  machten.3 

Mit  dem  Wiederaufleben  der  Theorie  Osterwalds  und  der 
französischen  Ehegesetzgebung  erstand  das  Problem  der  Zivil- 
ehe, mit  dem  sich  die  Kanonisten  mit  Vorliebe  beschäftigten, 
um  den  Staatsmännern  Wege  und  Ziele  zu  weisen. 

Zwei  Richtungen  lassen  sich  hier  unterscheiden;  die  eine, 
vermittelnde,  will  gewisse  Gemeinschaftsverhältnisse  zwischen 
Kirche  und  Staat  aufrechterhalten  wissen,  z.  B.  es  solle  der  Staat 
gewisse  kirchliche  Ehehindernisse  auch  für  staatliche  erklären, 
spezifisch  kirchlichen  Impedimenten  aber,  z.  B.  dem  feierlichen 

1  Sicherer,  Über  Eherecht  und  Ehegerichtsbarkeit  in  Bayern.  1875.  S.  2  ff. 

2  Socher,  Über  die  Ehescheidung  in  kath.  Staaten.  1810.  —  Bemerkungen 
über  Sochers  Abhandlung  von  der  Ehescheidung.  1810. 

3  Salat,  Die  rein  menschliche  Ansicht  der  Ehe.  1808.  Michl,  Kirchenrecht. 
1809.  S.  302  ff. 
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Gelübde,  jede  bürgerliche  Wirkung  versagen.  Maßstab  der 
Scheidung  sind  hierbei  die  Staatsinteressen. 

Die  andere,  radikale  Richtung  strebt  eine  vollständige 
Scheidung  an,  ihr  schwebt  die  Zivilehe  in  unserer  gegenwärtigen 
Form  vor,  die  den  Konsequenzen  der  Lehre  Osterwalds  ent- 
spricht. 1 

Die  Ideen,  welche  damals  die  Kirchenrechtsliteratur  auf 
dem  Gebiete  des  Eherechts  beherrschten,  wurden  indes  damals 
vom  Gesetzgeber  noch  nicht  adoptiert. 

Das  „allgemeine  bayrische  Gesetzbuch",  das  die  Zivil- 
ehe nach  französischen  Vorbilde2  einführen  sollte,  gedieh  nur 
bis  zum  Entwürfe.  Die  Ordinariate  hatten  indes  von  dem  In- 
halt Kenntnis  erhalten  und  in  vertraulichem  Schriftwechsel  sich 
beraten,  wie  sie  sich  im  Falle  der  Publikation  des  Gesetzbuches, 
„das  nicht  mit  den  kirchlichen  Verordnungen  übereinstimme", 
verhalten  sollten. 3 

Nach  Art.  84  sollten  die  kirchlichen  Zeremonien,  zu  deren 
Beobachtung  die  Religion  jeden  Ehegatten  verpflichtet,  den 
Zivilformalitäten  nachfolgen;  die  Ehe  verblieb  als  Sakrament 
bei  der  Kirche,  das  Gesetzbuch  regelte  demnach  die  Ehe  nur 
als  bürgerlichen  Vertrag,  zu  dem  das  Sakrament  als  accesso- 
rium  hinzutreten  kann. 

Der  Vorschlag  des  Konsistoriums  Eichstätt  ging  dahin,  die 
sämtlichen  bayrischen  Ordinariate  sollten  gegen  das  neue  Gesetz- 
buch und  vorzüglich  gegen  die  Gesetze  über  Ehe  und  ihre 
Auflösung  eine  „nachdrückliche  Vorstellung"  an  die  allerhöchste 
Stelle  erlassen.  Freising  war  der  Meinung,  es  solle,  nachdem 
eine  Abänderung  des  Gesetzes  nicht  zu  erhoffen  sei,  bei  der 
höchsten  königlichen  Stelle  auf  eine  öffentliche  Erklärung  an- 
gedrungen werden,  „daß  durch  die  neuen  bürgerlichen  Gesetze 
die  diesfälligen  Vorschriften  der  Kirche,  zu  welcher  die  Ehe- 
gatten sich  bekennen,  nicht  aufgehoben  sein  und  daher  von 
keinem  Kirchenvorstande  gefordert  werden  könne,  eine  Ehe, 
die  er  in  seinem  Gewissen  als  von  der  Kirche  und  unzulässig 
erkannt,  zu  solemnisieren".  Das  Ordinariat  fürchtete  anscheinend, 

1  Gutachtl.  Entwurf  S.  54  ff. 

2  vgl.  Dalbergs  Denkschrift  über  die  Einführung  der  französ.  Ehegesetze. 
G.  R.  P.  1809.  5.  IV.  Nr.  10;  auch  bei  Kopp,  die  kath.  Kirche  im  19.  Jahrh. 
und  die  zeitgemäße  Umgestaltung  ihrer  äußeren  Verfassung.  1830.  S.  430 — 50. 

3  f.  d.  Folgende  vgl.  G.  R.  P.  1809.  20.  II.  Nr.  1. 
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es  könnte  der  Pfarrer  gezwungen  werden,  einen  bürgerlich 
gültigen,  kirchlich  aber  unzulässigen  Ehekontrakt  durch  die 
kirchlichen  Zeremonien  zum  Sakrament  zu  erheben. 

Das  allgemeine  Bürgerliche  Gesetzbuch  kam  nicht  zustande, 
und  so  erfolgte  auch  nicht  eine  umfassende  staatliche  Ehegesetz- 
gebung; nur  die  Sponsalien  wurden  als  weltliche  Handlung 
und  bürgerlicher  Vertrag,  der  „mit  den  eigentlichen  Verrich- 
tungen des  geistlichen  Hirtenamtes  in  keiner  Verbindung  stehe", 
wiederum  dem  weltlichen  Gesetzgeber  zur  ausschließlichen  Re- 
gelung zugesprochen1;  diebestehenden  Mißstände2  führten  zur 
Erneuerung  des  Verbots  der  heimlichen  oder  Winkelehen  und 
der  Ehen  im  Ausland. 

Aus  der  Gleichstellung  der  Konfessionen  ergab  sich  die 
unabweisbare  Notwendigkeit  einer  Regelung  des  interkon- 
fessionellen Eherechts. 

Mit  der  Gemahlin  des  Kurfürsten  waren  pfälzische  Prote- 
stanten nach  München  gekommen.  Es  ereignete  sich,  Febr. 
1800,  daß  ein  Angehöriger  des  Hofstaates  der  Kurfürstin,  ein 
protestantischer  Kantor,  die  katholische  Mesnerstochter  vom 
Altenhof  heiraten  wollte.3 

Der  Kurfürst  wandte  sich  zunächst  an  den  Großalmosenier, 
Bischof  von  Dibona,  dieser  möchte  den  Hofkaplan  ermächtigen, 
das  Brautpaar  einzusegnen.  Der  Bischof  weigerte  sich,  eine 
solche  Weisung  zu  erteilen,  weil  in  Bayern  die  Ehen  unter 
Leuten  verschiedener  Religion  unerlaubt  seien.  Darauf  befahl 
der  Kurfürst,  der  eine  Zeitlang  gehofft  hatte,  den  Hofbischof 
umstimmen  zu  können,  dem  Kabinettsprediger  der  Kurfürstin, 
Liz.  Schmid,  die  Trauung  vorzunehmen. 

Auf  diese  Vorfälle  wurde  das  Freisinger  Ordinariat  durch 
den  bischöflichen  Kommissar  in  München,  Darchinger,  auf- 
merksam gemacht.  In  der  Rückantwort  wies  es  denselben  an, 
auf  die  neue  Angelegenheit  zu  achten  und  von  jeder  neuen 
Entwicklung  sogleich  Bericht  zu  erstatten. 

Neue  Fälle  von  gemischten  Ehen  ereigneten  sich.  Das 
Ordinariat  hielt  an  der  Unerlaubtheit  solcher  Ehen  fest4; 

1  V.  0.  v.  12.  III.  1804;  2.  V.  1806.  G.  R.  P.  1806;  2.  VII.  5. 
4.  VIII.  8. 

2  Zahlreiche  Belege  in  den  G.  R.  P. 

3  f.  d.  Fgd.  s.  Heck.  Fris.  fol.  51.  G.  R.  P.  1800  ff. 
*  G.  R.  P.  1801:  17.  VI.  1;  28.  IX.  10. 
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denn  im  Bistum  hatte  das  kanonische  Recht  unbeschränkte  Gel- 
tung; es  stand  dem  Bischof  auch  nicht  die  Dispensation  aus 
eigener  Macht  zu. 

Am  28.  September  1801  wandte  sich  das  Ordinariat  nach 
Rom,  um  sich  dort  die  nötige  Dispensgewalt  zu  erholen.1  Die 
Antwort  und  Entscheidung  der  Kurie  verzögerte  sich2;  die 
Kardinäle,  Theologen  und  Kanonisten,  mit  welchen  der  Papst 
die  Angelegenheit  behandeln  wollte,  hielten  ihre  Herbstferien; 
später  war  man  im  Zweifel,  wie  man  sich  prinzipiell  in  der 
Sache  verhalten  sollte.  Man  wollte  eben  diese  Ehen  weder  für 
unerlaubt  erklären,  noch  auch  ausdrücklich  billigen.  Dem 
Agenten  gegenüber  äußerte  der  Kardinalstaatssekretär:  „Se  ad 
ea  impedienda  lapidem  omnem  movisse  et  nunc  movere."  Dabei 
wollte  er  sich  des  Nuntius  in  Dresden  bedienen,  der  Papst  hatte 
die  Absicht,  sich  an  den  Kurfürsten  selbst  zu  wenden. 

Der  Kurfürst  war  ungehalten  über  diese  Verzögerung; 
der  Hofkurier  Müller,  der  sich  mit  einem  protestantischen  Mäd- 
chen verlobt  hatte  und  auf  dessen  Dispensationsgesuch  hin  sich 
das  Ordinariat  nach  Rom  wandte,  konnte  die  päpstliche  Ent- 
schließung nicht  erwarten ;  auf  Befehl  des  Kurfürsten  ward  auch 
er  vom  protestantischen  Hofprediger  getraut. 

Angesichts  des  Nachteils,  der  für  die  katholische  Kirche 
daraus  erwuchs,  daß  die  Kinder  aus  den  vor  dem  Hofprediger 
geschlossenen  Ehen  sämtlich  protestantisch  erzogen  werden  soll- 
ten, wies  nunmehr  das  Ordinariat  in  einem  neuen  Fall  einer 
gemischten  Ehe  den  Pfarrer  an,  die  Ehe  nach  Ausstellung  eines 
Reverses  über  katholische  Erziehung  der  Kinder  feierlich  ein- 
zusegnen. 'd 

Von  dieser  provisorischen  Verfügung  hatte  das  Ordinariat 
eine  „überzeugend  einleuchtende  Anzeige"  nach  Rom  erstattet. 

Die  Praxis  war  nach  der  Weisung  des  Ordinariats  für  die 
nächste  Zukunft  folgende:  Der  Pfarrer  hatte  dem  katholischen 
Brautteil  durch  gütevollen  Zuspruch  vorzustellen,  daß  die  katho- 
lische Kirche  dergleichen  Ehen  aus  guten  Gründen  immer  zu 
verhindern  getrachtet  und  durch  Gesetz  verboten  habe;  und 
daß  es  zu  seinem  eigenen  Besten  sei,  wenn  er  diesen  heilsamen 

1  G.  R.  P.  1801.  28.  IX.  10.  Heck.  Fris.  f.  51. 

2  Korrespondenz  des  röm.  Agenten  Bonfiglioli  v.  25.  IX.  1801;  21.  XII. 
1801.  Heck.  Fris.  f.  51. 

8  G.  R.  P.  1802.  26.  V.  S.  45  ff. 

Ebert,  Territorialismus.  6 
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Lehren  entsprechen  würde.  Sollte  der  katholische  Teil  trotz- 
dem auf  seinem  Vorhaben  bestehen  bleiben,  so  hatte  sich  der 
Pfarrer  die  Re versahen  mit  den  bekannten,  auch  heute  noch 
üblichen  Kautelen  ausstellen  zu  lassen.1 

Die  Verhältnisse  drängten  dazu,  die  Grundsätze,  die  bis  jetzt 
von  Fall  zu  Fall  ausgesprochen  und  angewendet  wurden,  zu 
einer  umfassenden  Regelung  des  interkonfessionellen  Eherechts, 
nach  seinen  beiden  wichtigsten  Seiten  hin  durch  Gesetz  zu 
sanktionieren.  Es  handelte  sich  um  die  Eheschließung  der 
Katholiken  mit  Protestanten  und  Geschiedenen  und  weiterhin 
um  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  aus  solchen  gemischten 
Ehen. 

Die  Befugnis  der  katholischen  Kirche,  auch  über  die  Ehen 
von  Akatholiken  zu  richten,  wird  in  dem  Punkten  der  Ehe- 
scheidung nicht  mehr  anerkannt;  das  aufgeklärte  Kirchenrecht, 2 
gestützt  auf  das  Zeugnis  der  Hl.  Schrift  und  die  Geschichte  des 
kanonischen  Rechts,  erklärt  die  Unauflöslichkeit  der  Ehe  zur 
bloßen  Disziplinarsache  und  bestimmt  darnach  das  Verhältnis 
der  katholischen  Kirche  zur  Ehescheidung  der  Protestanten. 

Das  weltliche,  staatliche  Recht  begründet  seinerseits  die 
Zulässigkeit  der  Ehen  von  Katholiken  mit  geschiedenen  Prote- 
stanten wie  folgt:  Nach  dem  für  den  staatlichen  Bereich  aus- 
schließlich maßgebenden  bürgerlichen  Recht  ist  der  geschiedene 
Protestant  „ledig",  d.  h.  fähig,  eine  neue  eheliche  Verbindung 
einzugehen;  die  gemischten  Ehen  sind  aber  nach  bürgerlichem 
Recht  gültig. 

So  wurden  denn  auch  mit  Bezugnahme  auf  die  Gutachten 
der  theologischen  Fakultäten  Heidelberg  und  Würzburg 3  durch 
Verordnung  v.  8.  November  1802 4  die  Ehen  zwischen  Katholiken 
und  geschiedenen  Protestanten  für  bürgerlich  erlaubt  und  gültig- 
erklärt. 

Damit  hatte  das  weltliche  Recht  sich  in  einem  weiteren  prin- 
zipiellen Punkte  vom  kanonischen  Recht  emanzipiert.  Die  kirch- 
liche Obrigkeit  mußte  hierzu  Stellung  nehmen.  Es  fand  ein 
ausgedehnter  Schriftwechsel5  der  Vikariate  statt,  den  ein 

1  G.  R.  P.  1802.  30.  VIII.  S.  607.  Heck.  Fris.  f.  51. 

2  vgl.  die  Schrift:  Beweis,  daß  die  bei  den  Protestanten  übliche  Ehe- 
scheidungen vom  Bande  auch  nach  kath.  Grundsätzen  gültig  sind  usw.  1S3  S. 
Karlsruhe  1804.  3  abgedruckt  in  „Beweis,  daß  usw."  S.  119—183. 

4  Döllinger,  VIII.  241.  5  abgedr.  b.  Kopp  a.  a.  O.  S.  387  ff. 
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Rundschreiben  des  Konsistoriums  Aschaffenburg  angeregt  hatte. 
Es  handelte  sich  dabei  vorzugsweise  um  die  beiden  Fragen,  ob 
der  Bischof  eine  solche  Ehe  durch  den  Pfarrer  einsegnen  lassen 
dürfe  und  ob  man  nicht  gegen  den  katholischen  Eheteil  im 
Falle  protestantischer  Trauung  mit  öffentlichen  Kirchenstrafen 
vorgehen  solle. 

Das  Freisinger  Ordinariat  äußerte  sich  in  seinem  Gut- 
achten vom  20.  Aug.  1802 1  dahin,  daß  eine  katholische  Trauung 
unstatthaft  sei;  sollte  sich  aber  der  katholische  Teil  vom  prote- 
stantischen Pfarrer  trauen  lassen,  so  „müsse  man  solches  konni- 
vieren"  und  solle  gegen  denselben  weder  mit  öffentlichen  Kirchen- 
strafen noch  mit  öffentlicher  Verweigerung  der  Sakramente 
vorgehen;  denn  „die  Kirche  hat  auch  die  Griechen,  welche  des 
Ehebruchs  wegen  ihren  Ehebund  scheiden,  mit  keinem  Anathern 
belegt,  sondern  duldet  solches;  die  Sakramente  dürfen  nur  dem 
öffentlichen  Sünder  verweigert  werden;  das  trifft  hier  nicht 
zu,  nachdem  eine  landesherrliche  Verordnung  eine  solche  Ver- 
bindung gestattet  und  selbst  einige  Theologen  eine  solche  Ehe 
für  gültig  erklären."2 

Die  bürgerliche  Obrigkeit  war  übrigens  angewiesen,  den 
katholischen  Ehegatten  gegen  eine  der  bürgerlichen  Ehre  nach- 
teilige kirchliche  Strafe  zu  schützen. 

Die  Verschiedenheit  der  Konfession  ist  kein  Ehehindernis 
mehr,  das  der  Staat  im  Interesse  einer  Konfession  für  seinen 
Bereich  gelten  lassen  darf;  dies  ist  eine  notwendige  Folge  der 
Gewissensfreiheit  und  Toleranz,  nach  welchen  es  keine  herr- 
schende Kirche  im  Staat  mehr  gibt. 

Diese  Prinzipien  bedingen  und  bestimmen  auch  die  Art  der 
religiösen  Erziehung  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen,  wie 
sie  durch  Verordnung  vom  18.  V.  1803 3  erfolgt  ist.4 

Wenn  die  Verordnung  Teilung  der  Kinder  nach  dem  Ge- 
schlecht mangels  besonderen  Vertrags  über  ihre  religiöse  Er- 
ziehung bestimmt,  so  muß  als  Grund  dafür  die  Beschränkung 


1  G.  R.  P.  1803.  20.  VIII.  3. 

■  vgl.  in  dieser  Frage  auch  das  Breve  Pius'  VII.  v.  8.  Okt.  1803  an  den 
Erzkanzler  Dalberg.  Bei  Kopp  a.  a.  O.  S.  429. 
3  Rgbl.  1803.  Stück  XXI. 

(i  vgl.  gutachtl.  Entwurf  S.  43—50;  Michl,  Kirchenrecht.  1809.  S.  293  ff.; 
Sicherer,  Staat  und  Kirche.  Urk.  Nr.  3.  Gravamina  in  Höfler,  Konkordat  und 
Konstitutionseid  S.  227  ff.  und  die  reiche  Literatur  über  religiöse  Kindererziehung. 

6* 


—    84  — 


des  Landesherrn  in  der  Geltendmachung  des  ius  reformandi 
angesehen  werden,  wie  sie  sich  aus  dem  Sinn  gewisser  Bestim- 
mungen des  Reichsrezesses  ergibt,  daß  nämlich  das  Reformations- 
recht nicht  zum  Nachteil  einer  Konfession  ausgeübt  werden  darf. 

Die  Verordnung  verbietet  die  üblichen  Reversalien,  welche 
der  katholische  Pfarrer  bisher  abverlangte,  worin  sich  die  Braut- 
leute verbindlich  machten,  sämtliche  aus  der  Ehe  entspringende 
Kinder  ohne  Unterschied  des  Geschlechts  in  der  katholischen 
Religion  zu  erziehen.  Das  aufgeklärte  Kirchenrecht  hatte  sie 
angegriffen  und  verworfen,  weil  sie  der  Gewissensfreiheit  und 
den  „gleichen  Erziehungsrechten  der  Eltern"  widersprechen  und 
einen  unnatürlichen  religiösen  Zwang  bedeuten,  da  die  innere 
Überzeugung  fehle.1 

Am  6.  Juni  1803  erging  daher  die  Weisung  des  Ordi- 
nariats an  die  Pfarrer,  keine  Reversalien  mehr  abzuverlangen, 
dagegen  „dem  katholischen  Teil  über  die  Verbindung  mit  dem 
Akatholiken  selbst  und  besonders  über  die  Erziehung  der  Kin- 
der im  katholischen  Glauben  zweckmäßige  und  dringende  Vor- 
stellung zu  machen  und  ihn  an  Pflicht  und  Gewissen  zu  er- 
innern". 2 

Bei  der  Wichtigkeit  dieser  Verordnung  glaubte  das  Ordi- 
nariat sich  mit  dem  Konsistorium  Salzburg  benehmen  zu 
müssen.  Dieses  bemühte  sich,  dieselbe  in  einer  Weise  zu  inter- 
pretieren, daß  die  Reversalien  noch  abverlangt  werden  dürften. 
Diese  Auslegung  teilte  indes  das  Freisinger  Ordinariat  nicht.0' 

Wie  in  andern  Fällen,  so  wurde  auch  hier  eine  gemeinsame 
Vorstellung  der  bayrischen  Ordinariate  bei  der  karfürstlichen 
Regierung  angeregt,  die  aber  nicht  zustande  kam,  weil  man 
sich  von  ihrer  Zwecklosigkeit  im  voraus  überzeugt  hatte. 

Die  Regierung  konnte  hier  nicht  mehr  den  Forderungen 
der  katholischen  Kirche  nachgeben,  ohne  den  zwei  religiösen 
Prinzipien  des  modernen  Staates,  den  sie  begründen  wollte, 
Gewissensfreiheit  und  Toleranz,  untreu  zu  werden  und  ohne 
auf  die  Durchführung  des  kirchenpolitischen  Systems,  das  sie 
angenommen  hatte,  vorbehaltlos  zu  verzichten. 

1  Michl,  Kirchenrecht  S.  293  ff. 

2  G.  R.  P.  1803.  6.  VI.  13. 

3  G.  R.  P.  1803.  6.  VI.  14;  11.  VII.  12;  20.  VIII.  13;  26.  IX.  9;  31.  X.  5; 
19.  XII.  1. 
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Neuntes  Kapitel. 
Das  Kirchenvermögen. 

Der  Reichsdeputationshauptschluß  hatte  den  weltlichen  Für- 
sten nur  eine  bestimmte  Gattung  von  Kirchenvermögen  und 
nur  unter  gewissen  Vorbehalten  zugesprochen.  So  gingen  die 
säkularisierten  Güter  der  geistlichen  Fürsten  so  weit  nicht  auf 
den  Staat  über,  als  sie  zur  neuen  Dotation  notwendig  waren; 
die  Pfarreien,  gleichwie  sie  in  dem  Reichsrezeß  nicht  einmal 
aufgeführt  waren,  wurden  von  der  Säkularisation  als  solche 
gar  nicht  berührt.  Nach  der  ausdrücklichen  Bestimmung  des 
RDHSch.  sollten  alle  frommen  und  milden  Stiftungen1  wie 
jedes  Privateigentum  erhalten  werden,  wenn  auch  dem  Landes- 
herrn ein  Aufsichts-  und  Leitungsrecht  zuerkannt  wurde;  end- 
lich ward  durch  die  Säkularisation  das  Eigentumsrecht  der 
Kirchen  nicht  aufgehoben,  sondern  neu  und  ausdrücklich  be- 
stätigt. 

Allein  das  herrschende  Kirchensystem,  das  die  sämt- 
lichen kirchlichen  Verhältnisse  erfaßte,  griff  auch  sogleich  auf 
das  Gebiet  des  Kirchenvermögens  über,  um  hier  seine  Grund- 
sätze schrankenlos  in  Anwendung  zu  bringen.  Das  Recht,  das 
die  Säkularisation  dem  Staat  auf  eine  bestimmte  Gattung  des 
Kirchenguts  zugesprochen  hatte,  ward  ausgedehnt  auf  das 
Kirchenvermögen  als  solches  und  Ganzes;  die  Lehren  vom  staat- 
lichen Obereigentums-  und  Oberaufsichtsrecht  lebten  wieder 
auf,  um  in  Verbindung  mit  dem  neuen  Prinzip  der  Trennung 
der  geistlichen  und  weltlichen  Gewalt  alle  Maßnahmen  des  Staats 
hinsichtlich  des  Kirchenvermögens  zu  begründen  und  zu  recht- 
fertigen. 

Aus  dem  Obereigentumsrecht  erwächst  dem  Staat  das  Recht, 
das  Kirchengut  einzuziehen.  Hatte  der  RDHSch.  die  legale  Er- 
mächtigung zur  Säkularisation  der  Stifter  und  Klöster  gegeben, 
so  folgte  aus  dem  dominium  eminens  das  Recht,  Kirchengut 
beliebiger  Art  zu  Staatszwecken  zu  verwenden,  wenn  dies  auch 
nur  für  den  Fall  außerordentlicher  Staatsnot  anerkannt  wurde. 
Ein  Gutachten  des  Staatsrats  von  Branca-  geht  dahin:  „Die 

1  Art.  05. 

2  undat.  Blatt  aus  dem  Nachlaß  Brancas,  Reichsarchiv  Rel.  und  Kirchen- 
angel. Nr.  69  prod.  16. 
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Verwendung  des  Kirchenvermögens  zu  Staatszwecken  ist  nur 
in  dem  Falle  der  äußersten  Staatsnot  zu  billigen.  In  solchen 
Fällen  verschont  man  die  Kirchengüter  so  wenig,  als  die  ge- 
heiligten Brote  von  David  in  Hungersnöten  verschont  worden 
sind."  Um  die  ungeheuren  Kontributionen  in  den  Kriegsjahren 
aufzubringen,  erfolgte  schon  vor  der  Säkularisation  eine  um- 
fassende Einziehung  des  Kirchensilbers  in  den  bayrischen 
Landen. 

Dieses  Beispiel  wurde  nach  der  Besitznahme  des  Hochstifts 
im  Einklang  mit  der  Tendenz  der  Säkularisation  auch  in  Frei- 
sing nachgeahmt,  um  den  schlechten  Finanzen  aufzuhelfen. 

Die  Einziehung  des  Kirchensilbers1  erschien  aber  selbst  der 
Regierung  als  eine  Maßregel,  „die  bei  den  Untertanen  eine  un- 
angenehme Sensation  mache  und  besonders  in  einem  geistlichen 
Staate  kaum  dazu  beitragen  durfte,  dem  neuen  Landesherrn 
aufrichtige  Liebe  zu  erwerben". 

Bei  Durchführung  dieser  Maßregel,  bei  der  mit  der  „nötigen 
Bescheidenheit"  verfahren  werden  sollte,  ging  man  planmäßig 
zu  Werke.  Es  wurden  Inventarien  über  den  Kirchensilber  - 
bestand  sämtlicher  Gotteshäuser  hergestellt  und  gesammelt; 
Kommissionen  erschienen  in  den  einzelnen  Kirchen,  ließen  sich 
alle  Gegenstände  vorlegen,  wobei  sie  die  Kirchenvorsteher  bei 
ihrer  „Dienstverantwortlichkeit"  aufforderten,  nichts  zu  verheim- 
lichen und  etwa  Verborgenes  aufzudecken ;  Sachverständige  be- 
stimmten den  Wert  und  den  Silbergehalt  der  Gegenstände.  In 
den  Kirchen,  in  welchen  der  Gottesdienst  ganz  aufhören  sollte, 
nahm  man  alles  weg;  in  den  andern  Gotteshäusern  ließ  man 
nur  zurück,  was  zu  den  kirchlichen  Funktionen  unentbehrlich 
war,  und  zwar  nur  die  Gegenstände,  die  den  geringsten  Metall- 
wert hatten.  Aus  den  Kirchen  wanderten  alle  Kostbarkeiten, 
die  irgendwelches  Edelmetall  aufwiesen,  als  Statuen,  silber- 
beschlagene Meßbücher,  Ornate  und  Paramente,  in  die  Münze; 
Gegenstände,  die  nicht  zum  Einschmelzen  geeignet  waren  oder 
vorteilhafter  verkauft  werden  konnten,  wurden  zurückbehalten 
und  veräußert.  „Die  Edelsteine  und  Perlen",  schreibt  der  Münz- 
meister an  das  Freisinger  Generalkommissariat,  „machen  mein 
Amtszimmer  zu  einem  Tummelplatz  kauflustiger  Juden,  die  sich 
zu  einer  Gesellschaft  zusammengetan  haben." 


1  Kr.  A.  Gen.  Korn.  A.  f.  IV.  70. 
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69  430  fl.  wurden  allein  aus  dem  Kirchensilber,  das  aus  den 
Gotteshäusern  Freisings  genommen  worden  war,  geprägt;  die 
Summe  wurde  der  Freisinger  Steuerkasse  zur  Tilgung  seiner 
Schuldenlast  (219  000  EL)  zugewiesen.  Auf  diese  Weise  hoffte 
man,  „daß  anstatt  der  üblen  Wirkung  das  ganze  Land  der 
neuen  Regierung  lebhaften  Dank  wissen  werde,  da  diese  Ver- 
fügung zum  ungezweifelten  Vorteil  des  Landes  und  so  offen- 
bar zur  Erleichterung  eines  jeden  Steuerpflichtigen  getroffen 
worden  sei". 

Der  geistlichen  Behörde  wurde  sodann  die  Administration 
des  Kirchen  Vermögens  „als  einzig  zum  Ressort  der  landes- 
fürstlichen Stellen  gehörig"  abgenommen,1  in  konsequenter  Durch- 
führung des  Grundsatzes  der  Scheidung  der  weltlichen  von  der 
geistlichen  Gewalt.  „Da  das  Vikariat  bloß  auf  geistliche  Sachen 
beschränkt  ist,  so  ist  es  von  der  Verwaltung  zeitlicher  Güter, 
welche  Bestimmung  sie  auch  haben  mögen,  ausgeschlossen",  - 
lautete  die  Begründung  der  getroffenen  Maßnahme,  durch 
welche  die  Verwaltung  des  Kirchenvermögens  dem  Vikariat 
gänzlich  entzogen  und  den  weltlichen  Behörden,  in  letzter  In- 
stanz zunächst  dem  Administrationsrat  für  Kirchen  und  milde 
Stiftungen  übertragen  wurde;  1806  erfolgte  die  Konsoli- 
dation und  Zentralisation  der  Kirchenvermögens- 
verwaltung, die  typische  Form  des  territorialistischen  Systems 
auf  diesem  Gebiete. 

Eine  Resolution,  welche  das  Vikariat  zu  Anfang  des  Jahres 
1803  an  das  Landgericht  Ismanning  gerichtet,  gab  Veranlassung, 
daß  die  Verwaltung  des  Kirchenvermögens  als  ausschließlich 
weltlicher  Gegenstand  in  bestimmtester  Weise  erklärt  wurde ; 4 
an  alle  Ämter  erging  die  Weisung,  dem  Vikariat  keine  „Einmen- 
gung in  das  Kirchenadministrationswesen  zu  gestatten ;  damit 
man  aber  solchen  Eingriffen  leichter  auf  die  Spur  komme,  alle 
Erlasse  des  Vikariats  ohne  weiteres  sogleich  an  das  General- 
kommissariat einzusenden". 

Zugleich  wurde  dem  Vikariat  die  Verwaltung  der  in  der 
Diözese  üblichen  Gefälle  entzogen,  „die  als  bischöfliche  Steuern 
mit  der  staatlichen  Finanzgewalt  im  Widerspruch  stehen". 

1  V.  O.  v.  9.  III.  1803.  G.  K.  A.  IX.  f.  336. 

«  Antwort  des  Gen.  Kom.  Kr.  A.  G.  K.  A.  IX.  267. 

3  G.  R.  P.  1808.  13.  I.  5. 

1  Erl.  des  Gen.  Kom.  9.  I.  1803.  Kr.  A.  Gen.  Reg.  622.  Nr.  300. 
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Die  Seminarkonkurrenzkasse,1  in  welche  die  Beiträge,  welche 
die  Pfarrer,  Benefiziaten  und  Gotteshäuser  des  Bistums  unter 
dem  Namen  Seminaristikum  zum  Unterhalt  des  Klerikal- 
seminars entrichteten,  zusammenflössen,  wurde  einstweilen  in 
„Ziviladministration"  genommen,  bis  man  über  die  Erziehungs- 
anstalten junger  Geistlicher  die  geeigneten  Entschließungen  ge- 
troffen habe.  Der  geistliche  Rat  Wisheu,  seit  1796  Verwalter 
dieser  Kasse,  weigerte  sich,  dieselbe  herauszugeben,  bis  die 
Regierung  mit  der  Pensionssperre  drohte;  als  die  Extradierung 
an  die  Verwaltung  der  milden  Stiftungen  erfolgte,  erhob  das 
Vikariat  Protest  gegen  diese  „Einschritte"  des  Staats;  das  Seminar 
stehe  wie  hinsichtlich  der  Disziplin,  so  auch  hinsichtlich  der  Ver- 
waltung unter  dem  Bischof. 

Die  Erhebung  dieser  Beiträge  war  anfänglich  den  Land- 
gerichten zugewiesen;  sie  wurde  ihnen  jedoch  später  wieder 
abgenommen,  „weil  ihre  örtliche  Lage  mit  den  Dekanaten  nicht 
konform  sei",  und  den  Dekanen  übertragen,  denen  der  „welt- 
liche Arm"  zur  Eintreibung  der  Rückstände  in  Aussicht  gestellt 
wurde,  während  sie  anderseits  selbst  für  Ausstände  mit  ihrem 
eigenen  Vermögen  haften  sollten.  Die  Dekane  lieferten  die  so 
erhobenen  Gefälle  an  das  Rentamt  ab,  das  die  nötigen  Gelder 
an  das  Seminar  in  Dorfen  übergab. 

In  gleicher  Weise  wurden  die  Gefälle,  welche  unter  dein 
Namen  Kathedratikum2  von  der  Säkulargeistlichkeit  und  den 
Säkularkirchen  des  Bistums  zur  Unterhaltung  der  Kathedrale 
entrichtet  wurden,  vom  Rentamt  vereinnahmt  und  durch  die 
Ruraldechanten  erhoben. 

Auch  von  der  Verwaltung  der  milden  Stiftungen  wurde 
die  geistliche  Behörde  ausgeschlossen.  Als  im  März  1803  das 
Vikariat  die  Rechnungen  der  Indoblerschen  Stiftung  ratifizierte 
und  das  „Absolutorium"  erteilte,  wurde  diese  „an  sich  selbst 
ungültige  Anmaßung"  geahndet  und  das  Vikariat  aufgefordert, 
die  sämtlichen  Akten  über  milde  Stiftungen  schleunigst  heraus- 
zugeben. Vergebens  versuchte  es  dieses  Verwaltungsrecht  vor 
der  weltlichen  Gewalt,  „welche  die  milden  Stiftungen  als  einen 
Gegenstand  zu  betrachten  schien,  der  ganz  außer  allem  Wirkungs- 
kreis des  Bischofs  gelegen  sei",  zu  retten,  mit  dem  Hinweis  auf 

\  Gen.  Korn.  A.  IX.  282;  III.  42;  G.  R.  P.  1804;  9.  IV.  8;  23.  IV.  1. 
Heck.  Fris.  f.  49. 

2  Kr.  A.  Gen.  K.  A.  IX.  282.  H.  L.  fasc.  381. 
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das  gemeine  Recht1  und  die  Verordnung  des  Kirchenrats  von 
Trient  (sess.  22.  c.  8  und  9),  welche  dem  Bischof  die  Pflicht 
auferlege,  über  alle  milden  Stiftungen  und  deren  Verwaltung 
zu  wachen ;  und  mit  der  Erinnerung,  daß  diese  Stiftungen  teils 
von  den  Bischöfen  selbst  errichtet,  teils  von  ihnen  konfirmiert, 
ihre  Oberadministration  seit  ihrer  Entstehung  bis  jetzt  von  der 
geistlichen  Stelle,  und  zwar  mit  bischöflicher  Autorität  geführt 
worden  sei;  keinesfalls  aber  könne  jetzt  der  Bischof  von  jeder 
Einwirkung  auf  die  milden  Stiftungen  ausgeschlossen  werden, 
da  nach  dem  Rezeß  2  von  1718  bei  allen  milden  Stiftungen,  die 
von  ihm  konfirmiert  sind,  die  Kumulative  statthabe.3 

Das  Vermögen  der  Stiftungen  wurde,  soweit  diese  mit  den 
säkularisierten  Stiftern  in  Verbindung  standen  und  nur  Gottes- 
dienste wie  Wochen-Quatember  und  Jahresmessen  „auf  ewige 
Zeiten"  betrafen,  mit  diesen  zur  Säkularisationsmasse  geschlagen; 
die  Wohltätigkeitsstiftungen4  dagegen  wurden  mit  dem 
allgemeinen  Armenfonds5  vereinigt,  der  auf  diese  Weise  auf 
204  751  fl.  6  kr.  anwuchs.  Die  Indoblersche  Stiftung  und  andere, 
welche  für  die  Heranbildung  von  Klerikern  verwendet  werden 
sollten,  wurden  mit  dem  Georgianum  in  Landshut  vereinigt; 
die  Verleihung  der  Stipendien  und  die  Auswahl  der  Kandidaten 
wurden  dem  Vikariat  entzogen,6  obgleich  sie  ihm  vom  Stifter 
ausdrücklich  eingeräumt  war. 


1  L.  28.  29.  cod.  de  ep.  et  cler.  Nr.  139.  c.  11. 

2  §  18  und  30. 

3  Vorstellung  b.  d.  Gen.  Korn.  G.  R.  P.  1803.  23.  V.  9. 

4  Von  den  vielen  Stiftungen  seien  genannt: 

Dechant  Kayserstiftung  für  „fromme  und  gute  Studenten,  welche  Geistliche 
werden  wollen  und  das  Kostgeld  nicht  bezahlen  können"   .    .    82  973  fl. 

Indoblersche  Stiftung   13  989  .. 

Domkapitular  Frantz-Stiftung   6  000  „ 

Eisendorfersche  Stiftung   46  600 

Hl.  Geistspital   64  835  ,. 

Waisenhaus   32  280  „ 

Bruderhaus   4  793  .. 

Seelenhaus  17510.. 

Möns  pietatis   1  200  ,. 

Liebskongregation   20  790  „ 

Leprosenhaus   12  443  ,, 

Almosentrüherl   4  685  „ 

(Gen.  Korn.  A.  VIII.  267.  IX.  270  ff.  Gen.  Reg.  622.  Nr.  300.  Heck.  Fris.  coli.  V.) 

5  H.  L.  fasc.  330.  Gen.  K.  A.  I.  4.  6  G.  R.  P.  1804.  22.  X.  7. 
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Der  Staat  übernahm  das  säkularisierte  Kirchengut  mit  den 
Verpflichtungen,  die  ihm  teils  der  RDHSch.  ausdrücklich 
auferlegt  hatte,  die  teils  sich  aus  den  veränderten  Verhältnissen 
aus  Billigkeitsrücksichten  ergaben.  Er  gewährte  den  Mitgliedern 
der  von  der  Säkularisation  betroffenen  Stifter  und  Klöster  den 
lebenslänglichen  Unterhalt  in  der  vorgeschriebenen  Art  und 
Weise,  ging  alsbald,  wie  die  ersten  Konkordationsverhandlungen 
beweisen,  an  eine  „Ausstattung  der  Domkirchen",  wie  der 
Ausdruck  im  Reichsrezeß  lautet,  worunter  aber  nach  dem  ganzen 
Sinn  und  Zusammenhang  der  Stelle  nicht  etwa  bloß  die  Er- 
haltung der  Domkirche  als  Gebäude  oder  alles  das,  was  zum 
Gottesdienst  notwendig  ist,  zu  verstehen  ist,  sondern  auch  die 
Sicherstellung  des  Unterhalts  des  Bischofs  und  des  Kapitels, 
kurz  alles,  was  zu  einer  wohlgeordneten  Einrichtung  und  Ver- 
waltung des  Bistums  erforderlich  ist.  Sicherlich  dachte  man 
auch  an  jene  Form  der  Ausstattung,  die  von  Rom  so  hartnäckig 
angestrebt,  von  der  Regierung  aber  gleich  von  Anfang  an  ebenso 
entschieden  abgelehnt  wurde:  nämlich  Dotation  in  liegenden 
Gütern.  Die  Furcht  vor  einer  neuen  wirtschaftlichen  und  politi- 
schen Selbständigkeit  der  Kirche  und  des  Klerus,  wie  sie  eben 
durch  die  Säkularisation  beseitigt  worden,  war  der  Grund,  wes- 
halb unter  Ablehnung  des  Dotationssystems  am  Besoldungs- 
prinzip festgehalten  wurde,  nicht  bloß  bei  Errichtung  der 
Kapitel  und  Bistümer,  sondern  auch  bei  dem  Projekt  einer 
allgemeinen  Pfarrorganisation,  das  indes  nur  hinsichtlich 
der  Klosterpfarreien  verwirklicht  wurde. 

Die  offiziöse  Schrift  Sochers:  Über  Verteilung  der  Pfar- 
reien und  Besoldung  der  Geistlichkeit.  1803.  (94  S.)  entwickelt 
die  Grundsätze  einer  allgemeinen  Pfarrorganisation,  wie  sie  in 
den  Gutachten  der  Regierungsstellen  später  wiederkehren.  Der 
örtliche  Umkreis  einer  Pfarrei  sollte  danach  nicht  größer  als 
eine  Stunde  sein;  durchschnittlich  entfallen  auf  einen  Pfarrer 
400  bis  500  Parochianen,  bei  dichter  Bevölkerung  bis  zu  5000 
Seelen.  Es  bestehen  in  Rücksicht  auf  die  Besoldungsunter- 
schiede vier  Klassen  von  Pfarreien,  abgestuft  nach  der  Seelen- 
zahl: I.  2400—5000;  II.  1600—2400;  III.  800—1600;  IV.  400— 
800  Seelen. 

Die  Einkünfte,  die  innerhalb  derselben  Klasse  gleich  sind,  be- 
stehen in  einer  fixen  Besoldung  von  500 — 800  fl.  für  den  Pfarrer 
und  400  fl.  für  jeden  Hilfspriester  und  in  den  Erträgnissen 
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einer kleinen  Ökonomie;  Zehenten  und  Sportein  fallen  weg,  die 
Stolgebühren  werden  von  dem  Kirchenpröpsten  vereinnahmt 
und  an  die  staatliche  Kasse  der  geistlichen  Fonds  abgeliefert. 

Ein  Gutachten  der  Landesdirektion  Schwaben 1  wendet  sich 
besonders  gegen  die  großen  Ökonomien,  „die  den  Pfarrer 
von  der  Seelsorge  und  von  der  Volksbildung  abziehen,  während 
ihn  die  pünktliche  Einforderung  der  Zehenten  bei  den  Pfarr- 
kindern notwendig  gehässig  machen  müsse".  „Ein  fixer  Geld- 
gehalt, auf  den  er  sicher  rechnen  darf,  einige  Tagwerk  Feld-  und 
Wiesengründe  zu  kleinen  Ökonomieversuchen  dürften  für  einen 
Pfarrer,  der  seinem  Berufe  entsprechen  will,  das  wünschens- 
werteste sein.  600  fl.  jährlichen  Gehalts,  6  Tagwerk  Feld-  und 
Wiesengründe  sind  für  jeden  Pfarrer  und  300  fl.  für  einen  Hilfs- 
priester ein  angemessener  und  hinreichender  Unterhalt,  mit 
dem  jeder,  ohne  durch  Überfluß  zum  Übermut  geneigt  zu  sein, 
standesgemäß  leben  könnte." 

Diese  allgemeine  Pfarrorganisation  blieb  lediglich  Projekt; 
dagegen  erfolgte  unter  Verwirklichung  einzelner  Grundsätze  der- 
selben durch  die  Organisation  der  sog.  Klosterpfarreien, 
d.  h.  jener  Pfarreien,  welche  Klöstern  inkorporiert  oder  mit 
Klosterindividuen  besetzt  waren  und  solcher  der  Kollegiatstifter, 
bei  welchen  die  Kanoniker  selbst  die  pfarrlichen  Funktionen 
unmittelbar  oder  durch  Vikare  besorgten. 2 

Bei  Versteigerung  der  Ökonomien  der  Klöster  sollten  jedes- 
mal 20  Tagwerk  Feld-  und  Wiesengründe  zur  Dotation  der  neu 
zu  errichtenden  Pfarreien  zurückbehalten  werden,  „damit  der 
Pfarrer  einerseits  in  den  Stand  gesetzt  werde,  seinen  Haus- 
bedarf unabhängig  von  den  Pfarrkindern  selbst  zu  erzielen, 
anderseits  mit  Beispiel  und  Lehre  auf  das  Volk  auch  in  land- 
wirtschaftlicher Rücksicht  zu  wirken".3 

Um  die  Staatskasse  nicht  zu  sehr  zu  belasten,  sollten  dem 
Pfarrer  überflüssige  Klosterräume  als  Wohnung  zugewiesen  und, 
wo  ein  Pfarrhofneubau  unerläßlich  war,  bei  den  anliegenden 
Gemeinden  angefragt  werden,  ob  und  wie  viel  sie  beitragen 
wollten.4 


1  dat.  4.  I.  1804.  Kr.  A.  Gen.  Reg.  f.  529/131. 

2  Kurf.  Erl.  20.  VII.  1804.  Kr.  A.  Gen.  Reg.  fasc.  529.  Nr.  131. 

3  V.  O.  an  das  Separat  in  Klostersachen.  22.  VII.  1804.  Kr.  A.  Gen.  Reg. 
f.  529.  Nr.  131. 

4  Generale  an  die  Landgerichte.  7.  VII.  1804.  Gen.  Reg.  529/131. 
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1804  war  der  Organisationsplan  entworfen  und  sollte  den 
Ordinariaten  zur  Begutachtung  vorgelegt  werden;  die  plötzlich 
eintretenden  kriegerischen  Zeiten  verzögerten  aber  das  ganze 
Werk  auf  zwei  Jahre.  1806,  nachdem  der  Friede  wieder  im 
Lande  eingekehrt  war,  wurde  das  Organisationswerk  wieder  auf- 
genommen. Die  Hauptgrundsätze  waren :  Jeder  Pfarrer 
erhält  als  fixe  Besoldung  jährlich  600  fl.  und  20  Tagwerk  Feld- 
und  Wiesengrund  oder  für  jedes  fehlende  Tagwerk  jährlich 
3  fl.  Entschädigung,  freie  Wohnung  auf  Äralialkosten  nebst 
einem  Hausgarten  und  dem  freien  Genuß  der  Stolgebühren. 

Ein  „Gesellpriester",  dessen  Auswahl  den  Pfarrern  über- 
lassen wird,  erhält  400  fl.,  wovon  er  aber  300  fl.  dem  Pfarrer 
zu  geben  hat,  der  ihm  dafür  Kost  und  Wohnung  und  das  in 
der  Diözese  übliche  Wochengeld  zu  reichen  hat. 

Der  Organisationsplan,  der  den  Ordinariaten  „zum  Zwecke 
der  Beitrittserklärung"  vorgelegt  wurde,  fand  aber  nicht  den 
Beifall  des  Freisinger  Vikariats.  Der  Gehalt  von  600  fl. 
erschien  ihm  schon  für  damals  zu  niedrig;  in  Rücksicht  auf 
den  ständigen  Wechsel  des  Geldwertes  und  des  Preises  der 
Lebensmittel  sollte  derselbe  wenigstens  zur  Hälfte  nach  Natura- 
lien bestimmt  werden,  statt  deren  aber  dann  der  nach  den 
Durchschnittspreisen  des  laufenden  Jahres  treffende  Geldbetrag 
verabreicht  werde. 

Die  „Radizierung  der  Gehalte  im  gesamten  Staatseigen- 
tum", „weil  alle  ehemaligen  Güter  und  Einkünfte  dieser  Pfar- 
reien durch  die  Säkularisation  dem  Staatsärar  einverleibt  worden 
seien,  von  welchem  nunmehr  der  Geldgehalt  entrichtet  wird" 
—  erkennt  es  zwar  als  eine  „umfassende  und  solide  Fundie- 
rung" an,  doch  erscheint  es  ihm  besser,  wenn  ein  besonderer, 
abgesonderter  Fonds  bestimmt  würde,  woraus  die  Besoldung 
der  Pfarrer  „zur  bestimmten  Zeit  richtig"  abgeführt  werden 
könnte. 

Schließlich  erklärte  sich  das  Vikariat  auch  gegen  die  freie 
Wahl  der  Hilfspriester,  welche  den  Pfarrern  eingeräumt 
worden  war.1 

Freiwillig,  wie  behauptet  wird,2  d.  h.  ohne  irgendwelche 
rechtliche  Verpflichtung,  übernahm  der  Staat  auch  die  Bau- 

1  G.  R.  P.  1806.  9.  X.  10. 

2  vgl.  zu  dieser  Kontroverse:  Mayer,  Kirchenhoheitsrechte.  S.  255.  Archiv 
f.  K.  K.  R.  XII.  138.  XXIV.  112.  XXXIX.  223. 
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last  an  den  Gebäuden  der  organisierten  Pfarreien.  Mag  die 
Theorie  in  der  Folgezeit  sich  in  dieser  Hinsicht  mit  nicht  un- 
interessanten Thesen  und  Deduktionen  beschäftigt  haben,  hi- 
storisch steht  fest,  daß  der  Staat  in  damaliger  Zeit  sich  zur 
Übernahme  dieser  Baulast  verpflichtet  hielt,  gleichgültig,  aus 
welchem  Rechtsgrunde  oder  aus  bloßen  Billigkeitsgründen.  Die 
Gerechtigkeit  verlangt,  daß  man  dem  damaligen  Staate  wenig- 
stens in  der  Beziehung  keinen  Vorwurf  mache,  daß  er  sich 
der  finanziellen  Verpflichtungen  gegenüber  der  Kirche  ent- 
schlagen habe;  und  wenn  er  hierin  nicht  allwegs  entsprochen 
haben  sollte:  in  der  Folgezeit,  bis  herauf  in  unsere  Tage,  hat 
er  sicherlich  fast  alles  wiedergutgemacht. 


Schluß. 

Wer  die  kirchenpolitischen  Maßnahmen  der  Regierung  in 
dem  behandelten  Zeitalter  betrachtet,  wird  nur  zu  sehr  geneigt 
sein,  sie  als  Ausfluß  von  Bosheit  und  Religionshaß  zu  ver- 
dammen; und  doch  verlieren  sie  diesen  Charakter,  wenn  sie 
und  ihre  Urheber  beurteilt  werden  aus  dem  Geist  der  ganzen 
Zeit  heraus,  wie  es  die  gerechte  historische  Kritik  verlangt. 
Die  Staatsmänner  waren  so  sehr  von  den  Ideen  des  herrschenden 
Kirchensystems  durchdrungen,  daß  sie  bei  Durchführung  des- 
selben glaubten,  nichts  Unrechtes  zu  tun,  sondern  sie  hielten 
den  betretenen  Weg  für  den  allein  richtigen,  um  das  Wohl  des 
Staates  zu  fördern.  Kein  Wunder;  denn  in  der  Staatswissen- 
schaft war  der  Stab  über  jedes  positive  Recht  gebrochen  und 
an  seine  Stelle  die  Staatsomnipotenz  gesetzt;  aufgeklärte 
Theologen  und  Kanonisten  lehrten  das  reine  Staatskirchen- 
tum.  Wenn  die  Art  und  Weise  der  Durchführung  der  kirchen- 
politischen Maßnahmen  und  insbesondere  des  Säkularisations- 
werkes einen  gewissen  Haß  gegen  alles  Christliche  verrät,  so 
ist  die  Ursache  für  diese  Erscheinung  mehr  in  der  Auf- 
klärung zu  suchen,  der  ein  ausgeprägter  Widerwille  gegen 
alles  Mittelalterliche  eigen  ist,  als  in  der  persönlichen  Ge- 
sinnung der  damals  an  der  Spitze  des  Staatswesens  stehenden 
Männer. 
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Die  Art  und  Weise,  wie  die  Säkularisation  eingeleitet  und 
ausgeführt1  wurde,  ist  anders  zu  beurteilen  als  die  Tatsache, 
daß  sie  überhaupt  eingetreten  ist.  Nur  jene  ist  tief  zu  beklagen, 
und,  abgesehen  von  dem  oben  angeführten  Milderungsgrunde, 
mit  aller  Schärfe  zu  verurteilen.  Mit  Entrüstung  und  Beschä- 
mung schildern  die  Geschichtschreiber 2  das  Treiben  auf  dem 
Ländermarkt  in  Paris  und  den  Beutezug  gegen  die  Kirche. 

Die  Ausführung  des  großen  „Kirchenraubes"  im  einzelnen 
erinnert  nur  zu  sehr  an  die  Zeit,  da  barbarische  Völker  an 
den  Kunststätten  der  alten  Welt  das  Werk  der  Zerstörung  voll- 
zogen. In  vandalischer  Weise3  verfuhr  man  mit  den  Kloster- 
bibliotheken und  den  Kunstschätzen,  die  dort  als  literarische 
und  künstlerische  Arbeit  von  über  tausend  Jahren  zusammen- 
geflossen, aus  stürmischen  Zeiten  gerettet  und  angesammelt 
worden  waren.  Freilich  finden  wir  vieles  und  Kostbares  in 
unsern  großen  Bibliotheken  und  Museen  wieder,  aber,  wenn 
man  den  Zeitgenossen,  welche  die  Vorgänge  betrachtet  haben, 
glauben  darf,  so  ging  fast  ebensoviel  verloren,  als  gerettet 
wurde.  Die  Versteigerungsprotokolle4  beweisen,  wie  die 
Kirchenschätze  verschleudert  wurden.  Kunstgegenstände  waren 
darin  zu  einigen  Kreuzern  veranschlagt  und  wurden  schließlich 
von  kunstverständigen  jüdischen  Händlern  um  die  entsprechende 
Höhe  der  Gulden  und  noch  mehr  ersteigert.  Aus  der  Bibliothek 
des  Franziskanerklosters  zu  Freising  entnahm  der  Hofbibliothekar 
das  wenig  „Brauchbare",  —  als  solches  bezeichnet  die  Instruktion 
die  Handschriften  und  Inkunabeln  —  das  übrige  sollte  „auf 
was  immer  für  eine  Art"  versteigert  werden.  Der  Münchner 
Papierfabrikant  Kauth,  der  das  Privileg  hatte  „den  Ausschuß 
aller  Klosterbibliotheken"  aufzukaufen,  brachte  auch  hier  den 
unbrauchbaren  Rest  der  Bücher  an  sich  und  zwar  unter  der 
ausdrücklichen  Bedingung,  dieselben  zu  vernichten.  Er  zahlte 
damals  für  126  Ztr.  50  fl.  50  kr. 

Der  künftige  Geschichtschreiber  der  Säkularisation,  der 

1  cf.  im  allg.:  Brück  a.  a.  O.  S.  S.  I.  165  ff.  Münch,  Der  bayr.  Kloster- 
sturm. 1897. 

2  Leo,  Univ.  Gesch.  IV.  1034.  Klüber,  Übersicht  der  dipl.  Verh.  usw.  S.  398. 
Menzel,  Geschichte  der  Deutschen.  IV.  340  u.  bes.  Treitschke,  Deutsche  Ge- 
schichte 1879.  I.  S.  186  ff. 

3  cf.  Erinnerungen  an  Joh.  Nep.  v.  Ringseis.  1885.  I.  S.  49. 

4  Kr.  A.  H.  L.  fasc.  270. 
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nun  bald  erstehen  dürfte,  nachdem  das  Ereignis  in  eine  geschicht- 
liche Entfernung  gerückt  ist,  die  ein  unbefangenes  Urteil  und 
eine  allseitige  Freiheit  der  Darstellung  gestattet,  braucht  in 
dieser  Hinsicht  nicht  zurückhaltend  sein,  die  einzelnen  Vor- 
kommnisse aufzudecken;  er  würde  das  Gesamturteil,  das  hier 
über  die  Säkularisation  bei  allen  Kreisen  und  Parteien  fest- 
steht, im  einzelnen  bestätigen. 

Nun  zur  Kritik  der  Säkularisation  als  solcher,  d.  h. 
als  historische  Tatsache. 

Was  die  juristische  Seite  derselben  anlangt,  so  ist  der 
RDHSchl.,  die  Grundlage  der  Säkularisation,  mit  dem  Luneviller 
Frieden  ein  völkerrechtlicher  Vertrag,  der  durch  die  Mit- 
wirkung des  Reichstags  und  die  Sanktion  des  Reichsoberhauptes 
auch  die  Form  und  rechtliche  Wirkung  eines  Reichsgesetzes  er- 
hielt. In  dieser  Eigenschaft  ist  er  juristisch  unanfechtbar;  die 
Frage,  wie  der  Vertrag  zustande  gekommen,  ist  keine  juri- 
stische, sondern  eine  politische  und  moralische  Frage. 

In  moralischer  Hinsicht  bezeichnet  Görres1  der  Säku- 
larisation selbst  als  „ein  großes  Gottesgericht,  um  viel- 
jährige Schuld  zu  strafen,  gleichwie  die  Reformation  in  gleicher 
Weise  zu  Recht  gesessen,  um  den  Verfall  der  alten  Zucht  in 
und  außer  der  Kirche,  die  Erstarrung  des  höheren  geistigen 
Lebens,  die  Heuchelei  und  Selbstsucht  und  die  Verstockung  und 
Verdummung  in  entleerten  Formen  zu  züchtigen". 

Vom  geschichtsphilosophischenStandpunkt  aus  be- 
trachtet, stellt  sich  die  Säkularisation,  insbesondere  sofern  sie 
den  Verlust  der  Landeshoheit  der  Bischöfe  betrifft,  dar  als 
Folge  und  Abschluß  einer  notwendigen  geschichtlichen 
Entwicklung;  diese  evidente  Notwendigkeit  ist  denn  auch  der 
stärkste  Grund  ihrer  Rechtfertigung. 

Schon  ominöse  Zeichen  deuteten  für  Freising  auf  den 
Untergang  der  geistlichen  Herrschaft  hin.  Wie  die  Bilder  der 
deutschen  Kaiser  bis  auf  Franz  II.  im  Römer  zu  Frankfurt  alle 
Wände  einnehmen,  so  füllt  auch  die  Reihenfolge  der  Freisinger 
Fürstbischöfe  in  den  gemalten  Porträts  gerade  die  Seitenwände 
des  sog.  Fürstenganges  zwischen  Residenz  und  Dom  aus. 2 

Die  politische  Konstellation  neigte  sich  einer  gewaltsamen 

1  Teutschland  u.  d.  Revolution.  1819.  S.  48,  über  diese  Schrift  selbst  vgl. 
Brück  a.  a.  0.  II.  S.  2  ff. 

2  Sep,p  Religionsgeschichte  von  Oberbayern.  1895.  S.  224. 
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und  umfassenden  Umgestaltung  der  unhaltbar  gewordenen  Zu- 
stände des  alten  Europa  zu;  die  Staaten  hatten  sich  überlebt, 
am  allermeisten  die  kleinen  und  die  geistlichen.  Die  politische 
Umwälzung,  die  von  der  Tendenz  der  Bildung  von  Groß-  und 
Nationalstaaten  getragen  ist,  ohne  daß  sie  den  Zeitgenossen  zu 
Bewußtsein  kam,  führte  notwendig  zur  Vernichtung  der  geist- 
lichen Staaten,  deren  ganze  innere  Verfassung  in  den 
schroffsten  Gegensatz  zu  den  tatsächlich  bestehenden  und  hi- 
storisch gewordenen  Verhältnissen  geraten  war;  sie  war  insbeson- 
dere unvereinbar  mit  der  modernen  Staatsidee,1  die  gleich 
den  siegreich  gewordenen  Anschauungen  über  das  Verhältnis 
von  Staat  und  Kirche  nicht  mehr  zu  verdrängen  war.  Der 
Umschwung,  der  sich  hier  vollzogen  hatte,  mußte  in  seiner 
ganzen  Ungunst  vor  allem  die  geistlichen  Staaten  treffen;  sie 
hatten  die  ganze  öffentliche  Meinung,  welche  in  ihrer  Ver- 
fassung etwas  dem  Zeitalter  Fremdes  und  Unnatürliches  sah, 
gegen  sich.2 

Unverzichtbaren  Forderungen  des  modernen  Staates 
konnte  die  geistliche  Herrschaft  nicht  oder  doch  nicht  mehr 
entsprechend  nachkommen,  ohne  Prinzipien  aufzugeben,  deren 
Verzicht  gleichbedeutend  war  mit  dem  Verzicht  auf  Existenz.  „In 
der  Auflösung  vollzog  sich  ein  weltgeschichtlicher  Prozeß,  dessen 
innere  Berechtigung  so  wenig  bestritten  werden  kann,  als  für  das 
Mittelalter  diejenige  der  Bildung  der  geistlichen  Territorien." :>1 

Wohl  konnten  sich  die  geistlicheu  Fürsten  auf  den  legi- 
timsten Erwerbs-  und  Besitztitel  ihrer  Herrschaften  berufen, 
aber  der  Strom  der  geschichtlichen  Entwicklung  hält  nicht  inne 
vor  dem  Recht,  das  die  Vergangenheit  geschaffen  und  aner- 
kannt hat,  das  aber  mit  der  Gegenwart  und  seinen  tatsäch- 
lichen Verhältnissen  im  Widerspruch  steht  und  daher  im  gewissen 
Sinne  als  historisches  Unrecht  empfunden  wird.  Dieser  Ent- 
wicklungsprozeß tritt  zutage,  wenn  Zustände,  rechtliche, 
politische  und  kulturelle,  die  sich  nicht  fortbilden  wollen  oder 
können,  durch  außerordentliche  Ereignisse  wieder  ins 
Gleichgewicht  gebracht  werden. 

Dies  gilt  von  der  Säkularisation,  und  nur  mit  dieser  Annahme 
einer  geschichtlichen  Notwendigkeit  kann  sie  verteidigt 

1  vgl.  z.  B.  J.  G.  Bluntschli,  Allgem.  Staatslehre.  1886.  IL  S.  374  ff. 

2  vgl.  den  publiz.  Kampf  um  die  geistl.  St. 

3  Richter-Dove,  Lehrb.  des  kath.  u.  prot.  K.  R.  1886.  S,  1289. 
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werden;  in  dem  Sinn  erscheint  sie  auch  „als  ein  abgeschlossenes 
weltgeschichtliches  Ereignis,  das  keine  politische  Kritik  weder 
erschüttern,  noch  zur  schier  unerschöpflichen  Quelle  staatlicher 
Pflichten  verwandeln  kann".1 

Man  ist  gewohnt,  das  Vermögen  der  säkularisierten  Stifter, 
das  der  Staat  eingezogen,  sehr  hoch  anzuschlagen,  ohne  in 
gleicher  Weise  die  finanziellen  Leistungen  des  Staates,  die  er 
aus  der  Säkularisation  übernommen,  hervorzukehren.  Nieman- 
den wird  es  einfallen,  den  Wert  des  Kirchenvermögens  nach 
dem  zu  bestimmen,  was  der  Staat  wirklich  profitiert  hat, 
sondern  er  wird  auf  dessen  Konto  setzen  auch  den  Gewinn,  der 
dem  Staat  durch  die  Verschleuderung  des  Kirchenvermögens 
entgangen  ist;  die  Billigkeit  verlangt  aber  auch,  daß  bei  dieser 
Wertbestimmung  die  finanzielle  und  wirtschaftliche  Lage  der 
säkularisierten  Stifter,  die  Leistungen  des  Staates  für  den  Unter- 
halt der  Mitglieder  dieser  Stifter  und  die  Ausgaben,  die  dem 
Staat  für  die  Ausübung  der  Landeshoheit  in  den  geistlichen 
Territorien  erwuchsen,  im  richtigen  Verhältnis  in  Ansatz  ge- 
bracht werden. 

Der  Staat  übernahm  eben  nicht  nur  die  Aktiva,  sondern 
auch  die  Passiva,  nicht  bloß  die  wirtschaftlich  blühendsten 
Gebiete,  sondern  auch  Staaten  und  Stifter,  die  vor  dem  wirt- 
schaftlichen Ruin  und  finanziellen  Zusammenbruch  standen. 
Mag  erster  es  von  andern  Hochstiftern  gelten,  für  Fr  ei  sing 
wenigstens  steht  letzteres  urkundlich  fest.  Auf  dem  Hochstift 
lastete  eine  Schuld  von  über  600  000  fl.,2  mit  dem  Vermögen 
des  Domstifts 5  übernahm  der  Staat  auch  dessen  Schulden  in 
der  Höhe  von  150  000  fl.  Weihenstephan1  stand  schon  1800 
vor  dem  Bankrott  bei  einer  Schuldenlast  von  fast  200  000  fl. 

Außerdem  hatte  der  Staat  den  Gliedern  der  säkularisierten 
Stifter  den  lebenslänglichen  Unterhalt  in  der  Form  von  Pen- 
sionen, die  9/10  des  bisherigen  Einkommens  betrugen,  zu  ge- 
währen. 1817  zahlten  die  Kassen  der  rechtsrheinischen  Kreise 
an  Pensionen  der  säkularisierten,  noch  lebenden  Geistlichen 
höheren  Ranges  (zusammen  237  an  der  Zahl)  die  Summe  von 
502  696  fl.  11 V,  kr.  jährlich.5 

1  Meurer,  Bayr.  Kirchenvermögensrecht.  II.  S.  41. 

2  Kr.  A.  H.  L.  fasc.  330-335.  Heck.  Fris.  f.  308. 

<  H.  L.  f.  181-186.  1  Kr.  A.  Klost.  Litt.  f.  818  0:  821/17. 

Kr.  A.  Min.  Reg.  fasc.  236.  Nr.  4.  —  Nicht  miteingerechnet  in  diese 
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Die  Einkünfte,  welche  dem  Staat  aus  Steuern,  Domänen 
und  andern  Quellen  aus  den  ehemals  geistlichen  Territorien 
zuflössen,  mußte  dieser  für  das  Land  wieder  verwenden.  Eine 
genaue  Prüfung  würde  .vielleicht  ergeben,  daß  sie  bei  den  ge- 
steigerten Staatsbedürfnissen  in  späterer  Zeit  gar  nicht 
mehr  ausreichten. 

Werden  endlich  die  finanziellen  Leistungen  des  Staats  für 
Kirchenbaulast  und  Besoldung  des  Klerus  in  Berücksichtigung 
gezogen,  so  wird  sich  ergeben,  daß  kein  allzu  großer  Unter- 
schied mehr  besteht  zwischen  dem,  was  der  Staat  in  der 
Säkularisation  an  Kirchenvermögen  an  sich  gebracht  und  was 
er  im  Laufe  der  Zeit  und  in  der  Gegenwart  für  die  Bestreitung 
kirchlicher  Bedürfnisse  geleistet.  Schon  um  in  diesem  Punkte 
Klarheit  zu  schaffen,  wäre  eine  auf  Quellenforschung  beruhende 
Geschichte  der  Säkularisation  ein  dankbares  und  begrüßens- 
wertes Unternehmen,  das  eine  fundamentale  Grundlage  bilden 
würde  bei  der  Vermögensauseinandersetzung  anläßlich  der  Tren- 
nung von  Kirche  und  Staat,  falls  diese  auch  bei  uns  ein- 
mal kommen  sollte. 

Summe  waren  also  die  Pensionen  der  Klostergeistlichen  und  der  ehemaligen 
bischöflichen  Beamten,  die  nicht  in  den  Dienst  der  neuen  Landesherrschaft  über- 
treten wollten. 


